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AlB-Aktuell: Giftküche Washington 
Mit einem Anklagepunkt von btsc>Ildercr Offentlichkciuwirksamkcit 
glaubte US-Aulkruninister AJexarldcr Haig bei seinem WCSlbcrlin­
Besuch Mine September dJ. aufwarten zu können. Vor der Kulisse: 
der 80.000 DcmonSlranten, die gekommen waren, um ihrcn Protcst 
gegen die Neutronenbomben· und Atomrakctcnpolitik Washingtons 
aUJ2.udrilckcn, behauptete A. Haig am 13.9.1981, die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten hätten "tödliche chemische Walfen in Laos, 
Kampuchca und Afghanistan benutzt", Für den näch!itcn Tag kiin­
digte er in Washington eine Prcssckonfcn:m: an, auf der "handfette 
Beweise" für dic:;c BehauplUng vorgelegt werden sollten. 
Der Prop~.mda-Coup erwies sich schnell als nur allzu vordergriindig 
angelegtes Manöver, mit dem von der DisltulSion um die hiesige Sta­
tionicrung von Crui5e Missiles und PerslUng·lI·Raketen und um die 
Entscheidung des US·Präsidenten Ronab Reagan, die Neutronen· 
bombe jen;t doch bauen zu lassen, abgelenkt werden sollte. Als ein· 
zi~s 8eweis$liiek ftihnen die auf der erwähnten Pressekonferenz vor· 
genelIten "E"perlen" ein vergilbtes Blatt mit Stengel vor, das aus der 
Grenzregion zwischen Thailand und Kampuchea stammen und an 
dem Mykoto"ine (Pilzgifte) gefunden worden sein Jollen. 
Nun leidet die ganze Region heute noch an den NaturvelWÜStungen 
aus der Zeit du US· lndochinakricges (1964-73), ab die Luftwaffe 
der USA über der Region tonnenweise hochgiftige Stoffe abwarf. 
Abgesehen davon, daß selbst Springers Welt davon sprach, die USA 
seien möglicherweise "zu voreilig mit ihren Indizien, die noch ein· 
gehender Priifung bedürfen, vorgeprescht", und die Süddeutscht Zei· 
tung ftststellte, es gebe "nicht die Spur eines Beweises" rur den 
sOl.jeti$chen Einsatz bakteriologiseht! Waffen in Afghaninan, ist dit 
westliche Führungsrnacht doch wohl die letzte, di" Grund h:itte, sich 
ab Wächter du Moral aufzuspielen. 

E5 gibq"doch noch einen gewichtigen Grund, weswegen den USA an 
einem erfolgreichen Ablenkunglmanöver, wie e. von AJuander lIaig 
nur versucht wurde, gerade jet1.t gelegen wäre. Seit dem 26. juli dJ. 
wirft die kubanische Regiel'\lng dtm US-Geheimdienst CIA vor, " in"n 
gezielten bakteriologischen Krieg gegen Kuba zu führen. Und Was· 
hington tut sich sichtlich schwer, die in diesem Zusammenhang vor· 
gelegten B"w"ise zu "ntkräften. Zu plausibel ist das Indizienmaterial. 
Kuba, dtsscn Gesundheitswtscn selbst Gtgntr der Revolution als vor· 
bildlich für die Dritte Welt anerkennen, war in d"n letzten zwei 
Jahren Opfer von vier Seuchen und bckärnJ;lft gegenwärtig gtrade 
<:ine roofte. Erst raffte die Schweinepest über 100.000 Schweine 
dahin. Dann Hihrte der Tabakschimmel zu großen Emtcausfii.llen, 
gefolgt vom Zuckerrohrpilz, dureh den 1/3 des Zuckerrohrbcstandes 
vemichtet wurde. Seit Anfang juni dJ. erkrankten dann innerhalb 
von nur sieben Wochen 213.404 Mensch"n an Do:ngue·'ieber; 113, 
darunter 81 Kinder, l1amen. Genauso plötzlich - und wieder zueut 
in der Hauptstadt Havanna - erkrankten seit dem 3. September dJ. 
1.815 M"ß5chen an einer blutenden Bindehautentzündung, die nie· 
mah zu~or in KuL>a aufgebucht war. 
US·~1ilitärs schätzen den "Vorteil" bakteriologischer WaHen vor al· 
lern de~halb, weil ihr Einsau kaum nachzuweiscn ist, da ähnliche 
Krankheitserreger auch in der Natur vorkommen. Das Dengue·FieL>er 
wird aber ausdrücklich in der b"i der US·Army vorhandenen Liste 
der "yorrätigen Krankheiten" geflihrt. 
Wie US·amerikanische Anneedokumente, die am 29.10.1980 CUt· 
mals rur die Öffentlichkeit freigegeben wurden, bezeugen, haben die 
USA die Dengue-crzeugende Mücke Aedes Aegypti !!Cit J9!>6 im gro· 
ßen Maßstab rur den Einsatz getestet. In einem im August dJ. er· 
schienenen 8uch schreibt der ehemalige FBI·Agent William W. Tur· 
ner, daß berciu in der Nixon·Ära biologische Waffen zum gegen 
Kuba gerichteten Einsalzarsenal gehörten. Er schreibt, daß auch 
der Einsatz des Afrikanischen Schweincfiebers und die Herbeiftih· 
rung "on Veranderungen in der Atmosphärt über Kuba zu "Nixons 
schmutzigen Tricks" gehörten. 
In einer Erklärun~ der Regicrun~ Kubali aus dcr zweiten September· 
hii.lfte 1981 heißt es: "Die seltsame und unerkhirliche Art, auf die die 
Krankheit (die blutende Bindehautentzündung; d. Red.) in Kuba auf· 
tauchte - plötzlich wie das Dengue beginnend in der lIauputadt der 
Republik - erh,irtet, ZUSJmmen mit früheren Aklivitäten, die durch 
Kuba wiederholt ve."HteiJr und von den Yankee·lmperialiuen sclb.t 
zugegeben wurden, unseren tiefen Verdacht, daß die imperialistische 
Regierung der Vereinigten Staaten baktereologische Waffen gegen 
unser Land einsell.en." 
Die Enthüllungen über die bakteriologische Kricgsrührung der USA 
gcgen Kuba passen in das dggrcssive Konzept, das die Reagan·Admi· 
nistration g<'llcn die fortschrittlichen I:::ntwicklungcn in der Kar ibik 
und Mittclamerika au~arbeitct hat. Wie die jüngsten Entwicklungcn 
beweisen, sctun die L"SA ddbci mehr denn je auf den Einsatz mi litä· 
rischer Macbtmittcl. Inten'entionsübungen gehöKn WiWH zum fe· 
Slen Beuandteil US·amerikanischer Kriegsspiele in der Region, seit 

die USA am I. Oktober 1979 ein "Ständiges Opcrationskommando 
Karibik" mit Sitz in Kcy West (Florida) geschaffen haben, das jeut 
einen integrierten Bestandteil der Schnellen Eingl\"iftruppe darst"Ut. 
Einen Höhepunkt erreichte diese interventionistische Generalprobe 
im Rahmen des weltweiten NATO·Manövers "Occan VentuK 8 1'", 
ßcmerkemswert und als Wiederbelebung der Versuche, einen Siid· 
atlantik pakt als südliches Pendant zur NATO zU .chaffen, ist die 
Tatsache, daß in diese Kriegsspiele auch Marineeinheiten aus Argen· 
tinien, Kolumbien, Uruguay und Venezuela mit einbezogen wurden. 

Es begann mit einer Interventiomiibung gegen Kuba auf dem USo 
Sttltzpunkt Guantanamo im Südosten der tnsel. Eine weitert Demon· 
stration militärischer Stärte fUhrten die USA auf der ihrer Kolonie 
Puerto Rico östlich vorgdagerten Insel Viequ,," durch. Die Übung 
war die größte im karibi$Chen Raum seit dem Ende des 2. Weltkrie· 
ges und richtete sich gegen "ine fiktive Inselgruppe mit Namen 
"Amber and the Amberines". So fiktiv war das Planspiel allerdings 
auch wieder nicht, denn der Do:ckname der Inselgruppe weicht nur 
unwesentlich ab von einem entsprtchenden Landstrich auf Grenada. 
Und die spc~iHsche AufgabenstelJung bestand darin, wie in Grenada 
enthullt wurde, die ab "nichtbefreundet" beschriebe~ Regierung 
"Ambers" zu entmachten, um eine Regierung nach dem Geschmack 
Washingtons zu inthronisieren. 
Ähnlich wie Grenada durch die Übung auf Vieques fühlte sich dann 
Nikaragua bedroht durch die von den USA und Honduras am 7. und 
9. Oktober dJ. g"meinsam in der Nähe der honduranischen Basis 
Puerto Cortts entlang der Atlantikküste durchgeführten Secmanöver 
unter dem Codenamen "Falcon Vista".just im Nachbarland Nikara· 
guas und EI Salvadors wurde geprobt, wie Tausende von Marines an 
Land gehen und die Macht im Lande übcmehmen. 

Kuba, Grenada und Nikaragua, was rur US'amerikanische Regierungs· 
offizielle ein und dasselbe ist, gelten in der Sicht Washingtons auch 
als größtes Hindernis bei einer Lösung der EI-Salvador·Frage:tu ihren 
Gunsten. Nach der mcxikanisch·f-ranzösischen Erklärung, mit der die 
Demokratisch·Revolutionäre Front (FDR) als "repräsentatiye polio 
t;,che Kraft du LandeIi" anerkannt wurde, sichtlich in die internatio­
nale Isolierung gedrängt, suchen die USA gleich:teitig nach neuen 
Vemündeten in der Region, die Stellvertreteraufgaben im Rahmen 
der US·Strategie wahmehmen können, fal ls sich ein direkter Inter· 
ventionismus als intemational:tu prtstigegef<ihrdend erweisen sollte. 
Denno(h, der Widerstand in der Region gegen die neue Aggressivität 
Wlühingtons ist im Wachsen begriffen, wie die machtvollen Do:mon· 
strationen in Nikaragua und auch in Mexiko gegen die Interventions· 
probe an der honduranischen Küste anzeigten. "Niemand braucht zu 
protestieren", sagte Sandinista·Kommandant Danicl Ortega ange· 
sichts d"r jüngsten Entwicklung, "wenn wir im Oktober unser Volk 
darauf vorbereiten, sich gegen jeden Angriff zu ve rteidigen." 
Es zeigt sich nicht nur im mindamerikanisch·karibischen Raum, daß 
die aggrcssi,'c Politik der Reagan·Administration nicht widerstandslos 
durchzusetzen ist. Vier Wochen nach dem eingangs erwähnten Ab· 
IcnkungsspieJchen A. Haigs fanden sich in Bonn 300.000 Menschen 
aller Weltansdlauungen und politischen Richtungen zur größten 
Demonstration in der Geschichte der Bundesrepublik zusammen. Der 
weltweite Widerstand 8'=gen den abenteuerlichen Konfrontationskurs 
Washingtons wird weilergehen. 
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l'gypten 
Wolfram Brönner 

Sadats Ende -
ein Schock für Washington 

Das Attentat vom 6. Oktober 1981 gegen Ägyptens Präsi­
denten Anwar al-Sadat schockte die arabische Welt nicht 
wie: dies das lIc:rzvc:rsagc:n seines Vorgängers Camal Abdel 
Nassc:r (1956-70) am 28. September 1970 getan hatte. Da­
mals gaben in Kairo 10 Mio Menschen G.A. Nasser, der 
unbestrittenen Führc:rfigur des panarabischen Befreiungs­
kampfes und der ägyptischen Revolu tion, das letzte Geleit, 
und ihren Gefühlen freien Lauf. 

Nun, am 10. Oktober 1981 nahm unter strengsten Sicher­
hc:itsvorkehrungen am Rande Kairos nur eine kleine Schar 
erlesener "Freunde" Abschied von A. Sadat. darunter Israels 
M.Begin und mit R. Nixon, G, Ford und J. earter drei Ex­
präsidenten der USA. Aus der arabischen Welt aber kamen 
ganze drei hochrangige Staatsmänner (des Sudan , Omans 
und Somalias). Und die rund 43 Mio Ägypter reagierten 
n icht mit spontanen GefUhlsausbrüchen, sondern mit einer 
- so ein Beobachter - "augenfälligen allgemeinen Gleich­
gültigkeit") bzw. abw3nenden Haltung. 

Geschockt und mit selten aufwendigen Trauerbekundungen 
reagierten hingegen die herrschenden Kreise in Washington. 
Präsident Sadat war für sie seit ihrem Separatfriedensschluß 
von Camp David im September 1978 "der Anker, das Zen· 
trum unserer Nahostpolitik gewesen ... Niemand weiß nun. 
was kommt". So Zbigniew Brzezinski, der damals in Camp 
David die Feder führte. Außenminister Alexander Haig, der 
die US-Delegation zu den Trauerfeierlichkeiten nach Kairo 
geleitete. sprach von Ägypten "als unserem wichtigsten Ver­
bündeten im Nahen Osten" - neben dem teuersten "Freund 
Israel" versteht sich. 

Das ad-hoc-Rezept lautet auf neuerliche Ausweitung der US­
Militärpräsenz in der Region sowie Rückenstärkung für be­
freundete Regime. A. Haig: "Von Zeit zu Zeil müssen wir 
e infach Flagge zeigen ... Es ist wichtig, zu demonstrieren, 
daß es keineswegs tödlich ist, Verbündeter der USA zu 
sein." Dies glaubhaft zu machen, fallt seit dem Aus für den 
iranischen Schah und A. Sadat freilich schwer, t raf es doch 
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mit ihnen gerade die mit der US·Strategie am innigsten ver­
wobenen unter den prowestlichen Regimes des Nahen und 
Mittleren Ostens. Die Ermordung Präsident Sadats ist soge­
sehen eher eine Warnung an die Dynastien Saudi Arabiens 
oder Jordaniens, die Umarmungen mit Washington nicht 
gleich zu weit zu treiben, um den arabischen Volkswider­
stand nicht unnötig herauszufordern. 
Genau dies aber tun augenblicklich die Regimes Ägyptens, 
des Sudan und Omans, die ihre Teilnahme an "sehr ausge­
dehnten gemeinsamen Manövern" (A. Haig) im November/ 
Dezember dJ. mit dem Kern der Schnellen Eingreiftruppe 
der US-Armee zusagten. Die Reagan-Administration signali­
sierte ihren besonderen "Schutz" für die Regimes Mubaraks 
und Numeiris ferner, indem sie noch am Tag des Attentats 
erhöhte Alarmbereitschaft für die im Mittelmeer stationierte 
6. US-Flotte und rur den Raum nördlich von Alexandria die 
bislang größte Konzentration (darunter der Flugzeugträger 
Nimitz) a!;).ordnete. Am 15. Oktober erreichten dann zwei 
fliegende Oberwachungsanlagen des Typs AWACS den 
ägyptischen Luftraum, um für unbestimmte Zeit die USo 
amerikanische Kontrolle insbesondere der Grenzgebiete 
Ägyptens und des Sudan zum benachbarten Libyen ins 
Visier zu nehmen. 2 

Unmittelbar bevor steht ferner die Bildung einer gemein­
samen ägyptisch.sudanesischen Militärkommission, die vom 



Magazin Newsweek ab letztes Cemeinschaftsprojekt Anwar 
al-Sadau: mit den USA und als "ambitiöse neue Strategie des 
Umgangs mit Libyens Oberst Muhammar Chaddafi" gekenn­
zeichnet wurde. Diese Militärkommission soll Pläne rUf eine 
.,kombinierte Antwort" auf eine vorgebliche ,.libysche At­
tacke oder andere so ..... jetisch gestützte Aggressionen in 
Nordafrika" anfertigen, Operationspläne also, "die eine 
mögliche ägyptische Invasion in Libyen mit einschließen". 3 

Um die öffentlichkeit auf eine solche Aggression zeitig ein· 
zustimmen, halte die Reagan-Administration seil juli/Au­
gust dJ. eine Medienkampagne gegen "Ghaddafi, den ge· 
fahrlichnen Mann der Welt"" lanciert. Und um die Reak­
tion Libyens zu "testen", hatten es die USA am 19.8.1981 
mit dem Abschuß zweier seiner Flu~euge und gleicbzeiti­
gen Manövern der 6. Flotte in libyschem Hoheitsgebiet des 
Golfes von Syrte herausgefordert. Derartige Kriegsspiele 
ziehen, wie wiederum Newsweek zu berichten wußte, auf 
die Destabilisierung und den Sturz. des Ghaddafi-Regimes 
ab. Dabei solhe namentlich Ägypten, das bereits 1977 mit 
einem Uberfall gegen Libyen Erfahrungen gesammelt hatte, 
assistieren; "Washingtons Staatsbeamte möchten zusätzlich 
gerne sehen, wie Chaddafi das verdauen wird ...... as sie mit 
Nachdruck als 'Zufall' be"LCichnen: Ägyptische Truppen 
..... erden an der libyschen Grenze Manöver abhalten - genau 
zur selben Zeit." 5 

Gemeinsames Angriffsziel Libyen 

Libyen lautet auch das Angriffsziel Nr. J des gemeinsamen 
Militärmanöven .. Bright Star", bei dem u.a. direkt aus den 
USA anfliegende str;l.legische B·52-Kommandos im ägyp­
tisch.libyschen Crenzbereich den geziehen Bombc:nabwurf 
proben ..... erden. Als Reaktion auf Sadats Tod will Washing­
ton nun die Waffenhilfe für Ägyptens 395.000-~1ann-Annee 
(Libyen: 50.000), die sich derl.eit schon auf über I Mrd 
Dollar belauh, weiter anheben. Begleitend zu \'entärkter 
US-Militärhilfe auch an den Sudan (Facon-Raketen, Panzer· 
fahrzeuge, pan"LCrbrechende Waffen und Kampfflug-l.euge) 
ist weiter an die Entsendung eines ägyptischen Armeekon­
tingents in den Sudan gedacht. Sie 5011 fur zusätzlichen 
Druck gegen Libyen und rur das überleben des angeschla· 
genen Numeiri·Regimes bürgen. 6 

All dies läuft darauf hinaus. Ägypten rur die Rolle als stell­
vertretende L:S-Sturmtruppc gegen Libyen auszustaffieren. 
die der Stell ... ertreterrol1e Israels im 1981 neubelebten Zer· 
mürbungskrieg gegen die Palästinensische Befreiungsbewe­
gung (PLO), die Libanesische Nationalbewegung und Syrien 
auf libanesischem Boden 7 nahekame. Andere:rseits fand 
sich das Kairoer Regime, gegen eine jährliche ,es· Wirt­
schilftshilfe von deneit über 1.15 :..Ird Dollar, zur Cberlas· 
sung von Militarbasen in Ras Banas und auf dem Sinai rur 
die l,;S-Eingreiftruppe bereit: jeu.t, nach A. Sadats Ende, 
auch noch zur Suuonierung \'on AWACS·Maschinen im 
Zentrum der :-':ahostregion. 
A. Haig nannte all weitere Nahziele de:r aktuellen L'S·:-':ah· 
ostpolitik eine Annaherung zwischen Ägypten und Saudi 
Arabien sowie eine gemeinsame militärische Planung mit 
buel. 

Wahrend die Reagan-Administration so seit ihrem AmtSan­
tritt vom januar 1981 einiges zur Schaffung .,heißer Kon­
frontationslinien" (Libanon. Libyen!) tat, unternahm sie ­
ganz im Sinne der Regierung Begin - nichts, um den seit 
Ende 1979 auf der Stelle tretenden israelisch-ägyptischen 
Separatgesprächen l:ur sog. Autonomie fur das palästinen­
sische West jordan- und Gaugebiel neuen Schwung zu 
geben. 
Damit aber 
Camp David 

..... urden die 
(Septembc:r 

Separatfriedensabkommen von 
1978) und Washington (Marz 

• I 

1979)8 insgesamt in Frage geStel1t, wenngleich die israeli­
sche:n Besatzungstruppen vereinbarungsgemäß im April 
1982 das Reststück der agyptischen Sinai-Ilalbinsel räumen 
sollten. In Washington melden sich heute kritische: Stimmen 
zu Wort. man habe mit Schuld an Sadats Tod. weil man 
nicht genug Druck LU seim"n Cunsten gegenüber dem uno 
nachgiebigen Israel geltend gemacht habe. 
Damit wilren wir bei den L'rsachen des Endes Anwar al· 
Sadats. Der Präsident halle sein politisches Schicksal mit 
dem Verheißen eines .. Friedens für alle Ewigkeit" ,'crknüpft 
und zugleich vorgegeben, sein Ausscheren aus dem arabi­
schen Lager werde eine gerechte Lösung der Palästinafrage 
näherrücken IaHen. L'nd dieser, laut A. Sadat, nur mit Hilfe 
der L'SA machbare (Separat-)Frieden werde flir die: ägypti. 
schen Massc:n auch einen Auswe:g aus de:r sozialen Not be­
scheten. Immerhin hatten sich noch im januar 1977 ~Iillio­
nen Ägypter gegen A. Sadau Öffnungspolitik. die Bereiche· 
rung einer parasitären Oberschicht und gegen den geplanten 
Sozialabbau (Streichung der Xahrungsmittelsubventioncn) 
erhoben. Lc:tztere mußte das Regime zuri..Jcknehme:n. L:nd 
mit den Separatfriedensverheißungen 1977/78 erlangte der 
Präsident ent einmal breite Zustimmung. 

Das änderte sich freilich eingangs der 80er jahre. Mehr und 
mehr Ägyptern wurde klar: Camp David hatte dem eigenen 
Land zwar außerlich wirtschaftliche:n Nutzen (jährliche 
Suez·Kanal-Linnahmen von l.uletzt 800 ~Iio Dol1ar, Erlös­
steigerungen aus den Erdölexporten mithilfe des Sinai-Öls 
auf 2,15 ~lrd Dollar 1980/81, westliche Finanzhilfe 2,5 ~Ird 
Dollar) und eine jährliche Wachstumsrate \'On rund 8% 
(1975.8 J) eingebracht. Aber die prokapitalistische: Öffnung 
hatte die soziale Kluft ,'enieft, nämlich den Reichtum der 
parasitaren Bourgeoisie aufgebläht. ohne die Lebenslage de:r 
werktJtigen Massen zu verbessern. Die erhoffte Abtragung 
der Arbeitslosigkeit war ausgeblieben. die Inflation auf offi­
ziell 21% (1980) geklelten, die Entwundung der Bauern 
beschleunigt, die Wohnungsnot vergrößert worden. Rund 
28% der Be\'ölkerung leben nach einer behördliche:n Studie 
des jahres 1980 mit einem jährlichen Pro.Kopf·Einkommen 
von weniger als 350 Dollar unter dem Existenzminimum. 
Mit dem Hereins\Tömen \'on Auslandskapital (Stand 1979: 
550 ~1io Dollar) wurden Teile der einhcimischen Bour­
geoisie ruiniert, die neo kolonialistische Abhängigkeit des 
i\illandes \·orangetricben. ;-i.gypten. vormals nahezu Selbst· 
versorger an Nahrungsmitteln, muß diese heute l.U 50% im­
portieren. Die soziale Unzufriedenheit breitcr Bevölkerungs· 
schichten war die Folge.9 

Zusehends größer wurde in Agypten auch die Schar jencr. 
die die Wahre :-':atur des Sadat'schen "Friedens" durchschaU' 
ten. Denn nach Camp David uberzog Israel zweimal den 
Libanon und die dort ansassigen I'alastinenser mit Krieg, 
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Saad ed-Din Schasli 
Wir können das Kairoer Regime kippen 

G<nenol Sd! .. ~ (I.) bei dc. Oklol>c.lnep;>lonu"i 1913 ml1 A. Sad>1 (1.1.) 

Sud ed·Oin Schasli (60). fungierte im Oktobcrkrieg 1973 ab Gene­
raluabschef der ägyptischen Armee: und wurde aJs .. Held der Ober. 
querung" des Suez kanals weltbekannt. Als Gegnern der anschlie· 
ßenden Annäherung Anwar aJ-8adalJ an die USA wurdE: General 
Schuli seines Postens enthoben und au f Bouchafterposten nach 
London und Lissabon abgl:schoben. A. SadatJ J e rusaJcmrei$t im 
November 19 77, die Ägyptens Ausscheren aus der arabischen 
Front einleitete, war rur ihn Anlaß, sich vom Sadat·Regime ö ((ent· 
lieh loszusagen und im Exil (Algerie n. Libyen) auf teinen Sturz. 
hinzurbeiten. 
Im April 1980 gab Sud ed·Din SchuH in Beirut die Kons tituierung 
einer Ägyptischen Nationalen Front bckannt, in <kr sich Nuseri­
sten, islamische Kräfte. Kommunisten und unabhängige National­
demokraten zusammenfanden. Diese Einheiuorganis,acon de r 
ägyptischen Opposition arbeitet vomehmlich im Untergrund und 
hat offenbar auch viel mit der quasi Legalen Oppositionspartei der 
NationaJprogt"\""iven Unionistischen Sammlung (Vorsitz Khaled 
Moheddienne) gemein. Mitte Oktober 1981 bezog Genen.1 Schuli 
in Libyen im einzelnen Position : 

FRAGE: Wer tötete Präsident Anwar aJ·Sadat? 
S.O. SCHASLI, Ich habe Ihnen schon erklärt, daß ich das nicht 
diskutieren kann. 
FRAGE: Wie empfanden Sie den Mord an Sadat? 
S.O. SCHASLI: Ich bin froh. Ich bin von Genugtuung erfüllt. Aber 
Sadat war niCht unsere Hauptziebcheibc. Die ZieLscheihe ist das 
autokratische Regime Ägyptens. Sadat loszuwerden in ein Schritt 
in die richtigl: Richtung, abe r es miisfen noch viele mehr getan 
werden. 
FRAGE: Wer opponier t gegl:n das was Sie Ägyptens "autokrati­
sches Regime" nennen? 
S.O. SCHASL!, Das kann niemand mit Bestimmtheit sagen, weil es 
keine Demokratie im Lande gibt. Es gibt keine freie Presse, keinen 
Zugang zu den Medien und alle oppositionellen politischen Parteien 
sind geächtet. Aus der Tatsache, daß Sadat selbst die Inhaftierung 
von 5,000 "OpPO$itionsführern" anordnete, können Sie sich eine 
Vorstellung von deren Anzahl machen. (Die offizielle ägyptifChe 
Zahl ist 1.536.) 
Ich kann Ihnen versichern. daß sich die Opposition gegen das Re­
gime von der äußersten Rechten bis zur äußersten Linken ers treckt, 
mit Vielen dazwischen. Inbegriffen sind die NasS<"risten, Marxisten, 
Liberalen und die fundamentalistische Grupp<" Tagfir wal Higra 
(Sühne und Flucht). 
FRAGE: Was eint diese Gruppierungen? 
S.O. SCHASLI : Was uns zusammenhält ist die Idee der Demokra· 
tie, die Idee, Sadat zu kippen. Wir wollen das autokratische Regime 
loswerden, die Presse· und Redefreiheit wicderllentellen und echte 

Wahlen abhalten. 
FRAGE: Wenn die Opposition die Macht übernähme, würde sie 
dann geeint bleiben? 
S.O. SCHASLI: Jede Gruppienmg wüme zu ihrem Recht kommen 
und ihre eigene Partei aufbauen. Und jede würde den Anteil der 
Macht erhahen, den sie bei den Wahlen elTingt. 

FRAGE: Das klingt wie eine feine demokratische Zielsetzung, aber 
sie benuuen gewaltsame Minel um sie durchzuseuen. Wie recht­
fertigen Sie das? 
S.O. SCHASLI: Was können wir sonn tun? Ich heiße die Gewalt 
nicht gut, aber das Regime Sadats und MubaraKs läßt uns keine 
Wahl. 
Ich frage Sie aufrichtig, wie es eine friedliche Opposition mit all 
den repressiven Geseuen geben soll? Wie sonst Jollen wir uns äu­
ßern? Natürlich glauben wi r, daß der beste Weg zur ElTichtung 
einer Demokratie demokratische Minel sind. Was Sie jetzt in 
Ägypten fehen, ist die Selbstverteidigung der Opposition. Wir sind 
zu ihr gezwungen worden. 

FRAGE: Un terstützt Sie die Armee? 
S.O. SCIIASLI: Sie müssen bedenken. daß die Armee zusammen­
gl:setzt ist aus Söhnen des Volkes, Söhnen von Bauern und Arbei­
tern, auch aus der Intelligenz (sie i$l eine Wehrpflichtigenannee; d. 
Red.). Wenn die Zeit für sie gekommen in, rur das Volk aufzuste­
hen, dann - SO glaube ich - werden sie die riCht ige Wahl treffen. 
FRAGE: Wann wird das passieren? In Wochen oder Monaten? 
S.O. SCHAS LI : Das kann niemand s~n. Die tlaltung der Annee 
ist der entscheidende Faktor. 
FRAGE: Wie sind die Verbindungen der oppO$itionelloen Gruppen 
zu Libyen? 
S.O. SCHASLI: Unsere Beziehungen zu Libyen sind nicht besser als 
jene, die wir zu Syrien, Aden (Südjemen; d. Red.) oder zur Palästi­
nensischen Befreiungsorganisation haben. Wir haben ein ausgezeich­
netes Verhältnis zu allen Mitgliedern der Standhaftigkeitsfront. 
Bedenken Sie, ich lebe in Algier. Ich bin $t iner Zeit deshalb hierher 
nach Libyen gekommen, weil es da eine gemeinsame Grenze gibt, 
weil Libyen näher an Ägypten liegt als Algerien. ( ... ) 

Oppositionelle CewaJt ist Selbstverteidigung 

FRAGE: Ist die Nichtanerkennung der Vereinbarungen von Camp 
Oavid (vom September 1918 zwischen den USA, Israel und 
Ägypten; d. Red.) ein grundlegendes Ziel Ihrer Bewegung? 
S.O. SCHASLI: Wir glauben. daß Camp David ein Irrweg war. Falls 
es in Ägypten demokratische Verhältnisse gegt:ben hätte, hälle 
Camp David nie eine Chance gehabt. Sadat organisierte ein Refe­
rendum in dieser Angelegenheit. aber das Votum war manipuliert. 
Die Kandidaten rur das Parlament hatten ihre Unterstützung rur die 
Vereinbarungen von Camp David auszudrücken. oder sie büßten 
ihre Nominierung durch die einzige politische Parte; im Lande 
ein. (.,.) 
FRAGE: Was denken Sie über Hosni Mubarak? 
S.O. SCI IASLI : Ich gab Mubarak eine Chance. Ich sagte öffentlich. 
daß ich ihn nicht Hi r alle Fehler Sadats verantwortlich mache. Ich 
brachte drei Bedingungen vor: die sofortige Entlassung der politi. 
schrn Gcfangenen, die B<;endigung des 'Kriegsn:chts' und das Ein­
frieren von Sadats reprcssiven Gefetztn. 
Jetzt könn .... n Sie ja sehen. was Mubarak getan hat. Er setzte die 
Wahl diese Woche, gtrade dn:i Tage nach Sadau Bciit:lzung an. Ich 
frage Sie: Ist das Demokratie? 
FRAGE: Was sind Ihre nächsten Pläne? 
S.D. SCHASLI: Ich werde nach Algier zurückgehen. Wir wem .... n 
den Kampf fortfUhren. um das ägyp tische Volk zu kontaktieren. 
Wir werden alles tun, um das Regime -.:u kippen. 
FRAGE: Werden Sie oder Ihre Verbündeten eine E,.,ilrcgierung in­
itaLlieren? 
S.O. SCHASL!: Ich will das nicht ausschließen. Aber das ist noch 
niche geklärt, Wir woLLten erst abwarten und schen. wie sich Muba· 
rak verhält. 
jo'RAGE: Jetzt haben Sie es gefehen. 
S,O. SCHASLI: Ja, Mubarak hat uns keine Chance gegeben. ( ... ) 
(QueUe: Newswrek, New York, 19.10.198 I ) 



verschärfte es noch die Unterdrückung in den beset2:ten ara­
bischen Gebieten, forderte es noch seine Siedlungsexpan­
sion und annektierte es das arabische Ostjerusalern. Eine 
Lösung der Palästinafrage aber war seither in weitere Ferne 
gerückt. Selbst unter den im Parlament geduldeten Parteien 
mehrten sich jetzt Distanzierungen vom Camp-David-·Kurs, 
voran von I. Schukris Sozialistischer Arbeiterpartei. 
Obendrein hatte Ägypten mit seiner Anlehnung an die: USA 
und Israel wieder fremde Militärbasen, bestimmt rur die be­
liebige Nutzung gegen die arabische Befreiungsbewe:gung, 
bereitgestellt - und so ein Stück nationaler Souveränität 
preisgegeben, sich in der arabischen Welt isoliert. Dies und 
das Hereinströmen westlichen Kapitals und Kommerzes 
weckte antiimperialistische Stimmungen, gerade auch unter 
der vom Beispiel der iranischen Revolution beflügeltelrl isla­
mischen Bewegung des Nillandes. 
Anwar al-Sadat suchte, und dies ist eine weitere Ul'Sache 
seines Endes, das zunehmende Aufbegehren mit immc:r rigi­
deren Unterdrückungsgesetzen und Säuberungsaktionen ein­
zudämmen. "Ägypten wird kein zweiter Iran", verkündete 
er Anfang September 1981. 

Sadats Kahlschlag gegen die Opposition 

Journalisten aus den USA und Frankreich wurden wegen 
solcher Vergleiche ausgewiesen, Zwistigkeiten zwischen 
Moslems und christlichen Kopten (rund 6 Mio Gläubige) 
zum Vorwand für den größten Kahlschlag des Regimes ge­
gen die gesamte politische und religiöse Opposition ge­
nommen. Rund 5.000 Personen (offiziell 1536) wurden in· 
haftiert, darunter Führungspersönlichkeiten der Soziialisti­
sehen Arbeiterpartei, der Partei der Nationalprogressiven 
Unionistischen Sammlungsbewegung, der Moslembrüdc,r, der 
wieder verbotenen Neuen Wafd-Partei oder der bekannte 
Nasser-Berater ~1. lIassan lIeikaJ. Der koptische :Papsl. 
Schenuda 111., wurde verbannt, 13 religiöse Vereinigungen 
verboten, 40.000 private Moscheen unter staatliche Aufsicht 
gestellt. 
Am 15. September d.]. schob das Regime die übliche Ver­
sion einer "sowjetischen Verschwörung'· nach (man wies 
den Sowjetbotschafter und andere Sowjetbürger aus), um 
die breite Protestbewegung als außengesteuert zu diskredi­
tieren. 
Und A. Sadat ließ wieder einmal eines seiner Volksreferen­
den zur Sanktionierung von Massenrepressalien folgen, "bei 
denen" - so der Stern vom 15.1.1981 - "freilich nur weni­
ge Wahlberechtigte ihre Stimme abgaben. So steckten Feuer­
wehrleute und PoliziSten Ja-Zettel gleich bündelweise in die 
Urnen, bis Zustimmungen von 99% erreicht waren".lO 
Der Anführer der Offiziere, die während einer Militärp.arade 
am 6. Oktober 1981 das Attentat gegen A. Sadat ausführ· 
ten, war ein Betroffener des vorausgegangenen Kahls,:hlags 
des Regimes. Sein Bruder, ein Aktivist der islamischcn Be-

L,,<, Ik",,/Ien< *"' ".hI ... hl." M."kmbn .. k, !·.h,", J.Jmo,.,.oo III \00><1 "" ""."I'-'!'" 
Schcnoo. 111 

wegung, zählte zu den Verhafteten. Entgegen der offiziellen 
Version des neuen Präsidenten Hosni Mubarak aber war dies 
gewiß keine isolierte Aktion einer islamischen Randgruppe. 
Vielmehr hat sie offenbar zu tun mit einer relevanten Wider· 
standsströmung innerhalb der Streitkräfte und dem generel­
len Stärkezuwachs einer breitgefacherten politisch·religiösen 
Opposition. Innerhalb beider Komponenten dürfte der im 
April 1980 gegründeten Ägyptischen Nationalen Front 
(siehe Interview ihres Sprechers General Schasli) eine tragen­
de Rolle zukommen. Zu den damals formulierten Zielen der 
Front gehörten: der Sturz des herrschenden Regimes; die 
Annullierung des Abkommens mit Israel, die Auflösung der 
US-Stützpunkte, die "sofortige Vorbereitung für die Befrei­
ung der besetzten Gebiete" und die volle Unterstützung der 
PLO; die "Befreiung der nationalen Wirtschaft von der Herr· 
schaft des ausländischen und parasitären Kapitals" und die 
"Verwirklichung der wahren Demokratie·'.H 
Der am 13. Oktober d.J. per Referendum bestätigte Nach· 
folgepräsident Mubarak hat unterdessen mit seiner Anord· 
nung einer neuen Verhaftungswelle und einer Säuberung der 
Armee von "Extremisten·' (offiziell 134, davon 30 Offi· 
ziere) selbst angezeigt, daß mit der Volksopposition auch 
nach dem Scheitern des Aufstandsversuchs in der Provinz­
hauptstadt Assiut (in der ersten Oktoberhälfte) zu rechnen 
ist. Das meint aueh der gestandene Militärexperte Adelbert 
Weinstein: "Ob allerdings die Streitkräfte Ägyptens mit der 
Einlösung der amerikanischen Verpflichtungen zum sicheren 
Panner des Westens werden, bleibt ungewiß. Die Agypter 
haben eine Wehrpflicht armee. Das heißt, jede lJnruhe, die in 
der Bevölkerung aufkommt, teilt sich der Truppe mit. i'\ach 
Sadat ist diese Armee eine Sphinx."12 

Anmerkungen: 
I) Le Monde, Paris, 13.10.1981 
2) Zit. nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 8. und 

15.10.1981; Der Spiegel, 19.10.1981 und International Herald 
Tribune (IHT), Zürich, 12.10.1981 

3) NewWleek, New Vork, 19.10.1981 
4) So die Titelstory der New5week, 20.7.1981 
!'I ) Ebenda, 31. und 19.8.1981 
6) Daten nach: U.S. News & World Report, Washington, 

10.8.1981; F AZ, 14. und 16.10.1981 und Süddeuuche Zeitung, 
16.10.1981 

7) Siehe ausftihrlich: AlB 7.8/1981, S. 4ff. und 9/1981, 5.3 
8) Vgl. AlB 6/1979, 5. 20·23 
9) Daten nach: Le Monde Diplomatique, Paris, Oktober 1981; 

Time, New York, 19.10.1981 und FAZ,8.IO.1981 
10) Daten nach: IllT, 10.9.1981; D<:r Spiegel, 14.9.1981; Afrique 

Asie, Paris 28.9.1981 und Stern, 24.9.1981 
11) Voller Wortlaut des GrundungsdokumenlS in: AIS 6/1980, S. 

16-18 
12) FAZ,15.10.1981 
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Palästina -Libanon 
Mit spektakulären Bombc:nan.s<:hlägcn auf die Hauptquartiere der PalästincDsischcD Befrciung.sorganisatioD (PLO) und der 
Libanesischen Nationalbewegung in Beirut und Saida, bei denen zusammengenommen 83 Personen getötet und über 300 
verwundet wurden, bekräftigte die israelische Begin.Regierung im September d.J. das Festhalten an ihrer Kriegsführung auf 
libanesischem Boden. Ein Spitzenberater Menachim Begins umriß - laut Newsweek vom 28.8.1981 - dieses "Befriedungs"zid 
so: "Wir werden einen emeuten Abnutzungskrkg (der PLO; d. Red..) an unserer nördlichen Grenze nicht dulden. Wenn das 
passiert, werden wir etwas sehr drastisches tun, die Besetzung des gesamten Libanon eingeschlossen." Als ob die israelische 
Kriegsftihrung während der neuen Libanonkrise vom April bu Juli d.j. (siehe AlB 7.8/1981, S. 4.9) nicht "drastisch" gewesen 
wäre! Der Ausgang dieses ,,6. israeliscb·palästinensiscben Krieges" wird bier von Yassir Arafat, dem Vorsitzenden der PLO, 
bilanziert. Hintergründe der Libanonkrisc und die Sicht der Volksfront rur die Befreiung Palästinas (PFLP, gegr. 1967 unter 
Vorsitz von Georges Habbash) zur aktuellen Strategie der PLO beleuchtet das anschließende Interview mit Taysir Kuba. Mit T. 
Kuba, dem Leiter der internationalen Abteilung der PFLP, sprach in Beirut Harald Meinke rur das AlB. 

Yassi r Arafat 

Die US-Amerikaner 
testen uns! 

Opf~r <l<r .. ,.<1""",," JuIHlomt>arllemc:nb '" lI<"u' 

FRAGE: Indem Sie e inem durch die UNO vermittelten Waf· 
fenstillstand zugestimmt haben, haben Sie die Anerkennung 
Israels umgangen. Aber ist die Umkehrung nicht genauso 
richtig? 
Y. ARAFAT: Was ich getan habe, ist, e iner dringenden Bitte 
des Vorsitzenden des UN-Sicherheitsrates und des UN-Gene­
ralsckretärs Dr. Waidheim durch General Callaghan, den 
Chef der UNIFIL (UN-Truppe im SUdlibanon; d. Red. ), zu 
entsprechen. Ganz einfach, ohne Komplikationen . .. 
FRAGE: Glauben Sie, daß die letzte Konfrontation die 
feindlichen Parteien einander näher gebracht hat? 
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Y. ARAFAT: Sie müssen in Betracht ziehen, daß wir in 
einen Dialog mit Waffen verwickelt sind. Die Amerikaner 
und ihre Werkzeuge müssen begreifen, daß sie nicht gegen 
Gespens ter kämpfen, sondern gegen palästinensische Frei­
heitskämpfer, die entschlossen sind, ihre nationalen Rechte 
zuriickzugewinnen. 
FRAGE: Gab es nur e inen Vermittlungsversuch, oder ga l> es 
nicht zwei parallel laufende Versuche durch die UNO und 
die USA - einer auf Israel gerichtet, der andere auf die 
PLO? 
Y. ARAFAT: Die einzige Partei, die mit mir ein Waffenstill­
standsabkommen ausgehandelt hat, war die UNO. Aber wir 
können auch sagen, daß Saudi Arabie n nach unseren Infor­
malionen nach besten Kräften geholfen hat, einen Waffen­
stillstand zu e rreichen, besonders König Khalid und Kron­
prinz Fabd. 

Ich baue keine Sandbur-gen 

FRAGE: Die letzte Konfrontation, die sie d en sechsten 
israelisch-palästinensischen Krieg nennen, ist auch der pa­
lästinensische Ramadan-Krieg getauft worden. Der Rama­
dan-Krieg von 1973 zielte auf eine Reaktivierung der diplo­
matischen Front ab. Glauben Sie, daß di eser die gleiche Wir­
kung haben wird? 
Y. ARAFAT: Ich bezweine es, weil ich keine Sandburgen 
baue. Lassen Sie mich erklären. Der paläslinensische Sieg in 
dieser Konfrontation ist eine Tatsache, die in den politi­
schen Bereich übertragen werden wird. 
Wir waren siegreich in dem Sinne. daß die israelische Strate­
gie, die darauf abzielte, die palästinensische Infrastruktur zu 
zerstÖren und die Beziehungen zwischen Libanesen und Pa. 
lästinensern zu schwächen, zweimal innerhalb von dreiJah­
ren fehlgeschlagen ist (I978 und diesmal). Trotzdem 
könnten die Amerikane r versuchen, den Annäherungsver­
such von Camp David mit einigen kosmetischen Abänderun­
gen weiterzuverfolgen, einen Annäherungsversuch, der er­
kanntermaßen zu einem Ende gekomm en ist aufgrund der 



palästincnsischcn Zurückweisung, die eine arabische Oppo. 

sition gegen Camp David ausgelöst halo 
Deswegen ist es für jede neue politische Initiative erforder­
lich, dem Kern des I'roblems, der Palästina frage und der 
Führungsrollc der 1'1.0 bei deren Lösung, Rechnung zu tra· 
gen. Ich habe immer gesagt: Kein Friede im Nahen Osten 
ohne Berücksichtigung der palästincnsischen Sache. Der letz­
te Krieg hat diesen Palästinafaktor mehr als je zuvor be· 
stärkt. 

FRAGE: Dennoch haben Sie einmal einen Brief von Henry 
Kissinger erhalten, der an Sie gerichtet war in seiner und 
Ihrer offiziellen Funktion. 
Y. ARAFAT: Tatsächlich habe ich während der Libanon· 
krise 1975·76 zwei Briefe von Kissinger (damals US·Außen· 
minister; d. Red.) erhalten, in denen ~ mir dankte, weil wir 
bei der l-:vakuierung amerikanischer Staatsbürger aus dem 
Libanon geholfen hatten, einmal auf dem Sceweg und das 
zweite Mal durchs Gebirge nach Damaskus. Sie wurden mir 

durch das ägyptische Außenministerium überbracht. 
fRAGE: Welche Rolle so11ten Ihrer ~Ieinung nach die Ver· 

einten Nationen übernehmen? 
Y. ARAfAT; Nachdem ich eingeladen worden war, eine 
Ansprache vor der UN.Voll\·ersammlung zu halten, wurde 
1974 eine Resolution angenommen, die Resolution 3236, 
die die Souveränität und nationale Unabhängigkeit in Pa· 
lästina forderte. Die Suche danach muß über die Vereinten 
Nationen erfolgen. Wir würden es gerne sehen, wenn die 
UNO eine wesentliche Rolle einnehmen würde, gerade auch 
in der Inlerimsperiode zwischen israelischer Okkupation 

Yassir Arafal 

Unsere Bilanz des 
6. israelisch­

palästinensischen Krieges 
Was im Krieg der ktuen Tage (im Juli dJ.; d. Red.) geschah und 
15 Tage dauerte, war gegen das libanesische und palästinen5ische 
Volk, gegen die pal.ä$tinensische Revolution und die PLO gerichtet. 
Es war ein Vernichtungskrieg auf eindeutigen Befehl der USA 
gegen die paläJtinenJische Revolution und die PLO sowie gegen das 
paliistinensische und das libanesischc Volk. 
Das kam in den ErkUirungen der Verantwortlichen in den USA .sehr 
klar zum Ausdruck. Sicherheil5berater Richard Allen sagte, daß die 
i5r.JClische Armee ein Recht auf eiroc "heiße" Verfolgung der Pa­
lästinenser habe und daß sich die Zentren des internationalen Ter· 
rorismuJ in der Sowjetunion, bei der PLO und in Kuba befanden. 
Sie haben geglaubt, daß die PLO der schwache Punkt sei, und sie 
haben deshalb ihre Politik, das Militär, die Diplomatie und die' 
Massenmedien gegen die PLO konzentriert. 
Wir sahen uns mit einem zerml.irbenden und heftigen Krieg kon· 
frontiert. In die.sem Krieg wurden die modernsten US·Waffen be­
nutzt, sogar solche, die international verboten sind. 
Doch da sind nicht allein die israelischen Streitkräfte, wndern da 
sind ihre Ikwaffnung durch die USA und die Befehk aus den USA, 
die von Israel ausgefUhrt werden. Während der 15 Tage andauern· 
den heftigen Angriffe waren 2.600 Tote und Veriettte zu beklagen, 
libanesische und palästinensische Zivili$ten. Die Zerstörungen in 
Beirut, Saida, Tyr, Nabatiyeh, Hasbia, in mehr als 100 libanesi· 
schen Dörfern und in den paliistinemi$chen Flüchtling51agern haben 
Sie 5Clbst gesehen. 
Die Zide waren folgende: die palästinensische führung zu zerschla­
gen, durch Bombardierong der Brücken im SUden sowie der Verbin· 
dungswege die Versorgung abzuschneiden, die Infrastruktur un.serer 
Streitkräfte zu zerstören und schließlich Zwietracht zwischen den 
Libanesen und Palästinensern zu $lien. 

Doch trotz dieser Hölle, die wir erleben mußten, kann ich Ihnen 
sagen, daß diese vier Ziele nicht erreicht wurden. Wir haben den 
hr~m eine Niederlage zugefligt - eine militärische. fünf ihrer Ver­
Juche, venchiedene Punkte zu be.se!Zen, haben wir vereitelt: EI 
waren drri Versuche vom Meer aus, einer mit faUschirmspringern 
und ein anderer mit Panzeupähwagen. 
Doch di;J i51 nicht alles. Angesichts du 50 heftigen Überfal ls mußte 
die Fühnlllg der Revolution Befehle erteilen, um das i$raemdte 
.·euer zum Schweigen zu bringen. So geschah es zum ersten Mal in 
der Geschichte der arabisch·israelischen Krise, daß wir den Krieg in 
die israelischen Gebiete hineingetragen haben. 

Nach unseren Informationen bestehen israelische Truppenkonzen­
trationen im Süden des Libanon, und Begin hat mit aDer Unver· 
schämtheit behauptet, daß es nur einen zeitweisen Waffenstillstand 
gäbe. Der Verteidigungsminister Scharon will jetzt seine "Muskeln" 
spielen lassen, und die US-Regierung will Palästina ausradieren. 
Doch ich sage Ihnen: Wir werden sie heiß empfangen. Wie das 
letzte Mal, so werden sie auch diesmal geschlagen werden. 
Es gibt eine arabische Antwort, die aber geringer in als die Heraut­
forderung, mit der sich die arabische Nation konfrontiert sieht. Du 
haben wir klar zum Ausdruck gebracht. Wir können nicht verges­
sen, daß Beirot die zweite arabische Hauptstadt nach Bagdad i$t, 
die bombardiert wurde. Dort wurde das irakische Atomzentrom 
bombardiert. Es sind also zwei arabische Hauptstädte innerhalb 
eines Monats (im Juni/Juli 1981; d. Red.) bombardiert worden. 

Die arabische Nation sieht sich einer bedeutenden Herausforderung 
gegenüber. Sie ist jetzt von d~i US-Flotten umgc:ben: der 6. flotte 
im Mittelmeer sowie der 5. und 7. Flotte im Roten Meer, im Arabi· 
schen Golf und im Indischen Ozean, außerdem von schnellen Ein· 
greif truppen. Leider konnten sie Stützpunkte in Ras Banas 
(Ägypten), Berbera (Somalia) und auf der Insel Masirah (Oman) 
finden. Daneben gibt es noch die atomare Basis auf der Insel Diego 
Garcia. 
Unser~ arabische Nation steht vor dieser Herausforderung, wobei es 
um Sein oder Nichtsein geht. Es besteht noch eine weitere Gefahr: 
Unsere Kinder sind bedroht, unsere Zukunft ist bedroht. Noch 
wichtiger ist, und das sage ich allen freien und ehrlichen Menschen 
auf dieser Welt, daß die Sicherheit im Nahen und Mittleren Osten 
und der Welt bedroht ist. Die Sicherheit im Nahen und Mittleren 
Osten in die Sicherheit von Europa, Afrika, Asien und sogar der 
Karibik. ( ... ) 
(QueUe: Gr.mma. Havanna, 15.8.1981) 
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und paläslinensischer Souveränität. 
FRAGE: Für wie lange? 
Y. ARAFAT: Drei bis sechs Monate können wir akzeptie­
ren, aber nicht mehr. ( ... ) 

FRAGE: Anscheinend glaubt jeder neue amerikanische 
Präsident, er müßte di e PLO abschätzen und t,esten. Welche 
Schlußfolgerungen, glauben Sie, haben die Amerikaner aus 
den letzten 15 Tagen der Feindseligkeiten gezO:g'en? 
Y. ARAFAT: Ja, ich glaube, daß die letzte Konfrontation 
diese Absicht verfolgte. Unser Volk hat in sdnem Kampf 
um Unabhängigkeit, Souveränität und einen dgenen Staat 
bis jetzt acht amerikanische Präsidenten überlebt, angefan­
gen mit Truman und hoffentlich endend mit Reagan. Im 
letzten Jahrzehnt haben auch Nixon und Carter uns ge­
testet. 
Ich frage mich, wann Präsident Reagan eing(:stehen wird, 
daß unser Volk unbeugsam ist und daß die I'LO ein un­
widerrufliches Phänomen ist. Ich bin zuversichtlich, daß wir 
die Brücke überschritten haben. ( ... ) 

Verhand lungsbasis ist die UN-Position 

FRAGE: Es gab einige Gerüchte über offizietlt: und direkte 
Kontakte zwischen der PLO und den USA und auch über 
direkte, aber inoffizielle Kontakte zu Ihnen .. Welche Be­
dingungen gibt es für direkte und offizielle Kontakte? 
Y. ARAFAT: Ich habe eine Bedingung: Sie müssen unsere 
Rechte gemäß dem internationalen Recht am:rkennen. Sie 
sind eine Supermacht und müssen die UN-Org;anisation an­
erkennen, ihre Charta und alle Resolutionen, die rur die 
Palästinafrage bedeutsam sind. Nichts weiter. 
FRAGE: Und was sind die amerikanischen Bedingungen? 
Y. ARAFAT: Das weiß ich nicht, weil ich kei.nen direkten 
Kontakt habe. 

FRAGE: Die Europäer haben noch keine Initiative im Na­
hen Osten gezeigt. Glauben Sie, daß sie noch zu Maßnahmen 
greifen werden, oder werden sie untätig bleiben ? 
Y. ARAFAT: Lassen Sie mich zunächst sagen, daß es nichts 
gibt, was man eine Initiative nennen könnte. Es gab die 
Erklärung von Venedig (der EG vom Juni 1980, siehe AlB 
7-8/1980, S. 5; d. Red. ) in der wir eine relative und positive 
Veränderung bemerkt haben, aber sie muß no(:h weiter ent­
wickelt werden. Meiner Ansicht nach gibt es den europäi­
schen Wunsch dne Rolle zu spit:len, aber sie haben noch 
nicht die Fähigkeit, dies in die Realität um2:usetzen. Wir 
erwarten, daß sie es weiter verfolgen, aus einer Reihe von 
Griinden, u.a. deshalb, weil sie als Europäer dem Gebiet 
näher, sich über dessen Pot ential und Geschichte bewußt 
sind. Ich muß Sk an die Rolle Großbritanniens in der Pa­
lästina.Katastrophe (als Kolonialmacht 19 18-48: d. Red. ) er­
innern. 

FRAGE: Großbritannien bestreitet diese moralische Verant­
wortung und beharrt darauf, daß es Verantwort ung in Bezug 
auf die Palästinafrage einzig als standiges Mit@:lied des UN­
Sicherheitsrats hat. 
Y. ARAFAT: Das ist eine Travestie (VerwandluLng bzw. Ver­
kleidung; d. Red.) der Geschichte. Die britische Regierung 
mag hoffnungslos versuchen, sich von der Verantwortung in 
der Tragödie der Palästinenser freizusprechen. 
Aber ich habe festgestellt, daß einzelne Engländer und engli­
sche Organisationen sich aktiv im I'ro7.I:ß der Wiedererlan­
gung der Rechte des palästinensischen Volkes engagiert ha­
ben. Ich erwarte, daß die letzteren in Großbritannien 
schließlich die Oberhand gewinnen werden und daß die bri­
tische Regierung daher ihre Verantwortung im. Sicherheits­
rat und in der UNO übernehmen wird. 

FRAGl-:: Lord Carrington (b ritischt:r Außenminisler: d. 
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Red. ) hat oft seine Bereitschaft erklärt, sich mit Ihnen zu 
treffen, wenn ein solches Treffen einen Fortschritt im Frie­
densprozeß herbeiführen würde. Wie könnte ein solches 
Treffen das Gebie t dem Frieden näher bringen ? 
Y. ARAFAT: Lord Carringlon weiß, daß der Krieg in Pa­
lästina ausbrach und daß der Frieden von Palästina ausgehen 
wird. Folgerichtig drehen sich Krieg und Frieden um die 
Paläslinafrage. 
Darf ich Sie bei dieser Gelegenheit daran erinnern, daß die 
Völker des Nahen Ostens und die Europäer historisch mit­
einander verbunden waren, sie im Norden, wir im Süden des 
Mittelmeers. Was immer unsere Seite berührt, betrifft die 
andere. 
FRAGE: Nicht nur Israel, sondern ebenso gew isse Kreise im 
Westen bestehen darauf, die PLO und einen zukiinftigen pa­
läslinensischen Staat als Sowjetsatelliten zu betrachten. Wie 
ist Ihre Reaktion? 
Y. ARAFAT: Wir sind eine nationale Befreiungsbewegung, 
die sich der Wiedererlangung ihrer nationalen Rechte und 
der Errichtung eines demokratischen palästinensischen Na­
tiunalstaats widmet. Unsere Philosophie und Nationalpolitik 
werden von unserem Vo lk bestimmt. Als solche sind wir ein 
Mitglied der Bewegung nichtpaktgebundener Staaten und 
sehr aktiv in der Förderung dieser Politik in der Welt. 
FRAGE: Beim letzten Treffen des Palästinensischen Natio­
nalrats (1981; d. Red.) in Damaskus haben Sie ausrUhrlich 
Nahum Goldmanns (ehemaliger Präsident des Jüdischen 
Weltkongresses; d. Red.) letzte Artikel zitiert. Goldmann 
hat oft den Wunsch ausgesprochen, Sie zu treffen. Sind Sie 
ebenso dazu bereit wie er? 
Y. ARAFAT: Ja, ich bin bereit, ihn zu treffen und ich 
hoffe, daß ich Gelegenheit dazu haben werde. 
(Quelle: The '\liddle East, London, September 1981) 
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Interview mit Taysir Kuba 

Die Verschwörung im Libanon 
hat mit Camp David zu tun 

AlB: Was ist Ihre prinzipielle Position zur Lage im Liba­

non? 
T. KUBA: Wir VOll der Volksfront zur Befreiung Palästinas 
(PFLP) haben immer daran fUlgehahen. daß cs sich im li­
banon um einen Klasscnkonnikt zwischen einer Mehrheit 
von Ausgebeuteten und den 5% Ausbeutern handelt. Dies ist 
die wahre Natur des Libanon-Konflikts. 
NatUrlich liegt die Offenbarung dieser Tatsache nicht im In­
teresse der Ausbeuter. So behaupten sie. es handle: sich um 
einen religiösen Konflikt, der von einer Gruppe von Außen­
seitern, den Paliininensem, veruuacht würde. Es gibt keinen 
Zweifel, daß die Palästinarrage und die Anwesenheit revolu­
tionärer paläslinensischer Kräfte den Kampf beschleunigt 
haben, aber sie: stellen nicht die eigentliche Ursache dar. 
Wir glauben, daß die Libanesische Nationalbewegung die 
einzige Partei ist, die den Kampf gegen die faschistischen 
Kräfte nihren sollte. Sie ist auch die einzige Partei, die über 
die Wege. wie den faschistischen Plänen entgegenzutreten 
in, und die notwendigen Mittel zur Durchführung dieser 
-\.ufgabe zu entscheiden hat. 

Im augenblicklichen Stadium - 50 glauben wir - zieh der 
nächste Schritt der imperialinischen, zionistischen und reak· 
tionären Verschwörung auf die Zerschlagung des palästinen· 
sischen Widerstands und der Libanesischen Nationalbewe· 
gung ab. Und sie richtet sich gegen die feste und patriotische 
Haltung Syriens. Diesem Komplott kann nur dadurch begeg­
net werden, daß die drei Kräfte ihre Positionen auf allen 
Ebenen koordinieren und ihre Zusammenarbeit auf einer 
aktiven Konfrontierung der zionistisch-faschistischen Alli­
anz basiert. 

AlB: Wie stehen Sie zur politischen Linie der l'lO? 
T. KUBA: Die PFlP ist eine lIauptmitgliedsorganisation der 
PLO. Wir haben uns 1974 aufgrund politischer Differenzen 
im Zusammenhang mit der Frage um das kapitulationisti­
sche Friedensabkommen im Nahen Osten aus dem Exekutiv­
komitee zurückgezogen. Jedoch haben sich die Widerstands· 
organisationen 1977, während der enten Konferenz der 
Standhaftigkeit im Anschluß an den Besuch Sadal5 im be· 
setzten Pallutina auf das Programm von Thpolis (Wortlaut 
in: AlB 1' 1978,5.10: d. Red.) geeinigt, das allen Organisa­
tionen ein minimales Arbeitsprogramm ab Grundlage bot. 
Auf der 14. Tagung des I'allutinensischen Kationalrats 
(Pi'iC) 1979 stimmten alle Widerstandsgruppen einem ge· 
meinsamen organisatorischen und politischen Programm zu. 
Allerdings brachte die PFLP Vorbehalte gegenüber einem 
Punk\ zum Ausdruck, der einen Dialog mit dem reaktionä­
ren Regime im Jordanien forderte. Wir stützen uns dabei auf 
unser Verständnis über den reaktionären Charakter des Re­
gimes und seine Rolle in der imperialistisch-zionistischen 
Verschwörung gegen unser Volk. Das jordan ische Regimc 
schützt das :.tionistische Staatswesen und behindert den 
Kampf unseres Volkes. Darüber hinaus unterdrückt cs die 
~1assen in Jordanien und hindert sie an der Teilnahme am 
Kampf gegen unsere ,"'einde. 

Ein anderer Punkt, filt den wir innerhalb der PLO eintreten. 
betrifft die Haltung gegenüber reaktionären arabischen Re· 

gimes. Wir von der PFLI) haben einen klaren Standpunkt 
gegen die arabische Reaktion, die wir als integralen Bestand­
teil des Feindeslagers betrachten. 
Was diplomatische Aktivitäten anbelangt, so hat die PFLP 
klargelegt, daß sie, soweit dadurch nicht strategische Rechte 
der palästinensischen Revolution aufs Spiel gesetzt werden, 
nicht gegen derartige Aktivitäten ist. Wir verstehen darunter, 
daß die in unserem bewaffneten Kampf erreichten Positions­
gewinne die Quelle unserer politischen Gewinne darstellen. 
8ezitglich der sog. Europäischen Initiative hat die 15. 
PNC,Tagung vom April 1981 festgestellt, daß es eine derar­
tige unabhängige Initiative nicht gibt. Sie zielt vielmehr auf 
ein neues Camp David mit anderem Namen. Der PNC stellte 
auch fest, daß die "Europäische Initiative" an die Grenzen 
der US·Politik in der Region gebunden bleibt. Wir nimmen 
mit dieser Position überein. 
Die PFLP wird kontinuierlich ftir die Erfüllung der organi­
satorischen und politischen Resolutionen des PNC kämpfen, 
denen alle WideTStandsorganisationen zugestimmt haben. 
Unsere Rückkehr in das Exekutivkomitee auf dem 
15. PKC-Kongreß wird diesen Kampf erleichtern. 
AlB: Wie unterscheidet sich die politische Linie der PFLP 
im Jahr 1981 von der im Jahr 1971? 
T. KUBA: Wenn wir uns über die politische Linie und poli­
tischen Ziele unterhalten, ist es notwendig :.twischen takti­
schen und strategischen Positionen :.tu unterscheiden. 
Die strategischen Ziele der Revolution werden sich bis zu 
ihrer vollständigen Verwirklichung nicht verändern. In unse­
rem Fall ist dies die Befreiung unseres Heimatlandes und die 
Schaffung eines demokratischen Staates in Palästina. Es gibt 
darüber hinaus konstante Fakten, auf die sich unser politi. 
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sches Verständnis gründet. Dies schließt die Ddinition des 
Feindeslagers ein, das sich aus dem Weltimperialismus, an­
geführt von den USA, dem Zionismus und der lokalen Reak­
tion zusammensetzt. Ein anderer konstanter F.aktor ist das 
Freundeslager, lias aus der sozialistischen Gcmei.nschaft, den 
nationalen Befreiungsbewegungen und den delDokratischen 
Kräften in den kapitalistischen Ländern besteht. 
Für jede politische Organisation leitet sich die taktische Po­
sition zu jeder beliebigen Zeit aus den besteht:nden objek­
tiven Bedingungen ab. Im Fall unserer Revolution hat das 
Camp-David.Abkommen (vom September 197'8; d. Red.) 
den Kampf unseres Volkes in ein neues Stadium geführt, das 
sich von allen vorherigen qualitativ unterscheidet. 

Die dringendste Aufgabe bleibt, die Camp-David­
Verschwörung zu Fall zu bringen 

Es ist durch die Verwandlung Ägyptens in ein Mitglied des 
Lagers der Feinde, durch seine offizielle und erk lärte Allianz 
mit dem Imperialismus, dem Zionismus und der arabischen 
Reaktion gekennzeichnet. Es ist daher die driln.gende Auf­
gabe der Revolution, dem Camp-David.Abkom.men und all 
seinen Erscheinungen entgegenzutreten. Auf der arabischen 
Ebene wurde die Front der Standhaftigkeit und der Kon­
frontation gegründet. Im besetzten lIeimatland wurde der 
Kampf unseres Volkes gegen den Autonomie-Plan intensi­
viert. 
Die dringende Aufgabe der palästinensischen Revolution 
und der nationalen Befreiungsbewegung ist heute immer 
noch, die Camp-David-Verschwörung zu Fall zu bringen. Wir 
in de r PFLP geben diesem Kampf höchste Priorität, und wir 
scheuen keine Mühe den patriotischen Standpunkt auf der 
palästinensischen, auf der arabischen und auf der internatio­
nalen Ebene zu stärken. 
AlB: Wie steht die PFLP zu den Stellungnahmenl der US-Ad­
ministration, in denen die PLO der "Förderung des Terroris­
mus" angeklagt wird? 
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T. KUBA: Der US-Imperialismw hat nicht allein die PLO 
bezichtigt, Teil des internationalen Terroristennetzes zu 
sein. Die sozialistische Gemeinschaft, insbesondere die 
Sowjetunion, Kuba und andere revolutionäre Kräfte in La­
teinamerika, vor allem EI Salvador, und die nationalen Be­
freiungskräfte in Afrika , in er$ter Linie die SWAPO von 
Namibia, wurden vom US-Imperialismus als "Terroristen" 
bezeichnet. 
Die führende Rolle, d ie die PLO, Kuba und die Sowjetunion 
in der Auseinandersetzung mit dem Imperialismus und sei­
nen Verbündeten spielen, erklärt, warum der Hauptangriff 
der imperialistischen Rhetorik gegen sie gerichtet ist. Hinter 
dem Wahlspruch "Kampf dem internationalen Terrorismus" 
versucht der US-Imperialismus seine Natur als aggressive 
Kraft und als Kopf des vom Imperialismus und seinen Ver­
bündeten, den weltweiten rassistischen und reaktionären 
Kräften, ausgeübten Staatsterrorismus zu verbergen. 

Das derzeitige Problem Nr. 1 im Libanon ist Israel 

Die palästinensische Revolution kämpft einen rechtmäßigen 
nationalen Befreiungskrieg gegen das zionistische Staats­
wesen, gegen die vorgeschobene Basis des Imperialismus im 
Nahen Osten. Unser rechtmäßiger bewaffneter Kampf kann 
nicht mit dem Völkermord auf eine Stufe gestellt werden, 
den die Zionisten, mit der vollen Unterstützung des Imperia­
lismus und von ihm bis an die Zähne bewaffnet, an unserem 
Volk begehen. 
AlB: Weshalb gibt Washington der israelischen Begin-Regie. 
rung Rückendeckung bei deren neuer Eskalierung der Liba­
nonkrise Mitte 1981? 
T. KUBA: Die US-Politik im Nahen Osten zielt darauf ab, 
eine totale Vorherrschaft über die Ressourcen und die stra­
tegischen Anlagen der Region zu gewinnen. Obwohl das 
Camp-David-Abkommen diesbezüglich gewisse Erfolge 
brachte, in sich der Imperialismus völlig bewußt, daß dies 
zur Erlangung der völligen Vorherrschaft unzureichend ist. 
Dies gilt insbesondere deshalb , weil Camp David in seiner 
Palästina-Komponente zu einem Stillstand geführt hat. Der 
Imperialismus weiß auch, daß die palästinensische Revolu­
tion, die Libanesische Nationalbewegung und Syrien die 
wirklichen Hindernisse sind, d.h. sie blockieren das Camp­
David-Abkommen. Der nächste Schrill der Camp-David-Ver­
schwörung kann nieht ausgeführt werden, es sei denn die 
lokalen Statthalter des Imperialismus, einschließlich Israels, 
brechen die Verbindung der patriotischen Standhaftigkeit 
im Libanon . 
Das aktuelle Problem im Libanon sind folgerichtig die lau­
fenden und täglichen Angriffe Israels gegen den Libanon. 
Israel hat z.B. kein Recht, täglich Spionage- und Bomben­
nugzeuge in den Libanon zu schicken. 



Umweltschutz Beide "'-(I/eI/der clIf.wtll1dell 
fl.l1fer llIaßp,eblicher Mitarheit 

11011 Biirgerillifiatil 'en ulld 
Um 1\ 'eil seh ll1 ~ orga 11 isa (ionen. 
Engagierte Fotografen :.eigell 
Lallt/schafren, die es I'ielleie/II rl~82 morKen schOll 

nicht mehr gibt. 

DIII 1JI1I1I1'1I1111't'f ilt der l .d" 'II.\IaWI1 einer rje/fiJlliKell 
Til'fI,dl. I:s 1..11I~I('rllIl1d \\'ispen im Schild ... M Illiollen 
I'f)// /1,(11\"("/11,111 I/I/d ScllII l'd.,I'II. K rl'hwil I/Ild W iirm al/ fe,/Jell h ier 
(lur 11('/1/ 8 0dl'lI oder \'('rborKl'lI im Grund. 
D ie5l:r L('ht'mrfl/ml iw ilI Gf'fllhr. 

Jeder Kalender besteht allS 15 Blällern. 
Große farbige FOTOS ergän:.en sich mir 
in!orm{lth'en Texten lind einem 
iibersiclulichell Kalendarium ::'lllJl 

praklischen. Walldschmuck. 
Jeder Kalender enthält ~lIsädich 
8 farbige Umweilschlll::,poslkarlell. 
Kalelldelforll/at: 50 x -12 Cln 

111 i t p ra k {iSS '(~;'/:~"~';";' : ,:j;:;';~~~~i nd (" ~ 
sicher im f 
\'c:rpack I. 
Und das alles 

EDmO~~BE{R 

Rul"gebin - d(/.\ ist '- (l II(/schtlfl lind /l1I:mclllichcr 
L ('hl'IISr(WII!, tim ift N lllll r lind f lldllSlrle, 8 eide SeiteIl 
woIleIl wir mit diesem Kalelld('T im BiM ~el:ell . AI/eh 1/1/1 

11/151" liller A l/gm :11 schürft'lI fü r elie Vt'rümlertlllK def 
Lwlt/sellt//I dll rch Indl/Strit· 111/(1 Wirtsclwjt. Untl für (ItH, 11'(/.1' 

I'J ;::/1 aha!I,," b::;lI'. wit'llerl!,'r;::lIs1el/el/ gilt. 

Die Bestelladresse für Kurzenlschlossene 
und Sammelbesteller: 
Collectiv- Versal/d 
Pmtfach 1921i 
4000 Düueldor 

Essen 35846-436 
BLZ 36010043 (Bwe VOrtlUSkaBe) 

Diese nagelneue Kalenderidee ist noch 
nicht überall vorrätig", kann aber 
Buchhandlung bestellt werden. 
Also gleich den Verlag 
und den exakten 
Kalendert;tel 
notieren! 

Plambeck & Co Druck und Verlag GmbH, 
Postfach 920. 0-4040 Neuss 13, 
Telefon 

13 



Tunesien 

Salah el-Khoudja 

Öffnung nnit gezinkten Karten 

In Jen letzten 25 Jahren seit der Unabhängigkeit Tunesiens 
beherrschte die Sozialistische Dc:stour·Partei (PSD bzw. 
Neo-Destour) mit Staatspräsident Habib BouI1:uiba an der 
Spitze Wirts<:haft, Politik und gesellschaftliche Entwicklung 
des Maghreb.Landes. Die Opposition wurde aus dem öffent· 
lichen Lc:bc:n gedrängt, mit allen Mitlcln verfolgt und per 
Dekret wurden ihr alle Aktivitäu:n untersagt sowie die 
Legitimität en twgen. Am 18.1.1963 wurde schließlich die 
Kommunistische Partei Tunesiens (peT) verbolen. 
Der populare Präsident Bourguiba nutzte alJ :icine Macht, 
um seine Alleinherrschaft zu konsolidiuen. Um den Sinn 
dieser Vorgänge zu verstehen, muß man sich in die Lage 
Ende der 50er/Anfang der 60er Jahre in Tunesi,~n versetzen. 

Die Neo.Oestour - Partei aller "sozialen Klassen"? 

Verschiedene Gründe lagen den Spannungen ~wischen Op­
positions kräften und der Neo-Destour ~ugrunde: 
• Eine verbreitete Un~ufriedenheit schon kurz Irlach der Un­
abhängigkeit mit der prowest lichen Politik dl:r Regierung 
und der Haltung gegenüber der ehemaligen Kolonialmacht 
Frankreich. 
• Ende 1962 war es zu einer Verschwörung nationalisti­
scher Kräfte gekommen, die diese Unzufrieden!heit nut~ten. 
• Die peT formulierte in ihrer Presse und ilri ihren Ver· 
sammlungen konstruktive Kritik, was die Neo-Destour 
störte. 
Ziel der Neo-Destour war es, daß entsprechend der bour­
guibistischen nationalen Ideologie die Neo-DeSl.our zur Par­
tei aller "so~ialen Klassen " erklärt wurde. Die Mlilitanten der 
Einheitspartei besetzten die Schlüsselpositionelrl des Staats­
apparates. Mit dieser Politik des Einparteiensystems waren 
alle legitimen Wege von Organisationen zur Teilhabe an der 
Herrschaft versperrt. 
Seitdem plädierte H. Bourguiba für eine wirtschaftliche 
Liberalisierung im Rahmen des kapitalistischen Systems, die 
aber nur der Bourgeoisie diente. Vor allem seit I. 970 wurden 
tunesische und ausländische Privatinvestitionen gefördert, 
die nach den bourguibistischen Vorste llungen dne wichtige 
Stütze für die weitere Entwicklung des Lande:1 darstellten. 
Dagegeu wurde der seit 1961 geförderte StaalS!;ektor in den 
70er J ahren sowohl in der Industrie als auch in der Land­
wirtschaft geschwäch t bzw. abgebaut unter dem Vorwand, 
Fehler zu korrigieren und den kooperativen Se.ktor im Han­
del und in der Landwirtschaft zu sanieren. Di,~ Folgen der 
Privatisierungen und der "Sanierungen" der Kooperativen 
waren massive Entlassungen im öffentlichen Sektor und die 
Verschleuderung der Domänen-Ländereien an z:ahlungskräf­
tige Großbauern (Gesetze vom Mai 1970). Die Bourgeoisie 
erntete ie Früchte der Verstaatlichungen, indem sie die 
Reprivatisierung der "Kooperaliven" durchsetzte. 
Bereits Anfang der 70er Jahre wurde das Land im Namen 
der ,,natürlichen Gesetze der Konkurrenz" del1 Affairisten 
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weit geöfrnet. Dieser Wirtschaftsliberalismus stieß nicht nur 
auf Kritik seitens der tunesischen Opposition, sondem auch 
seitens westlicher sozialdemokratischer Kreise. Beispiels· 
weise wurde im Organ der SPD über die Nouira-Ära (Mini­
sterpräsident bis 1980) folgendes ausgesagt: "Hedi Nouira 
setzt auf die neue Generation von Technokraten zuungun­
sten der alten Politikergarde und verfolgt eine Politik der 
Offnung und des Dialogs. Ein Kurs mit vor allem grenzen­
loser Offnung gegenüber ausländischen Investitionen, um die 
m it Steuerbefreiung oder -redu~ierung. unbeschränktem 
Transfer der Gewinne W1d niedrigen Löhnen geworben 
wird."l 
Die tunesische Führung stellte während des IV. Plans 
(1973-1976) 1/3 der Steuereinnahmen zur Ennutigung loka­
ler und ausländischer Untemehmensansiedlungen bc:reit, 
W1d zwar durch direkte und indirekte Kapitalsubventionen 
auf Kosten der nationalen Ausstattung und unter dem Deck­
mantel des "wirtschaftlichen Aufstiegs". 
Eines der Zie le des IV. Plans war die Lösung des Beschäfti­
gungsproblems. Trotzdem wurde lediglich die Schaffung von 
120.000 neuen Arbeitsplätzen vorgesehen, d.h. Arbeit nur 
flir 50-60% der Arbeitssuchenden auf dem Arbeitsmarkt. 
Dazu rechnete man mit der Emigration tunesischer Arbeiter 
ins Ausland.2 

Die Offnung - eine "psychische Niederlage" 

Die Zentrale der Generalunion der Tunesischen Arbeiter 
(UGTf) warnte vor den bedrohlichen Konsequenzen der da­
mit angelegten Arbeitslosigkeit und stellte Gegenforderun­
gen auf. Sie wurde dabei von allen Gruppen der Opposition 
unterstützt. Sogar der linke Flügel der Neo-Destour, dessen 
Vertreter schließlich aus der PSD austraten oder ausge­
schlossen wurden, stellte sich hinter die Forderungen der 
UGTT. 
Im Verhältnis zwischen UGTr und Regierungspartei, das bis 
zu diesem Zeitpunkt durch Bevormundung seitens der Neo­
Destour gekennzeichne t war, begann sich eine neue Ära an­
~udeuten. Der Generalstreik vom 26.1.1978 war der Höhe­
punkt dieser Auseinandersetzung, in der die Gewerkschaft 
die Anerkennung ihrer sozialen Forderungen (Beibehaltung 
der Kaufkraft, Verbesserung der Arbeiubedingungen usw.) 
sowie ein Ende der Provokationen se iten s der Regierung, die 
Regierungspartei ein für allemal ihren Führungsanspruch 
über die Gewerkschaftsbewegung durchsetzen wolhe. 
Die blutigen Ereignisse am 26.1.1978 zeigten das wahre Ge­
sicht des Bourguiba-Regimes und kosteten es das letzte Ver· 
trauen des Volkes. Der Versuch, durch Absetzung, Inhaftie­
rung und Verurteilung der bisherigen Gewerkschaftsführung 
und durch die Einsetzung gefügiger Funktionäre die Ge­
werkschaft handlungsunfähig zu machen, mißlang. 
Als es in der ßergbaustadl Gafsa 1980 zum bewaffneten 
Konflikt kam und zum ersten Versuch, das Regime mit 



Waffengewalt :tu stürzen, erkannte lIabib Bourguiba die Ge­
fahr, in der sein System schwebte_ Anfang der 80er jahre 
war die Neo-Destour-Partei weitgehend isoliert. Oie Zentral­
gewerkschaft und die politische Opposition erzwangen die 
innere Offnung_ 
Mohammed M'Zahli, Nachfolger lIedi Nouiras im Minister­
präsidentenamt, brachte in den offiziellen Sprachgebrauch 
den Begrirr der "demokratischen Öffnung" ein_ Man kann 
von einem Versuch sprechen, das verlorengegangene Ver­
trauen in das Bourguiba-System :wriickzugewinnen_ 
Die Freilassung der politischen Gefangenen und der verhaf­
teten Gewerkschafter sowie die Eliminierung dniger Scharf­
macher in Partd und Regierung waren zweifellos positive 
Schritte in Richtung einer echten Demok .... uisierung im 
Lande. Indessen stellt sich acht Monate nach der Regie· 
rungsbildung M. M'Zalis die Frage. was sich real in Tunesien 
geändert hat. behauptet doch das offizielle Organ der De­
stour-Partei, die Zeitschrift Di.alogue, daß die demokratische 
OffnlUlg eine kontinuierliche Methode des Bourguibismus 
sei. 3 

Die Benutzung des Begriffes "demokratische Offnung" 
durch die Neo·Destour zeigt deutlich die Demagogie nach 
25 jahren Parteiherrschaft mit permanenter Verfolgung der 
Opposition, Einmischung in die gewerkschaftliche Arbeit, 
Verhaftungen usw. 

Ministerpräsident M'Zali selbst bekannte vor dem PSD· 
Parteikongreß im April 1981 mit aller Deutlichkeit die un­
mittelbare Verantwortung des Systems gegenüber den Miß­
erfolgen der letzten jahre. als er die politischen, wirtschaft­
lichen und sozialen Schwierigkdten als "psychische Nieder· 
lage" für die Regierung bezeichnete. 
Das Scheitern der Neo-Destour ftihrte dazu, daß Habib 
Bourguiba am 10. April 1981 in sdner Eröffnungsrede zum 
11. PSD-Kongreß ein Ende des Einparteien-Systems ankün­
digte, das den Weg Tunesiens seit seiner Unabhängigkeit ge­
prägt hat. 
Am 18. juli 1981 wurde das seit januar 1963 geltende Ver­
bot der peT von Bourguiba aufgehoben. Damit hörte das 
Einpaneiensyslem auf zu existieren. 
In seiner ersten Pressekonferenz am gleichen Tag erklärte 
peT-Generalsekretär Mohamed Harmel seine Vorbehalte 
gegenüber der neuen Politik. Er teilte aber gleichzeitig mit, 
daß es trotz der wdteren bestehenden negativen Aspekte 
Hauptaufgabe der Partei sei, den de'mokratischen Prozeß zu 
bestärken, in dem sich Tunesien befinde. 

Als einzige Partei außer der Neo-Destour fällt dk peT bei 
den vorgezogenen Parlamentswahlen am I. Nove'mber 1981 
nicht unte'r die' 5%· Klausel. da sie vor 1963 eine 
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war. Sie strebte dennoch eine gemeinsame Wahlplauform 
aller Oppositionsparteien an. Ihrer Auffassung nach sollen 
alle' Parteien ausnahmslos zugelassen werden und Meinungs· 
unterschiede im Dialog mit demokratischen Mitteln unter 
Anerkennung anderer Strömungen ausdiskutiert werden. Sie 
fordert außerdem eine Generalamnestie, ein Ende der Re­
pression gegen verschiedene politische Strömungen, die Zu­
lassung aller Zeitungen (ihre Parteizeitung Ettarik EI Jadid 
erscheint seit dem 3.10.1981) sowie u.a. eine Agrarreform. 
Da sich die anderen Oppositionspanejen allerdings nicht zur 
Aufstellung gemeinsamer Wahllisten bereitfanden, wird die 
PCT ihre Wahlkampfftihrung auf einige Stimmbezirke (Tunis 
und voraussichtlich Gafsa, Gabes) beschränken miissen.4 

Außer ihr sind zum Wahlgang am 1. November 1981 gedul­
det die Bewegung Demokratischer Sozialisten (MDS) unter 
Exminister Ahmed Mestiri, ein Teil der Bewegung der 
Volkseinheit (MUP 11) und die Unabhängigen Demokrati­
schen Sozialisten (DSI) unter lIassib Ben Ammarm,welche 
sich der Neo·Destour enger verbunden fühlt als den anderen 
Oppositionsparteien. 

Handicaps der Oppositionsparteien 

Nicht an den Parlamentswahlen teilnehmen will hingegen 
die von Ahmed Ben Salah geftihrte MUP I, da sie Wahlen für 
ein Manöver hält, bei dem Demokratie mit Pluralismus 
gleichgesetzt werde und das Mehrparteiensystem mit Wah­
len. Sie meint, daß die Neo-Destour das bestehende System 
mit einigen kosmetischen Veränderungen beibehalten wolle. 
An den Wahlen gleichfalls nicht teilnehmen wird die offen· 
bar einflußreiche Bewegung der Islamischen Tendenz (MTI) 
unter Abdelfattah Mouron, nachdem im juli dJ. alle ihre 
Führer verhaftet und :tu langen Freiheitsstrafen verurteilt 
wurden. Die MTI. die bislang Gewalt als Mittel zur Verände­
rung ablehnte, gibt das Ziel an, daß "die Massen ihr legi. 
times Recht zur Selbstbestimmung ohne jede Bevormun­
dung wieder erhalten ". S 

Schließlich: Da bis vor kurzem auch die meisten Zeitungen 
der Opposition verboten waren, können sich die Tunesier in 
der verbleibenden Zeit ohnedies kein Bild von den Unter­
schieden machen, die zwischen den einzelnen Gruppen be­
stehen. Die lange Zeit herrschende Repression und das all­
gemeine politische Klima beeinträchtigen eine demokrati­
sche Bildung der l\lassen - lum Vorteil der Neo-Destour. 
Dies zumal ihr am Vorabend des Wahlereignisses der Schach­
zug gelang, mit der Zentralgewerkschafl UGTT eine Natio­
nale Front ins Leben zu rufen. Die UG'rr soll auf gemein­
samen Listen etwa 1/5 der Plätze erhalten. Die PSD wähnt 
sich so sicher, am I. November 1981 mehr als 50% der 
Stimmen auf sich vereinen zu können. 
Gegen diesen Entschluß regt sich allerdings starker Wider· 
stand von seiten der Gewerkschaftsbasis, die darauf dringt, 
daß die Gewerkschaft sich nicht als politische Partei präsen­
tiert. Der UCIT-Generalsekretär steht nach letzten JI,·Ie1dun­
gen nicht auf der gemeinsamen Liste der Nationalen Front. 
Das beweist. daß die gemeinsame Front nur ein Ergebnis des 
Drucks der Neo-I)estour auf die Gewerkschaft ist. 
Das politische Leben in Tunesien ist immer noch gespannt. 
Die gesamte Opposition verlangt eint:: Demokratisierung auf 
allen Ebenen sowie Veränderungen auf wirtschaftlichem 
und sOlialcm Sektor. 
Anm"rkungen: 
I) Vorwäru,Nr.9/24.1.1980 
2) Economic "I Poliliquc, L'Economie TUlll::sicnnc "n Crisc ...• Ibn 

Khaldoun, Mir>: 1981,5.14 
3) Dialoguc. Tunis. Nr. 360{27. 7 .1981 
4) Vgl. k Mond", Paris. 12.9.1981 und Lc Maghrd •. Tunis. Nr. 

16/25.6.1981 
~) k Magh~b, Nr. 23-25 und 10{1981 
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Südliches Afrika 

Hans Mayer 

Südafrikas Angola­
krieg geht w,eiter 

Die südafrikanischen Truppen haben Anfang Oktober cl.J. 
zu einer zweiten Offensive: angesetzt. Aus den vorläufigen 
Verlautbarungen des angolanischen Vertcidigllmgsminislc, 
riums ging hervor, daß die Südafrikaner ihre Truppen im 
Raum Cuarnato, westlich von Ngiva und ca. 100 km nörd· 
lieh der Grenze zu Namibia, massierten und von dort aus 
Angriffe auf die Städte Mangua und Xangongo vortrugen,l 
Das straft alle bisherigen Mitteilungen des Kriegsminisle­
riums in Pretoria Lügen, die behaupteten, Südafrika hätte 
sich völlig aus Angola zurückgezogen. Der Krieg um Angola 
dauert a lso an. 
Dahinter verbirgt sich ganz offensichtlich die Absicht der 
südafrikanischen Militärführung. sich in dem wnächst im 
August dJ. eroberten 150·200 km breiten Greuzstreifen zu 
verschanzen. Die Mitte Oktober einsetzende Regenzeit böte 
dann die Gewähr, daß ihre Luft- und Artillerieüberlegenheil 
im Stellungskrieg voll ausgespielt werden könnt'~. Die dauer· 
hafte Bese17.:ung dieses Gebiets durch Südafrik.a käme dem 
seit langem anvisierten Kriegsziel einer Pufferzone gleich. 
Der Plan zur Errichtung einer Pufferzone auf angolanischem 
Territorium ist alt und läßt an seiner Herkunft keine Zwei· 
fel. Im Windhock Advertiser, einem Blatt das häufiger Neu­
igkeiten aus Pretoria zu vermelden hat, wurde am 29. Juni 
1979 ein Artikel publiziert, der mit einem gezielten Verweis 
auf die Lage im Südlibanon die Besetzung Südangolas als 
geeignete Taktik zur Bekämpfung der Südwestafrikanischen 
Volksorganisation (SWAPO) empfahl. 2 Nach Meinung des 
Londoner New African sind die Parallelen zwischen der 
südafrikanischen Aggression und ähnlichen Aktionen der 
Israelis im Libanon überwältigend. 3 Seit langem ist be­
kannt, daß beide Länder, Südafrika und Israel, auf militä­
risch-nuklearen Bereich zusammenarbeiten. 
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Es nimmt auch nicht Wunder, daß der e lA im Mai d.J. eine 
Studie zur Operationsplanung in Afrika und (!) im Nahen 
Osten erstellte. In diesem Dokument wird. wie in NATO­
Kreisen allgemein, mehr oder weniger unverhohlen eine Aus­
weitung des Angolakrieges befürwortet. Indiz dafür ist u.a. 
die Äußerung des ehemalLgen NATO-Oberbefehlshabers ftir 
Nordeuropa, General Walker, Südafrika solle seine Aktivitä­
ten jenseits der Grenze zu Angola verstärken. Dabei bereitet 
sich die südafrikanische Armee militärisch und logistisch auf 
einen konventionellen Krieg vor, wie der Oberbefehlshaber 
der südafrikanischen Besatzungstruppen, Charles LJoyd. in 
Namibia Anfang August d.J. selbst bekanntgab. 
Innerhalb der Pufferzone kommt dem Statthalter Südafri­
kas, Jonas Savimbi. eine besondere Rolle zu. Er soll in Ngiva 
eine Gegenregierung proklamieren. Am 4. September 1981 
hatte die südafrikanische Armee in der angolanischen Pro· 
vinz Cuando-Cubango einen Entlastungsangriff fti r den arg 
in Bedrängnis geratenen UNITA-Banden J. Savimbis umer­
nommen und so deren Flucht vor den Volksstreitkräften rur 
die Befreiung Angolas (FAPLA) in die besetzte Cunene·Pro­
vinz ermöglicht. 

Angola und die SWAPO hielten dagegen 

Dort bleibt den schwachen Kräften der UNITA allerdings 
wenig mehr als die Repression der Bevölkerung. Einen eigen­
ständigen militärist;hen Faktor, wie die christlichen Rechts­
milizen im Südlibanon, stellt sie momentan nicht dar. Dies 
zu ändern, darauf zielt die jüngst erfolgte Aufhebung des 
Clark-Amendments durch den US-Senat. Damit wird die 
1975 unterbrochene Unterstützung regierungs feindlicher 
Kräfte in Angola durch den CI A wieder voll legalisiert. 
Das Hauptziel, die Destabilisierung Angolas. ist und bleibt 
aber in absehbarer Zukunft Sache der südafrikanischen 
Armee und ihrer SÖldnertrupps. Allerdings stoßen die Süd­
afrikaner dabei auf einen zunehmend stärkeren militärischen 
Gegner. 
Der südafrikanische Oberkommandierende mußte nach einer 
ersten Bilanz Anfang September dJ. zugeben, daß sich die 
FAPLA und die SWAPO im Westen der südafrikanischen 
Offensive unter dem St;hutz enormer Verminung der Stra­
ßen und des Gellindes zum Teil rast;h abgesetzt hätten." 
Der erste Großangriff im August 1981 war zwei Wochen 
später vor Cahama zum Stillstand gekommen. In einem an­
schließenden Gegenangriff der angolanischen Streitkräfte 
waren die Südafrikaner dann zunächst auf 6 Verteidigungs­
zentren zurückgeworfen worden. 



Hans Quaas 

Im zerbombten Cahama. , 
Augenzeugenbericht von Südafrikas Angolaüberfall 

In der Nacht turn :.. September rollten wir - eine Gruppe von 35 
Journaliuen, Angolaner und Ausländer - auf du strategisch wich­
ligen Straße Lubango-N'giya in Richtung Cahama. Ocr kühle Fahn· 
wind ließ uns auf den offenen Militärlaslwagcn frosteln. Bei Caha· 
ma verlaufe die Frontlinie, hatte uns Capilaö Olivcira Silva vom 
Stab in Lubango gewarnt. überdies fliege die Luftwaffe Prctorias 
auch außerhalb des 40.000 qkm großen okkupierten Gebietes bru­
tale Terrorangriffe. Und das angolanischc Vutcidigul1g!lminim:rium 
hatte wiederholt in den let:!:!<:n Tagen Oberfalle auf Cahama gemd· 
det und festgestellt, daß die Interventen - entgegen ihren eigenen 
Behauptungen - nicht abgezogen sind. Wir muSum alw auf der 
Hut sein. 

Nach kn<lPP ctwcistündigcr Fahrt wurde es gegen 6 Uhr im O§tcn 
etwas heller. Der mit unzähligen Sternendiamanten übersäte tro­
pische Nachlhimmd wich der Morgendämmerung. Wir freuten uns 
auf die wännenden Sonnenstrahlen. 
Wir passierten den Flecken Tchibemba - etwa auf der halben Weg· 
nrecke gclegeA. Er wurde seit Tagen in den ßIorichten über den 
südafrikanischen Luftterror genannt: Bit zum 29. August hatten 
die Luftpiraten hier achtmal ihre tödliche Bombenlast ausgeklinkt. 
Ausgebrannte und zcrschossene Fahrzeuge uanden am Rand der 
Straße, die jeut durch einen dichten Buschwald fUhrte. Er hatte 
nach der 1<U\gl:n Trockenzcit eine schmutzig-griinlich·graue Farbe. 
Kurz nach 7 Uhr hielten wir zu kurzer Rast. Das Brummen der 
Automotoren verstummte. 

Plötzlich heulte ein Düscnj.r heran. Noch ehe alle im Dickicht 
Deckung finden konnten, war das helle Bdlen von Raketenabschus· 
sen zu hören, hatte der TodelYogd wieder gedreht. 
Die Salve hatte das Führungsfahrzeug unseres Konvois gl:troffen, 
einen jungl:n angolanischen Offizier und !leinen Begleiter schwer 
verwundet. Ein Jeep wendete, um die Verletzten im nächste Hos­
pital zu bringen. Als wir wieder unseren Wagen erreichten, sahen 
wir, daß auch der britische Rundfunkreporter Mike Woodridge von 
einem Raketensplinct getroffen worden war. Doch er konnte die 
Fahrt fortseu;en. 

Bald fuhren wir in Cahama ein. Froher eine pulsierende Stadt, bot 
sie jetzt ein grausige5 Bild; Alle massiven Hauser auf und hinter der 
langgcstreckten Hauptstraße sind durch Direktbesdmß oder durch 
die E:<plosionswdlc zcrstön. Das gleiche Schicks.a.l ereilte die tradi· 
tionellen Lchmhütten am Ostrand. Die Einwohner sind entweder 
geflüchtet oder konnten - oft noch unter dem Beschuß der Luft· 
piraten - evakuiert werden. Außer Soldaten ist niemand geblieben. 
Die Südafrikaner feuern - wie wir am eigenen Leibe e rfuhren - auf 
alles, was sich bewegt. 
Und schon wieder zwang uns der an· und abschwellende Ulrm 
feindliche r Düsenjäger, unter Bä.umen, in Bombentrichtern oder 

Gräben Deckung Zu suchen. Wieder drang das Geräusch der Rake­
tenabKhiisse, das Knattern von automatischen Bordwaffen an uno 
ser Ohr. Diesmal galt der Angriff einer Militärl<.olonne. Erneut be­
schossen wurde auch eine Militarambulanz. die schon am Vortage 
beim Verwundetentransport wrackgeschossen und liegengeblieben 
war. 
Alles das sahen wir mit eigenen Augen. Aber Südafrika behauptete 
vor der UNO, es habe seine Aggression eingestellt! 
Am Ortseingang ragte das Balkenskelett einer Baracke empor. Auf 
dem Fußboden tünnten sich zerfetzte Kartons mit kostbaren Medi· 
kamenten. Daneben umgestün:te und ~erbogene Krankenbetten, 
ein aus dem Fundament gerinener Patientenstuht. Hier befand sich 
das Ambulatorium des Kreises Cahama. Hier halfen Är-tte und 
Schwestern in aufopferungsvoller Arbeit, Menschen wieder gesund 
zu machen. 
Die Bom~n trafen erbarmungs· und unterschiedslos Dienststellen, 
Wohnstätten. die Schule, die Tankstelle, das Krcisbüro rur die Al· 
phabetisicmllgskampagne. Den Häusern zerbarsten die Dächer, oft 
sind nur die Außenwände geblieben. Durch leere Fensterhöhlen 
und zerbrochene Türen narrte das GI"'J.uen. llier und dort lagen 
noch Bündel armseliger Habe, die die Frauen "or der Flucht eilig 
schnürten, aber nicht mehr mitnehmen konnten. Wo mögen ihre 
Besitzer sein? In der Sicherheit eines Evakuierungslagcrs oder auf 
der Flucht? Sind ,ie vielleicht gar bei den barbarischen Bomben· 
angriffen umgekommen, aus Wa!lSermangel im Busch verdurstet 
oder unterwegs von den Söldnern Pretorias abgeknallt worden? 
Niemand kann diese Fragl:n beantworten. 
Vor einem zerschossenen Gebäude flatterten im leichten Wind 
Wandzeitungen. Sie informierten über die Vorbereitungen des Ju­
gendkongres$CS im November. Auf ihm wird der Beilrag der jungen 
Generation zur Erfüllung der MPLA-PDA·Beschlüsse, also zur 
Stärkung der angolanischen Volksmacht, beraten. Dagegen rich· 
teten sich Pretorias Bomben und Raketen. 
Die wegl:n ihres Viehreichtums rur die Versorgung wichtige Provinz 
Cunene soll keinen Beitrag mehr rur Angolas Entwicklung leisten 
können. Mit seinem unerkliinen Krkg gegen die Volksrepublik An· 
gola möchte sich das Rassistenregime jenseiu der Nordgrenl.e des 
illegal okkupierten Namibia eine breite Pufferzone schaffen. In ihr 
soll die ausgehaltene Terrorbande der UNITA Jonas Savimbis in· 
stalliert werden, wie Präsident JosC Eduardo dos San tOS vor der 
Presse in Luanda erklarte. Damit soll die Lösung des Namibia· 
Problems auf der Grundlage der UNO-Resolution 43~/78 cr­
!;Chwert. wenn nicht gar unmöglich gemacht werden. Aber. so fügte 
der Präsident der Volksrepublik Angola hinzu: "Die Politik Südafri· 
kas ist zum Scheitern verurteilt!" 
Darur kämpfen auch die Verteidiger der Ruinen von Cahama. 
(Quelle: Vorwäns, Basel. I.IO. 19gl) 
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So konnte zumindest ein Teil der Verbindungswege zwi­
schen den Provinzen Cuando-Cubango und Huila freigehal­
ten werden, obgleich nach wie vor von südafrikanischen 
Luftangriffen bedroht_ Die südafrikanische Luftwaffe be­
herrscht nach der präventiv erfolgten Zerstörung großer 
Teile der neu installierten Radareinrichtungen und der Luft­
abwehr wieder relativ uneingeschränkt den Luhraum im 
äußeren Süden Angolas. Auch sind die Verluste an anderem 
Kritgsgerät rur die F APLA enorm. 
Aber die Kriegsberichterstattung aus Pretoria beschönigte zu 
einem nicht unbeträchtlichen Teil. Wie schon in der Vergan. 
genheit trafen die Luftangriffe überwiegend die Zivilbevöl­
kerung, weniger Radareinrichtungen und schon gar nicht 
SWAPO-Stützpunkte, die das angebliche Ziel bildeten. Zwar 
ist die SWAPO durch den südafrikanischen Aggressionsakt 
mit Sicherheit in ihrer Bewegungsfreiheit eingeengt, aber die 
Aussage des südafrikanischen Generals Geldenhuys, wonach 
die SWAPO logistisch verkrüppelt und fUr mindestens ein 
jahr ausgeschaltet und in den Norden Angolas verjagt wor­
den sei,7 muß wohl ab drastische übertreibung gewertet 
werden. Selbst die Rand Daily Mail injohannesburg meinte, 
"in 6 bis 9 Monaten werden die Vorräte der SWAPO min­
destens ... wieder aufgefüllt sein". 8 

Diplomatische Alleingänge der USA 

So wirken die durch den Aggressionskrieg verursachten wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten Angolas erheblich belastender. 
Der Krieg im Süden Angolas. obwohl geographisch begrenu. 
ist wirtschartlich eine Katastrophe flir dieses Land. Tausen· 
de arbeitsfähige Männer müssen zur Verteidigung herange­
zogen werden. Die knappen finanziellen Mittel des vom Ko· 
lonial- und Bürgerkrieg ausgebluteten Landes können nur in 
unzureichendem Maß dem wirtschaftlichen Aufbau zuge­
fUhrt werden. Mehr ab 50% der Regierungsausgaben fallen 
der Verteidigung zum Opfer, das sind 1981 umgerechnet 1,8 
Mrd Dollar. 
Zwar muß die Mehrzahl der Bevölkerung Angolas noch 
nicht hungern. Noch ist die Getreidekammer im angolani­
schen Hochland von den Kriegshandlungen weitgehend ver­
schont geblieben. Aber die vor der südafrikanischen Armee 
geflohenen 100.000, damit sind es insgesamt über 1/2 Mio 
Flüchtlinge, bringen ernste Versorgungsprobleme mit sich. 
Hinzu kommt, daß die Bevölkerung der vom Krieg betrof· 
fenen Landstriche für lange Zeit ihrer wirtschaftlichen 
Grundlagen beraubt wurde. Die Rassisten haben landwirt­
schaftliche Geräte abtransportiert: ein großer Teil de! Viehs 
der Trockenzone wurde einfach vernichtet. 
Derweilen versuchen die Mitglieder der 1977 geJlründeten 
westlichen Kontaktgruppe - zu ihr gehören neben der Bun­
desrepublik, die USA, Frankreich, Großbritannien und Ka­
nada - verzweifelt, die in den letz\Cn Monaten zwischen 
ihnen aufgetretenen Risse wieder zu kilten.9 Auf einem 
AuBenminister-Treffen der von der SWAPO als .. t'ünterban­
de" titulierten Kontaktgruppe Ende September dJ. wurde 
zwar beschlossen, die Namibia·lnitiative zu reaktivieren, so 
recht mochte freilich niemand daran glauben. Laut Spiegel 
schließen selbst Bonner Diplomaten Geheim absprachen z\vi­
sehen der Reagan-Administration W'ld Südafrika nicht 
aus. IO 

Das jüngste TreHen zwischen dem Vertrauten des südafrika­
nischen Außenministers Brian Fourie und dem US-Unter­
staatssekretär Chester Crocker in Zürich, verdeutlichte sehr 
augenscheinlich, daB die USA sich ihre Führungsrolle bei der 
Lösung des Namibia-Problems nicht nehmen lassen wollen. 
Den Südafrikanern wurden dort die neuen Lösungsvorschlä­
ge zur Billigung unterbreitet, noch bevor sie als Verhand­
lungsgrundlage den Schwarzafrikanem vorgelegt wurden. 
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Der führende Repräsentant der Afroamerikaner in den USA, 
Randall Robinson, sicht denn auch zur Zeit keine Zeichen, 
die erkennen lieBen, daß die USA an einer friedlichen Re· 
gelung wirklich interessiert wären. Nach seiner Meinung han­
delt es sich um ein neues Manöver im Rahmen der bekann­
ten Verzögerungstaktik Washingtons und Pretorias.ll 

Die restlichen Kontaklgruppenmitglieder scheinen dem -
gewollt oder ungewollt - nicht mehr entgegensetzen zu wol· 
len als die sich wiederholenden vagen Andeutungen über die 
Modifizierung der Resolution 435. 12 In diesem Rahmen 
bemühen sie sich intensiv um eine Unterstützung durch die 
sog. "gemäßigten" Frontstaaten Lesotho, Sambia und neu­
erdings auch Zimbabwe; zuletzt auf der Commonwealth­
Konferenz in Australien. 
Oie UN-Vollversammlung zu Namibia vom September dJ. 
bestätigte zwar unzweideutig die Resolution 435 und for· 
derte die finanzielle, materielle und militärische Unterstüt­
zung der SWAPO, umfassende Zwangsmaßnahmen scheiter­
ten jedoch wie seit Jahren am Veto der USA im Sicherheits­
rat. Das Abrücken der anderen Kontaktgruppenmitglieder 
von diesem Abnimmungsverhalten allein reicht nicht aus, 
um die USA daran zu hindern, im Verein mit Pretoria die 
SWAPO mit allen Mitteln zu bekämpfen. Notwendig ist viel­
mehr die vorbehaltlose Anerkennung der UN-Position und 
die Anwendung von wirtschaftlichen Boykottmaßnahmen 
zu ihrer Durchsetzung. Dies ist die eimige Möglichkeit eine 
Gefahr der Ausweitung des Krieges im Südlichen Afrika zu 
bannen. 
Der Wille der SWAPO zu einer friedlichen Lösung aber auch 
zum Kampf ist ungebrochen. Die weitere Zunahme der 
Guerilla-Aktivitäten in Namibia und die erfolgreichen mili· 
tärischen Aktionen des Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC) in der Republik Siidafrika in den letzten Monaten 
lassen die Hoffnungen Südafrikas und seiner Erfüllungsgehil­
fen in Washington nach einer militärischen Ausschaltung der 
SWAPO mehr als trilgerisch erscheinen. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Frankfurter A!lgemeine Zeitung (F AZ), 8.10.1981 
2) Vgl. Facts and Reportll, Amslerd"m, 18.9.1981 
3) New African, London, Oktober 1981 
4) Vgl. Facts "nd Reporu, ,..a.O. 
S) Vgl. SüdafrikaniKher Digeu, Bem, 9.9.198\ 
6) Vgl. FAZ, 17.9.1981 
7) Vgl. ebenda 
8) Vgl. Stuttgarter Zeitung, 23.9.1981 
9) Siehe: AlB 10/1981, S. 7-8 

10) Der Spiegel, 28.9.1981 
11) Vgl. New AfTiean, a.".O. 
12) Wortlaut in: AlB 10/1981, S.8 

SERVICE CIVIL INTERNATIONAL, 
Deutscher Zweig e.V. 

- AFRIKA-KOMMISSION-

Freiwillige für Workcamps gesucht 

In Zu~ammenarbeit mit Partnerorganisationen in Afrika (Senegal, 
Sierra Leone, Elfenbeinküste, Ghana, Togo, Nigeria, Bo!Swana und 
Lesotho) vennitlelt die Afrika·Kommission des SCI im Sommer 
1982 wieder Teilnehmer in internationale Workcamps (3-6 
Wochen). 
Die Freiwilligen helfen durch unbttahlte Arbeit beim Aufbau einer 
Infrastruktur wie Schulen, Hospitälern u.ä. Dies wird großenteils 
zur Unterstützung von Sclbsthilfeprojekten der ländlichen Bevöl· 
kerung durchgeführt. 
Voraus$Ctzung zur Teilnahme ist die Beteiligung an zwei Vorberei­
tungsseminaren im April und Juni 1982. Im Herbst führen wir dann 
ein Auswertungsueffen durch. 
Wir erwarten auch die weitere Mitarbeit in der Afrika-Kommission, 
beispiebwei~e bei unserer SoJidantätsarbeit in der BRD. 
Infonnationsmaterial und Voranmeldung (mil Vermerk A1B­
Anzeige) bis Ende Deumber 1981 an: 
SCI- Afrika-Kommission, Blüche"tr. 14,5300 Bonn I 



Türkei 

Interview mit Agha Alan 

Die besondere 
Situation der Kurden in 

Türkisch-Kurdistan 

In der Bundesrepublik leben heute 250.000 bis 300.000 
Kurden, die übcrwtegcndc Mehrheit von ihnen aus Türkisch· 
Kurdistan. Sie sind hier vor allem in drei Organisationen 
organisiert, der Föderation der Arbeitervereine Kurdistans 
(KOMKAR), der Kurdischen Arocitcrpartei (PKK) und den 
Foruchrittlich-Demokratischcn Arocitcrvcrcincn Kurdistans 
t.V. (KKDK). Ober die Lage in Türkisch-Kurdistan, die Lage 
der Kurden in der BRD, die Organisation selbst und ihr 
Verhältnis zu anderen kurdischen und türkischen Organisa­
tionen sprach K. Freitag mit Agha Alan, GründungsmitgLied 
der KKDK. Wir dokumentieren fe rner die Position der 
Föderation Türkischer Arbtitcrvcrcinc in der Bundesrepu. 
blik (F IDEF) wr Aktionseinheit von tückischen und kurdi­
schen Arbeitern, die der 5. FIDEF .Kongreß vom April 198 1 
in DOTtmund verabschiedete. 

FRAGE: HeTT Alan, könnten Sie bitte zunächst Ihre Organi­
sation vorstellen? 
A. ALAN: Die Fortschrittlich-Demokratischen Arbeiterver­
eine Kurdistans (KKDK) sind am 19.8.1979 offiziell in Köln 
gegründet worden und danach in anderen Städten in der 
BRD. Heute haben wir 12 Vereine und über 50 Komitees 
der Solidarität mit den KKDK, die sich bald alle :tU einer 
gemeinsamen Föderation zusammenschließen sollen. In der 
Schweiz, Belgien, Frankreich, Holland, Schweden und Däne· 
mark bestehen bereits entsprechende Einzelvereine. 
Die KKDK ist eine Organisation kurdischer Arbeiter im Aus· 
land und keine politische Partei. Sie ist aber insbesondere 
mit dem Revolutionären Demokratischen Kulturvercin Kur­
distans (DDKD), einer Massenorganisation der kurdischen 
Jugend in der Türkei und den Revolutionären Demokraten 
Kurdistans (SDK ), einer politischen Organisation dort, soli· 
darisch. 
FRAGE: Welche politische Linie verfolgt die KKDK denn 
beziiglich der Probleme Kurdistans und im Verhältnis zu 
anderen Organisationen? 
A. ALAi'\: Wie ich schon andeutete, ist es nicht die Aufgabe 
der KKDK, Kurdistan zu befre ien. Wir beschäftigen uns mit 
der materiellen, politischen und kulturellen Lage unserer 
Landsleute in Europa und versuchen allerdings auch, die 
Öffentlichkeit über die Unterdrückung unseres Volkes durch 
die türkischen Kolonialisten sowie deren Hintermänner auf­
zuklären. Darüber hinaus fühlen wir uns allerdings besonders 
den Revolutionären Demokraten verbunden, die für e in un­
abhängiges Kurdistan kämpfen. Gleichzeitig sind wir mit al­
len anderen demokratischen Kräften innerhalb und außer­
halb der Türkei solidarisch. 
Was andere Organisationen in Türkisch-Kurdistan angeht , so 
haben wir ein solidarisches Verhältnis zu Organisationen wie 
Özgürlük Yolu (Weg der Freiheit), die sich im Frühjahr 1981 

....... . 

zur Sozialistischen Partei von Türkisch-Kurdistan (TKSP) 
umgewandelt hat und zu der die hiesige KO~KAR etwa das 
gle iche Verhältn is hat wie wir zu den Revolutionären Demo­
kr.!.ten und zum DDKD. Als KKDK und KOMKAR haben 
wir hier keine verschiedenen Ziele. Wir arbeiten auch zu­
sammen. 
Unterschiede bestehen in unserer Einschätzung der Situa­
tion in der Türkei bzw. in Kurdistan, verschiedener Organi­
sationen und der Möglichkeiten von Aktionseinheit. Die 
TKSP sagt z.B., daß in Kurdistan feudalistische Produktions­
verhältnisse herrschen. Wir hingegen sind der Meinung, daß 
in Kurdistan überall die kapitalistischen Produktionsverhält­
nisse bestimmend sind. Deswegen sagen wir, daß es in Kur· 
distan eine Arbeiterklasse gibt, die sich rolglich auch in eine r 
eigenen Partei organisieren soll und die eine zu schaffende 
Nationaldemokratische Fron t der Arbeiter, Bauern, Klein­
bürger und revolutionärer Intellektueller fUhren muß. Die 
mit den türkischen Kolonialisten kollaborierende Kompra­
dorenbourgeoisie und die Großgrundbesitzer (Agas) sind 
davon ausgeschlossen. 
Leider existiert bis heute weder die proletarische Partei 
noch die Front, die alleine zusammen die notwendige nario· 
naldemokratische Volksrevolution durchfUhren könnten. 
Diese Revolution wird als erster Schritt zur sozialistischen 
Revolution verstanden. Im Gegensatz zu den Revolutio­
nären Demokraten treten Ozgürlük Volu bzw. die TKSP 
weder eindeutig für die Führungsrolle der Arbeiterklasse 
noch für die Unabhängigkeit Türkisch-Kurdistans ein, die 
unter Umständen der erste Schritt zu einem kurdischen Ge­
samtstaat wäre, zu einem unabhängigen, sozialistischen und 
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vereinten Kurdistan. 
Natürlich befürworten wir gleichzeitig die Einhdt der Völ­
ker und sind Vorkämpfer rur dieses Ziel. Diese Einheit muß 
jedoch auf dem freien Willen der Völker beruhen. Unter den 
Gegebenheiten e iner sozialistischen Türkei würde sich die 
Frage der staatlichen Unabhängigkeit Kurdistans daher uno 
ter Umständen neu steHen. 
FRAGE: Wie soll denn diese Unabhängigkeit erreicht wer­
den? 
A. ALAN: Das kurdische Volk muß zunächst alle fried­
lichen Mittel ausschöpfen_ Der bewaffnete Kampf bleibt als 
letztes Mittel. Dafür ist die Bildung der erwähnten National­
demokratischen Front unter Führung der Partei der Arbei­
terklasse iedoch die unbedingte Voraussetzung_ 
FRAGE: überall in Kurdistan (Iran , Irak, Syrien, Türkei) 
gibt es e ine Demokratische Partei Kurdistans I(DPK). Wie 
stehen Sie zu ihr? 
A_ ALAN: Die DPK der Türkei strebt nach Unabhängigkeit 
und trifft rur eine nationaldemokratische Volksrevolution 
ein, ist jedoch stark nationalistisch und verhält sich ent­
sprechend negativ zur türkischen Arbeiterklasse, die rur uns 
ein Verbündeter ist. Außerdem interessiert sie sich im Ge­
gensatz zu uns nicht für übergreifende Fragen wie den inter­
nationalen Frieden und die Abrüstung_ Sie ist jedoch eine 
patriotische Kraft und ein Verbündeter. 
Die DPK des Irak in reaktionär und immer noch von den 
Ban.anis beherrscht, deren CIA-Verbindungen notorisch 
sind. 

Türkisierung der Kurden 

FRAGE:. Wie verhalten Sie sich zu den tückische'n Organisa­
tionen? 
A. ALAN: Ats KKDK arbeiten wir auch mit der .-IDEF 
zusammen, obwohl wir sowohl bezüglich der TUrkei als auch 
beziiglich der Probleme der Kurden in der BRD durchaus 
unterschiedliche Auffassungen haben. Zusammen haben wir 
z.B. am 4. April 1981 in Bonn gegen die Aufrüstung demon­
striert. 
Im Gegensatz zur "IDEF betrachten wir aber etwa die Junta 
in Ankara als faschistisch. Darüber hinaus befren1det es uns, 
daß die FIDEF, die sich sehr wohl und zu Recht z.B. über 
die Bildungspol itik der Bundesregierung betreffs der türki­
schen Kinder beschwert, sich bis heute überhaupt nicht mit 
den spezifischen Problemen der kurdischen Almeiter und 
Kinder befaßt hat. 
FRAGE: Sie sprachen vom türkischen Kolonialh;mus. Worin 

äußert sich dies<:r? 
A. ALAN: Nach dem faschistischen Putsch hat sich die Lage 
in Kurdistan weiter verschlechtert. Die Gefängnisse reichen 
nicht mehr aus, und allenthalben werden M~Jenprozesse 
gegen kurdische Patrioten durchgefUhrl. Dazu gehört nicht 
nur der sog. PKK(Kurdische Arbeiterpartei: d. R(:d.)-Prozeß, 
sondern auch der Prozeß, der seit dem 19. Nov(~mber 1980 
beim Militärgericht in Dyarbakir gegen 62 Mitglieder der 
DDKD läuft. Daß alt diese Maßnahmen von Folter und 
Mord und totaler Mißachtung internationaler Rechtsnormen 
begleitet sind, bedarf kaum der Erwähnung. 
Auf wirtschaftlichem, sozialem und kulture llen Sektor zeigt 
sich die durch die Gründung der türkischen Republik ver­
stärkte koloniale Situation Kurdistans darin, dafl Kurdistan 
einerseits das Gebiet ist, in dem das gesamte tUrkische Erdöl 
produziert wird und sich die größten Chromvorkommen der 
Erde befinden. Daneben gibt es große Vorkomm.en an Kup­
fer, Blei, Zink, Kohle und Phosphat, sowie Staudämme zur 
Erzeugung von Elektrizität. Alt diese Rohstoffe werden je­
doch aus Kurdistan zur Verarbeitung an die Westküste oder 
ins Ausland gescharft, während Kurdistan dann al.s Markt rur 
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Resolution des 5. Kongresses der FIDEF 

Die Aktionseinheit 
der demokratischen Kräfte 
der Türkei weiterentwickeln 

Der 5. Kongreß der FIDEf findet zu einem Zeitpunkt SUlU, in dem 
in der Türkei iehnUlu!;Cnde Demokraten, Patrioten verhaftet, die 
Tätigkeit der Parteien TIP, TSIP und CliP (rozialdemokratisch 
orientierte Republikanische Volkspartei des B. Eoevit: d. Red.) ein· 
geHeilt, DlSK (progressive Zentralgewerkschaft, d. Red.) verboten, 
zahln:iche führende Gewerkschaftsfunktionän: und Vertrauenskute 
in die Gefangnisse eingesperrt und in Türkisch-Kurdistan die Unter­
drückung und die Repressalien v<:rschärft wurden. Die Militärdik­
tatur hob alle Rechte und Freiheiten der Arbeiterklasse und der 
werktätigen Bevölkerung auf. Die praktizierte an den Inten:ilSCn der 
in- und ausländischen Monopole orientierte Politik konfrontierte 
Millionen von werktätigen Familien mit Hunger. Wie bei allen bren· 
nenden Fragen der Werktätigen ist die Herstellung der Aktionsein­
heit aller Arbeiter aUIi der Ttirkei geg.:n die Atomraketen, die Aben­
teuer, in die die miliUlristischen US-Kn:ise die Türkei hineinziehen 
wollen, die wichtigste bevorstehende Aufgabe. ( ... ) 
Aktionseinheit heißt g.:meinsames Handeln ohne Ikdingung.:n, 
indem man nicht die unterschiedlichen Gesichtspunkte, sondem 
von uns allen geteilte Forderungen zur Grundlage nimmt. Die Ak· 
tion!;Cinheit spielt aus der Sicht des aktiven gemeinsamen Kampfes 
um die aktuellsten und dringend$ten gemeinsamen Forderungen 
und der Einheit aller demokratischen Kräfte eine lebenswiehti~ 
Rolle. Wir können auch die Meinungsverschiedenheiten unter uns 
schri ttweise beseitigen, indem wir die Aktionseinheit stärken. ( ... ) 
Wir, die der D1ß·FAK, dem SolidaritälSkomitee mit Gera:k, der 
FIDEF, HDF, KO~1KAR, KKDK und Mala Gele Kurd angehören­
den Arbeiter, werden unsere Gemeinsamkeiten in den Vordergrund 
stellen und unsere Stimmen rur die Demokratie, die Freilassung der 
verhafteten Demokraten, die B«ndigung der Folter, die Aufhe­
bung des D1SK-Verbots, die Einstellung der Unterdrückung der Ge­
werkschaften und die Zulassung der antifaschistischen Parteien er­
heben. Wir werden die sofortige Freilassung von Abdullah Bastürk., 
Ahmet hvan, Nedim Tarhan, Mehdi Zana und Ismail Besikci for­
dern. 
Beim Herangehen an alle aur die Türkei oder Bundesrepublik bc-­
zog.:nen Fragen in der nächsten Arbeitspcriode werden wir ver­
suchen, das g.:meinsame Handeln der der DIB-FAK, dem Solidari­
tätskomitee mit Gera:k, der FIDEF, HOF, KOMKAR, KKDK und 
Mala Gele Kurd angehön:nden Arbeiter weiter zu entwickeln. Wir 
werden die Wege dafur suchen und finden. Denn die Einheit ist die 
wichtigste Aurgabe von uns, den Arbeitern. Alle FIDEF.Qrganisa­
tionen werden entspn:cbend dieser Auffassung tätig werden. 
Aufdem 5. Kongreft einstimmig (mgenommen. 
(Quelle: TlirkeHnformationeIl., Düsscldorf, Nr. 3/1981, S.30) 

die dort hergestellten Fertigprodukte dient. 
Kurdistan ist deshalb innerhalb der unterentwickelten 
Türkei die ännste Region und Reservoir von Rohstoffen und 
billigen Arbeitskräften. Während es in Städten wie Ankara, 
Izmir und Istanbul für 500 Personen durchschnittlich einen 
Arzt gibt, kommen in Kurdistan 5.575 Personen auf einen 
Arzt. Während der türkische Durchschnitt 25,1 Kranken­
betten auf 10.000 Personen ist, sind es in Kurdistan nur 5,4 
Krankenbetten. Während alleine der Koban-Staudamm in 
Kudistan stündlich 1.500.000 kW Strom erzeugt, haben die 
meisten kurdischen Dörfer überhaupt keinen Strom. Unzäh­
lige Dörfer sind wegen fehlender Straßen nur in den Som­
mermonaten zu erreichen. 
Die meisten Kurden sind Analphabeten. In den Schulen -
40% der Dörfer haben überhaupt keine - ist die kurdische 
Sprache, die im Gegensatz zum Türkischen zur iranischen 
Sprachfamilie gehört, verboten. Der türkische Staat ver­
sucht, die Kurden, deren nationale Existenz er überhaupt 
leugnet, zu türkisieren und hat zu diesem Zweck nicht nur 
"regionale Internatnchulen" eingerichtet, sondern in den 
vergangenen Jahrzehnten auch Tausende Kurden zwangs­
weise in kleinen Gruppen in die Westtürkei umgesiedelt. 
Massenverhaftungen durch die Polizei und auch Zentörun-



gen ganzer Dörfer durch die Armee zählen seit je zum festen 
Bestandteil der türkischen Politik in Kurdistan. 

partei PKK) ausgenutzt wurden. braucht das Regime jetzt 
nicht mehr. Die Apocular sind nur noch im Ausland, speziell 
in der BRD, als Provokateure zu gebrauchen. Ihre Gewalt­
tätigkeiten gegen andere Organisa tionen, z.B. am 1.11.1980 
bei einer Veranstaltung der kurdischen KUK in Hannover 
oder Anfang dieses Jahres in Frankfurt, liefern den Behör· 
den den Vorwand, gegen alle fortschrinlichen Ausländer­
organisationen vOrlugehen. 

FRAGE: Wird heute das Selbstbestimmungsrecht des kurdi · 
sehen Volkes von den erwähnten türkischen Organisationen 
anerkannt ? 
A. ALAN: Die Türkische Kommunistische Partei (TKP) z.B. 
sagt seit kurzem, sie trete zwar fur Autonomie in der gegen­
wärtigen Etappe ein, erkenne aber weitergehende Lösungen 
einschließlich der Unabhängigkeit grundSätzlich an. Eine 
ähnliche Linie vertritt die Arbeiterpartei der Türkei (T1P), 
während die Türkische Sozialistische Arbeit erpartei (TSIP) 
sich bereits klarer rur die Unabhängigkeit ausgesprochen hat. 
Eine völlig entgegengesetzte Haltung nimmt hingegen die 
China-orientierte sog. Arbeiter· und Bauempartei der Türkei 
(TIKP), die die Zeitung Aydinlik herausgibt. ein. 

FRAGE: Welche spezifischen Probleme haben die Kurden in 
der BRD? 
A. ALAN: Die Probleme bestehen im Bereich Schule, 50-
zialberater, Dolmetscher, Rundfunk und Fernsehprogramm. 
Wir fordern kurdischsprachige Dolmetscher und Sozialbera· 
ter und kurdische Programme, da viele von uns nur Kurdisch 
sprechen. In Schweden, wo es nur rund 4.000 Kurden gibt, 
hauen sie kurdischen Schulunterricht und zwei Stunden pro 
Woche ein kurdisches Programm im Radio. 

Die NATO unterdrückt unsere Rechte mit Der Grund für den Unteuchied ist natürlich der. daß die 
Türkei ein NATO·Partner ist und die BRD die nationale 
Unterdrückung des kurdischen Volkes deshalb mitträgt. Wir 
sind darüber hinaus in einer ungünstigen Lage durch unseren 
mangelnden Organisationsgrad. Alle kurdischen Organisatio­
nen in der BRD haben vielleicht zusammen 20.000 Mitglie­
der. Der Grund ist der, daß die kurdischen Intellektuellen zu 
spät hierhin kamen. Die Arbeiter, die von zu Hause aus 
größtenteils analphabetische Bauern waren, waren allein zur 
Griindung entsprechender Organisationen nicht in der Lage. 
Wir sind jetzt drd Jahre organisiert und haben Tausende von 
Arbeitern gewonnen. Die Zahl der Sympathisanten dürfte 
sogar über 100.000 liegen. In Kurdistan selbst ist die Situa­
tion in dieser Hinsicht günstiger, wie das Ergebnis der f..lunj· 
zipalwahlen vom 14.9.1979 gezeigt hat. 

FRAGE: Der Widerstand des kurdischen Volkes scheint mir 
einige spezifische Probleme zu haben, so z.B. die Existenz 
von Stammes- und Religionsgegensätzen. 
A. ALAN: Das von Ihnen wohl angesprochene Problem der 
schiitischen Alawiten, im Gegensatz zur sunnilischen Mehr­
heit, besteht im Grunde nur in den türkisch-kurdischen Kon· 
taktregionen. Das gilt etwa rur die Gegend von Elazig oder 
Kahramanmaras, wo diese Auseinandersetzungen als Vor­
wand Hir die Verhängung des Kriegsrechts von der Reaktion 
organisiert wurden. Mitten in Kurdistan spielt das keine 
Rolle. 
Stammesgegensätze und Blutrache, wie sie sowohl von der 
Reaktion als auch von den Apocular (Kurdische Arbeiter· 

Argument-Taschenbücher (AS) 
Programm 1981 

Enstehung der Arbeiterbewegung (AS 63) 
(ersel1e,nt F'uhlahr t981) 
Wer 151 heute das h,sloroscne SubJekl ges 
schallloche, Veranoe'ungen? Sucht man d,e Ant 
wort oe, da, A,oe,letbewegull9, dann muß hte 
Genese allse,log und .nte'd,sz,pl,na, von der 00.:0-
nom,e!)os lu/ ldeengesch,chte e,lo'scht sem Ge 
rade dds Stud>um ,n'et Antange ,SI ouent>erend 
lu, daS Ve,standllls de' seh, d,lIe'enl'erten E,­
sclle,nungen In Ih,e, soz,a'en Zusammensetzung 
,h,e, polil,schen Z,ele usw Neue,e FO'SChungen 
theo,eI ISCf'.e und melhod,SCIle V"'sliChe zu' ge 
genwa'hgen D'sKuSS'on I.Ibet e,ne 'GeSCh,chle 
~on unten· und gene,ell on den h,stOlischen So­
l,all",ssenschalten. ve,e,mgt (!leser Sammelband 
tur Leh,e, und Studenlen der Poltt ik. 5oz,01og,e. 
GeschlchtSWlS$l!f!schaf1en sow'e Tu, die gewerk 
scna!tucne B,klul1jlSiltbell (Reoakt>Of1. La/s Lam­
b,echt) 

Priiyentlon . Medizin und Politik/Sozl.te M. 
dizin IX (AS 6-4) terSCIle,nt Fruhlanr t981) 
umwellve'u,sschte Etkrankungen und Pra~en· 
(oonsmoghchke,len Be,sp.ele K'ebs KOfone'e 
Helze'k'ankullgen. Krankne'len ,m Gelolge von 
Lult~e,schmulwng und ande'en Schadslol!eln­
wJ!kungen. AlkOf'>Ol· und Tabakabusus Uberge· 
w'Cht Daoe, werden d.e besch,ankten MOgIt<:h· 
keoten medlz,n,scf'.e' Ansatze (Vemaltensp,aven­
I'on) gegeflUbe' den denkba,en POI'tlscnen Ant­
worten /Ve,l\8ltn,sp'avent>Of1) te'l ..... e'se an Be, 
spoelen aus Ital'en. Skano,na"'I!f!_ England elc 
pargeste llt 

Gullivar 9; 'Zweite Kultur' In England, Irland, 
Schollland, USA (AS 65) 
(e,sche'nt Fflihlan, t981) 

Forum Kritische Psychologie 8; Handlungs· 
strukturlheorie 2 (AS 66) 
fersche,n!. SOmme' 1981\ 
B .. ,I,agl u.a ~on S Greot W Jantzen M Stad­

", 
Prolekt Automation und Qualilik.Uon VI : Au· 
tomatlonsarbell: Empirie 3 (Arbelttrlormen) 
(AS 61)(e,scne,nt S<mme, t981) 
O,e emp"'SChen Untersuchung,;ergeDIlISI>e we,­
den 'esum'ert und .erd,cntet zu VO,schlagen an 
lnd'\Jst"eSOzlologen und Gewe'k!.C~alten 
Schwe,punkt A,oe,terb'og'apl1le 

Alternative Wirlschaltspolilik 3: Das Inlla· 
lIonsprQbtem (AS 68) le'scne'n! SOmmer 1981) 
Nach e,nem Ube'Dlt<:k uoe, d,e theo,etlSCl\en In 
Ilatlonse,kla'ungen, geht es om e'sten Te,1 um o.e 
F'age welcne Iheo,etoschen und p,akllscl1en 
Konzepie allernal've Wlllschaltspo"hk OlIm Inlla· 
t.onsph.'t~oml!f! entqegenzusetzl!f! Ilal Kann man 
d<e Inllal,on mIt (!e' MonopoItt\eOne e'''''a,en? 
Wie ta<lQl,cn s,nd P'e.s~ont,Qjlen als Inl~hOnsDe' 
kampfull9smaßnanmen? - Oe, zwe,te Te,t be­
handelt OOI,hSCI!e F,agen ,m lusammenhar.g m,1 
dem Inflat>Of1sp,ODIem. In oen 70e' Jah'en n.at es 
eonen soe~takula'en Wech~'" ,m Z,el~atalog Du, 
gen'cne, W"tSCha!t~'h~ gegeoen. N'cht meh, 
VollbeSCnatl'gung. !iOrlClprn Geld<Ne,tslab,htal 
SIeht heute auf Plalz E,ns oe, anZu~tretoenden 
lieh? - \1le,chgult.g, ob o,e Reg,erungen iOz,a' 
dE'moo<,al,SCh DON koose'valo~ s,nd 

Geweno:schalten und Gesundhell (AS 69) 
(ersch~onl Sommel 19811 
Zum Thema . A'be,t~W(!lt uno Ges"nohe,tsgelah'­
dUI1jl' Wild oe, Stand de' BelastungslorSChul1jl ,e· 
teroen (ShchwOrte Monoton,e. B,ldscl1nma'bells­
platze_ Sch,chla,oe,t u.a.1 We,le,a Themen s,nd 
Gewerkschatlen Und Soz,alpol'lo~ bel"eol'cne 
GesundheltSOOI,t,k Arbe terme<!ll,n. Gewerk 
scnalllt<:he B,ldungsa'be,t, A,zle uno Gewe,k­
schallen 

Projekt Ideologie·Theorla (PIT): Beralchstheo­
rlen (AS 10) lerschell1r Herost 1981l 
In d,.,oiem Band gel1l es um d'e Ausa'be'tu"9 e' 
'e' Th<lO"t' des IdeOlog,sChen lu' 0'" e,nzemen 

,deOloglSCMn Machte und ,h'e Wukungslelder 
StaatIPoo't' ~ Scnu'e uno FamHI,,'E'z, .. hung 
RechllJusloZ Rp;'g,onIKuCf'.e. L,tetatot Kunst 
,;w 

Gultivlrr 10: Women . Zwischen Voluntarismus 
und ReVOlution JAS 71) (e'SChe,nt He'bst 1981) 
8estanosau'nanme zum Projf'~t Oe' Wowen' 
Stud,es ,n GBIUSA aktuPlie SI{!llungna~men \fOIl 

PO',vchen Parte,en und Gew>?'Kscnatten zum 
Stalus oe' Frau. D,skuss,on zum Thema Sp'acf'.e 
uno SexISmus. Elnscnatlung Cle' Theo"eoe,!,age 
unCl Erkennm,Sle'SI"l'Igen de' S09IInannten .1Il0'l,' 
n'SI,SChen. L'le'alu'k"t'~ Kommenla'e zu' Dar, 
'lellv"g Oe' F'au ,m n'cnl·komme'z' lien Film 
und TMate" UnlemChts· ,nn, ,I 

Forum Kritische Psycll-ologle 9: Ideologia· 
Dlshnion (AS 72) (e,s;heln! He'o~: 1981 
SuOjekt've Aspekte". FaSChismus 

Jahrbuch tur kritische Medizin 1 JAS 73) 
fe,sch,nt SOmme, 1981) 

DeutSChe Arbeiterbewegung vor dem Faschia· 
mLis (AS 14) (ersene,nt HerDSt 1981) 
Reda~!>Of1 He,~o Haumann und Altel Schlldl 
Inemenbere,cne A,oe,re'bewegung und AnalVse 
de, Welt ..... ,'tschalts~"S'-' St'ateg'en 00>' A'be.te' 
beweg,,"g gegen ,taatl,Cl'len DemoK'al'eaDoac 
und l\erautz,ehenöen FaSCh,smu OO',I'SCh€ 
SoaHung oet A'!>e'lerDe"'ll9ung 

Ladel1pre,se 
Je Sand t 5,5O DM (f ,Stud 12_80 DM)_ 
Preise ,m AtX)I1nement 
12.80 DM (IStud 11.- DM) Ansalle emer Theoroe . Zwe,te/ Kultur., Geger1i.r· 

De'ste'lung Oe, Konzeptionen 00' Okl and New 
Lett ,n der Soz,at, und KUllurgescn,chtsIO,schung 
.n den USA (oem De,unmtl!f! U$-H'SIOf,ker PS 
Fonet zum 70 Geburtstag gewldmel)_ Unte/ 
uChtse,nl\e,1 UDer p,Qjelansche Ju.geno ,n den 
USA. Konfe,enrtlenchte und Besorechungen 

Argument·Venag, Tegeler Str. 6, 0-1000 Benin 65, Tel.: 03014619061 
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Af hanistan 
Mohammed Sarkash/Seamus O'Faolain 

und die 
Afghanisehe Rebellen 
Aussicht auf Frieden (3. Teil) 

Im Frühjahr 198 1 ha tte der britische Außc:nminister Lord 
Carrington geräuschvoll e ine: EG-Initiative: rur ein.<: Verband­
lungslösung zu Afghanistan vorgebracht - ohm: damit bei 
den Regierungen der Dem okra tischen Republik Arghanistan 
(DRA l und der Sowjetunion auf Gegenliebe zu s toßen. Un­
annehmbar war für sie, daß das zweisturige Konferenz­
projekt der EG den Ausschluß de r DRA und eine breitest · 
mögliche inte rna tionale Be te iligung vorsah. Untn negativen 
Vorzcichtn stand der Carrin.Rton-Vorschlag auch insofern, 
als er dem pakistanischen Vorstoß vom Jan~I3f/Februar 
1981 zur Aufnahme bi- oder trila teraler Verhandlungen mit 
Afghanistan (und eventuell dem Iran) :wwiderlief, der im 3. 
und letzten Teil unserer Afghanistan-Serie von M. Sar­
kashjS. O 'Faolain eingehend vorgestellt wird_ 
Die DRA-Regierung reagierte auf das Entgegenk,ommen des 
pakistani!IChen Zia-Regimes unmittelbar positiv. Sie legte am 
13. Mai 1981 einen umfassenden Vorschlag für eine politi­
!IChe Lösung vor, de r nun in ihrer 8 -Punkte-Erk:tä rung vom 
23. August d.J . (Wortlaut siehe Kasten) erweitert worden ist 
u.a. um die Variante auch möglicher multilaterakr Verhand­
lungen mit den Nachbars taaten und de r Einbeziehung von 
Vertretern der Vere inten Nationen . 

Die afghanische Regierung ringt um eine Verbreiterung und 
Stärk ung ihrer Herrschaf t durch eine Reihe von nationalen 
und internationalen In itiativen_ Sind sie erfolgreich , so sagt 
die Regierung, dann wird es keine weitere Notwendigkeit 
von sowjetischen Truppen in Afghanistan geben . 
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Das Kernstück von Babrak Karmals nationalen Bemühungen 
war zusammengefaßt in seinem Aufruf vom Dezember 1980 
für eine Nationale Vaterländische Front. um verschiedene 
politische und wirtschaftliche Kräfte in die afghanisehe Re­
gierung einzubeziehen. 
Das is t nicht das erste Mal, daß B. Karmal und der Parcham­
Flügel (der zusammen mit dem Khalq- Flügel die Volksde­
mokratische Partei Afghanistans - V DI' A - bildet, zu dercn 
I1auptgfÜndern B. Karma! zählt) einen solchen Appell her­
ausgegebe n haben, Sie begannen in der Tat vor 15 Jahren 
damit , als B_ Karmal zur ersten seiner beiden Legislatur­
per ioden in die Nationalversam mlung Afghanistans gewähh 
wurde. 2S 

Karmals Projekt der Vaterländischen Front 

Als die VDPA im Januar 1965 ihren ersten Parteitag abhielt, 
rief sie zu •• einer Allianz von Arbe itern. Baucrn, fortschritt­
lichen IntellektueJlen. Künstlern, städtischen und ländlichen 
Kleinbesi tzern und nationaler Bourgeoisie in einer Front" 
auf, um Afghanistan von seiner Rückständ igkeit zu be­
freien. 26 Zwei J ahre später, als Khalq ( •• Volk") und 
Parcham ( .. Fahne") sich spalteten, war es B. Karmals Par­
cham-Flügel, der damit fortfuhr, für eine breite ,"'ront einzu­
treten, mit der das erste Stadium einer national-demokrati. 
sehen Revolution durchsetzbar sei. 
Die Idee einer breiten Front war noch immer ein zentrales 



Ziel du VDPA (ihre Wiedervereinigung kam 1977 zu!1tandej 
d. Red.) nach ihrer Machtübernahme vom April 197~:. Aber 
sie trat in den Hintergrund, als die Gegensätze zwischen 
Khalq und Parcham wuchsen. jede Hoffnung für eine solche 
Front wurde weiterhin durch gewisse fehleinschätilungen 
und Irrtümer der Regierung unterdrückt. Diese umfaßten 
eine zeitweilige brutale Durchsetzung fortschrittlicher Re­
formen (z.B. Landrcform, Alphabetisierungskampagne, 
Frauenbildung U5W.), eine strenge und oft autoritäre Partei­
struktur, und die Konzentration von Entscheidungen in den 
Händen von Paschtu-sprechenden Afghanen unte!' Aus­
schluß gewisser Minderheiten. 

Diese Fehler provozierten vor alkm die Hazara- und Nuri­
stani-Minderheiten (die anfangs mit der Revolution !,ympa­
thisierten). wesentliche innere Widerstandsbewegungen zu 
bilden. Während dieser Periode starteten auch maoistische 
und andere "linke" I'arleien unkoordinierte Aktionen. gegen 
die Regierung. 
Babrak Karma!, der in der Revolutionsregierung von 1978 
Vizepremier gewesen war, legte erneut den Schwerpunkt auf 
die Idee einer Front, als er im Dezember 1979 die Macht 
übernahm. B. Karmal führte das Konzept einer Fr'ont in 
seiner Rede vom Dezember 1980 einen Schrin ..... eiter. in­
dem er das Zusammentreten eines "Konstituierenden Kon­
gresses" guthieß. Er war darauf bedacht. "religiöse Kräfte" 
unter den vielen Gruppen einzubeziehen, die diesen Kon­
greß bilden würden. Oie Regierung hat ihre nationalistischen 
Aufrufe für die Front untermauert durch eine gering,~re Be­
tonung ihrer sozialistischen Orientierung, das Zurückstellen 
der Landrcform und sogar durch die Erlaubnis der Rückkehr 
einiger früherer Großgrundbesitzer in bestimmte Geb iete. 27 
Zusammengenommen mit der allgemeinen Unpopularität 
des heiligen Krieges der Peshawar-Rebellen gegen Modernis­
mus und Kommunismus hat diese Politik einige Erfo.lge ge­
bracht. Wie ein indischer journalist bemerkte, "beginnt eine 
überraschende Amahl von religiösen Führern mit der Kar­
mal· Regierung zu kooperiem, trotz ihres Mißtraueßl. gegen 
sie".28 

Unerhoffte Friedensinitiative Pakistans 

Es gab auch eine gewisse Bewegung unter den vor 1978 
amtierenden Regierungsbeamten und unter anderen Afgha­
nen außerhalb des Landes in Richtung auf die Idee d,er Teil­
nahme an einer breiten Front. 
Der Erfolg einer solchen Front ..... ird ein außerordentliches 
Maß von Flexibilität der afghan ischen Regierung erfordern. 
Zum jetzigen Zeitpunkt hat sie anfängliche Schritte unter­
nommen. die vermuten lassen, daß es eine solche FleJC:ibilität 
gibt. 
Zum Jahresbeginn 1981, acht i\lonate nachdem B. Karma! 
den Wunsch nach Gesprächen mit Pakistan und dem Iran 
bekanntgegeben hatte. wurde eine internationale Friedens· 
bemühung von einer überraschenden Quelle gestartet: Pa· 
kistan. 
Die zentrale Frage, die auf dem Spiel steht, ist die Schlie­
ßung ihrer Grenzen durch Pakistan und Iran, um Rf:bellen­
einfälle nach Afghanistan :tU verhindern. Zeitgleich zeitig 
würde ein Zeit plan für den Rückzug der sowjetischen Trup­
pen erstellt. Am 3. januar 1981 ersuchte der Außenminister 
Pakistans, Aga Shahi. öffentlich den UN·Generalsf:kretär, 
einen Repräsentanten zu benennen, um friedensge:spräche 
zwischen Afghanistan, Pakistan und dem Iran einzuberufen. 
Er bat darum, daß Afghanistan an den Gesprächen durch die 
regierende Volksdemokratische Partei vertreten sein sollte 
und nicht durch die Regierung - eine Bedingung, die es lia 
ul-I-Iaq erlauble, sich von Babrak Karmals Regierun~: zu di­
stanzieren. 

Sogar mit dieser Vorbehaltsklausel enthielt der Vorstoß kla­
re Zugeständnisse an z ..... ei Fronten: Zum ersten Mal war 
keine Rede von der Teilnahme von Rebellen-Kräften an den 
Gesprächen, und Pakistan erklärte sich bereit. offen mit 
Babrak Karmals Partei zusammenzutreffen. 
Fast über Nacht antwortete Afghanistan zustimmend und 
machte im Gegenzug ein wichtiges Zugeständnis. Während 
Afghanistan bisher eine UN-Tei lnahme an Friedensgesprä­
chen abgelehnt hatte, stimmte es nun Gesprächen unter UN­
Schirmherrschaft oder zumindest mit UN-Beobachtern zu. 
Der nächste Akt entfaltete sich vor dem Hintergrund einer 
wichtigen Islamischen Konferenz in Taif/Saudi Arabien 
Ende januar 1981. Pakistans General lia traf sich mit UNo 
Generalsekretär Kurt Waldheim. um konkrete Schritte hin 
zur Aufnahme von Gesprächen :w besprechen. Ihre Unter­
redung ignorierte ..... eitgehend die außerordentlich lautstar­
ken Interventionen der Rebellengruppe Islamische Partei 
(unter G. Hekmatyar; siehe 1. Teil in AIB9/1981, S. 26-28; 
d. Red.), die ihre Einbeziehung in jedwede Regelung ver­
langte. Späler konstatierte Pakistans A. Shahi auf der Kon­
ferenz - wie verlautete, - daß man mit Gesprächen nicht 
auf den Iran warten könne, der immer noch darauf bestand. 
daß die sowjetischen Truppen gehen und die afghanisehen 
Rebellen beteiligt werden sollten, bevor irgendein Friede 

Sadats Eingeständnis 
Ägyptens Präsid~m Anwar a1·Sadat machte in einem Fernsehinter­
view mit dem NßC·Korrespondemen Peter Miller am 22. Septem­
ber dJ. in Kairo emhullende Aussagen über die Waffenquellen der 
afghanischen Rebellen, die unter RegierungsorrlZiclien und CIA· 
Führungskräften "Kopfzerbrechen" bzw. "Verwirrung" belVorrie­
ren. 
"Lassen sie mich diese, Geheimnis enthüllen. Im ersten Moment. 
als das afghanische Ereignis geschah, kontaktierten mich die USA 
hier, und der Transport von Waffen zu den Afghanen begann von 
Kairo aus mit US·Flugzeugen." So A. Sadat wörtlich. Unmittelbar 
nach dem sowjetischen Eing~ifen in Afghanistan vom Dezember 
1979, präzisierte er dann, "sandten mir die USA Flugzeuge und 
sagten mir: 'Bitte öffnen Sie Ihre Lager für uru, so daß wir den 
Afghanen die für ihren Kampf benötigten Waffen geben können'. 
und ich gab ihnen die Waffen." 
Das ßesondere an diesen ägyptischen Waffen: Sie stammen aus 
sowjetischen Beständen, die vor dem 4. Nahostkr;"'g vom Oktober 
1973 an Ägypten geliefert worden waren. Präsident Sadat unter­
strich, er wolle die Waffenzufuhr an die afghanilchen RebeUen so­
lange fortsetzen "bis die Afghanen". die Sowjets aus ihrem Land 
getrieben haben werden". Dies zumal sich, so fUgte A. Sadat hinzu, 
Washington in der Entlohnung der aus den ägyptischen Militärde­
pots entnommenen Waffen "sehr großzügig" gezeigt habe. Immer­
hin erhalt Ägypten derzeit die neben Israel größte jährliche Militär­
hilfe der USA in Höhe von I Mrd Dollar. 
NBC-Korrespondent P. Milkr brachte bei ägyptischen Regierungs­
IteUen in Erfahrung, daß die von Kairo aus gelieferten Waffen di­
rekt über Pakistan zu den Rebellen ~Iangten. Derzeit würden Waf­
fen aus ägyptischer Produktion geliefert, die Imitationen der so ..... je­
tischen Originale seien. 
Sadats Aussagen sind das erste orfizielle Eingeständnii einu betei· 
ligten Regierunglvertreters, daß die seitens der Sowjetunion immer 
wieder unterstellte geheime Großoperation gegen die Demokrati· 
sche Republik Afghaniuan tatsächlich nattfand und weiter statt· 
findet. Präsident Sadat e!brachte ferner den Nachweis, daß dieser 
Waffenstrom im Rahmen eines großangelegten gemeinsamen Hilb­
programms für die afghanischen Rebellen meßt, hauptsächlich über 
Pakistan und überdies China. Schließlich überfUhrte A. Sadat die 
zahlreichen Versicherungen von US·Regierungsvernetem (u.a. von 
Z. ßrzezinski, dem Sicherheitsberater J. Carters) der Lüge, daß der 
Großteil der Waffenbenände sowjetischer ßauart in Händen der 
Rebellen von diesen im Kampf gegen die afghan ische Armee oder 
die sowjetbchcn Truppen in du DRA erbeutet worden seien. 
"Nie hat es", so resüm;"'rt die WashingIOn Post. "ein offizielles 
Ein~ständnis der Operation gegeben. Und die Tauache, daß es nur 
von einem der am meinen prowcstlichen Regierungsoberhäupter 
kommt. hat das Gros des offiziellen Washington unglücklich ge­
macht." 
(Zit. nach: International Herald Tribune. Zürich, 24. und 
25.9.1981) 
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Erklärung der afghanisehen Regierung 
I. lIaupuiel und Grundinhalt einer politischen Regelung muß die 
Gewährleiltung einer vollständigen und effektiven Eil~,tcllung der 
bewafrnClcn und anderen äußeren Einmischung in die inneren An­
gelegenheiten der DemokratiSChen Republik Afghaninan (DRA) 
sowie die Schaffung von Bedingungen sein, unter denen eine solche 
Einmischung auch in Zukunft ausgeschlossen ist. 
2. Im Zusammenhang damit, daß die bewaffneten Einfalle in 
Afghaninan und andere subvcßive Aktionen gegen diescI Land 
heute vor allem von pakistanischem Territorium aus erfolgen, haI 
die DRA-Regierung der Regierung Pakistans wiederhoLt \orgesch la­
gen - und sie schlägt dies erneut vor -, daß sich Vertreter heider 
Länder treffen, um Fragen zu trOTtern, die mit der Aufnahme von 
Verhandlungen zusammenhängen, deren Ziel der Abschluß eina 
Abkommens über die Normalisierung der Beziehungen ist, 
Im Rahmen solcher VHhandlun~n wäre die Regierung der DRA 
bereit, auch andere zwischen Afghanistan und Pakistan bestehende 
Probleme zu erörtern, um die afghanisch·pakistanisch.!n Bniehun· 
gen zu normalisieren, um Stabilität und Ruhe zu ~währkisten. 

Die Regierung der DRA bekräftigt auch ihren Vorschlag an die 
Regierung der Islamischen Republik Iran, Verhandlungen aufzu· 
nehmen mit dem Ziel, ein Abkommen über die Entwicklung 
freundschaftlicher Beziehungen und eine umfassende, ge~nseitig 
vorteilhafte Zusammenarbeit zwischen heiden Län,~ern - ein· 
schließlich Fragen des Handels, der wirtschaftlichen Zusammen· 
arbeit, des Transits und der kulturellen Beziehun~n -. auszuarbei· 
ten. 
Abkommen zwuchen Afghanistan und Pakinan .$O""ie zwischen 
Afghanistan und dem Iran müssen allgemeingültige ßc'l1immungen 
enthalten, die die gegenseitige Achtung, die Souveränität und die 
Bereitschafl betreffen, die Bniehungen auf der Grundlag.:o der 
Prinzipien der guten Nachbarschaft und der Nichtcin.mischung in 
die innel'l:n Angelegenheiten zu entwickeln, sowie konkrete Ver· 
pflichtungen in Bezug auf das Unterbinden bewaffne'ter und jeg· 
licher anderer feindseliger Aktionen gegeneinander '10m eigenen 
Territorium aus einschließen. 
3. Oie DRA·Regierung gibt bilateralen Verhandlungen sowohl mit 
Pakistan als auch mit dem Iran den Vorzug und hält l,ie für beson· 
ders vielversprechend. ist aber gkichzeitig bereit, auf trilateraler 
Ebene zu verhandeln, wenn Pakinan und der Iran dit:s wiinschen. 
Die fehlende Bereitschaft eines der genannten Staaten zur Auf· 
nahme von Verhandlungen soll jedoch kein lIindernu für die Auf· 
nahme eines Dial0lll' zwischen Afghanistan und dem anderen Staat 
wie auch ruf entsprechende Vercinba1\lngen und deren anschließen· 
de Realisieß.lng sein. 

Naturlich kann sich die Seite, die zunächst von Verhan,dlungen Ab· 
stand nähme, ibnen anschließen und spater eigene Verhandlungen 
mit der DRA aufnehmen. 
Die DRA·Regierung erhebt keine Einwände gegen die Teilnahme 
des UN·Genera15d,retiin oder seines Vertreten an ibren Verhand· 
lungen mit den Regierungen PakiSlans und Irans, seien es bilaterale 
oder trilater,ue. , 
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Ja zu einer politischen Lösung 
4. Die DRA-Regierung wird den Afghanen, die sich aus beuimm· 
ten Gründen zeitweilig auf dem Territorium Pakistans oder anderer 
Nachbaruaaten aufhalten, im Falle ihrer Rückkehr in die Heimat 
volle Freiheit und Sichemeit gewährleisten, wie es im Beschluß des 
Präsidiums des Revolutionsrates vom 18. Juni 1981 und anderen 
offiziellen Dokumenten der DRA über die Generalamnestie fenge· 
kgt ist. 
Die DRA·Regierung garantiert die~n Personen Sicherneit, Freiheit 
der Wahl des Wohnortes und eine gleichberech tigte Teilnahme an 
de r Lösung des Bodenproblems auf der Gß.lndJage der Agrarreform. 
Fur sie werden die notwendigen Lebensbedingungen sowie die Vor· 
aUS$etzun~n rur eine fruch tbare Arbeit und gesellschaftliche Tätig· 
keit zum Wohle der Heimat geschaffen. 
Den Nomaden, den Stämmen und den Viebzüchtern wird nicht nur 
Weideland zur unentgeltlichen Nutzung auf gerech te r Grundlage 
gewährt, .KIndern auch das Recht, sich auf dem TeTTitorium des 
Landes frej bewegen zu können. ( .. . ) 
5. Bestandteil der politischen Regelung müssen internationale 
Garantien für die zu erreichenden Vereinbarungen über die Einstel· 
lung und NichlWiederaufnahme der bewaffneten und andere Ein· 
mi-.:hung in die Angelegenheiten Afghanistans sein. 
Die Staaten, die die genannten Garantien geben, müssen sich strikt 
der Einmischung jeglicher An enthalten und mit all ihrer Autorität 
hinter den zu treffenden Vereinbarungen stehen. Die Garantiestaa· 
ten sollen ein entsprechendes Dokument annehmen, in dem sie sich 
verpflichten, die Souvecinitlit, Unabhängigkeit und temtoriale 
Integrität Afghanistans sowie seinen nichtpaktgebundenen StatuS 
tu respektieren. Die DRA ihrerseits würde ihre Treue zur Politik 
des Friedens und der Nichtpaktgebundenheit sowie ibr Streben 
nach einer Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen mit allen 
Ländern, in erster Linie mit den Nachbarn, bekräftigen. 
Die Regierung der DRA, die die endgültige Zusammen~ttung der 
Garantiestaaten nicht von vornherein festlegt, ist nach wie vor der 
Ansicht, daß zu ihnen die UdSSR und die USA sowie einige andere 
Staaten gehören müssen, die sowobl für Afgbanistan als auch für 
seine Nachbarn, die sich an Verhandlungen beteiligen, akzeptabel 
wären. 
Die Fe$llegung internationaler Garantien muß ebenso wie die 
Lösung aller anderen Fragen, die die Interessen Afghanistans be­
treffen, unter Beteiligung der DRA·Regicß.lng erfolgen. Dabei hai 
sie nichts dagegen, daß die Erörterung der mit der Ausarbeitung 
internationaler Garantien verbundenen Fragen gleichzeitig mit 
zwei· und dreiseitigen Verhandlungen zwischen Afghanistan, Paki­
stan und dem Iran beginnt und parallel zu diesen Verhandlungen 
verlauft. In der ersten Zeit könnte eine solche Erorteß.lng in Form 
inoffitieller multilateraler Konsultationen und später auch auf 
einen entsprechenden internationalen Forum gescheben. 
6. Im Falle der Einstellung und garantierten Nichtwiederaufnahme 
der bewaffneten Intervention und aller anderen Formen "on Ein· 
mischung in die inneren Angelegenheiten Afghaninans wurden die 
Gründe entfallen, die Afghanistan zwangen, sich an die UdSSR mit 
der Bitte zu wenden, ein begrenztes sowjetische. Truppenkontin· 
gent auf sein Territorium tu entsenden. Entsprechend würde eine 
politische Regelung, einschließlich der Ausarbeitung internationaler 
Garantien, es ermöglichen, gemäß Vereinba1\lng zwischen der 
afghaniKhen und der sowjetischen Seite den ModUl und die Ter· 
mine, mit anderen Wonen den Zeitplan für den Abzug der sowjeti· 
schen Truppen aus Afghanistan festzulegen. Der Troppcnabtug 
.... iirde im Zuge der Realisierung der erreichten Vereinba1\lngen er· 
folgen. 
Je schneller Vereinbarungen, die eine Einmi5chung in die An~Je­
genheiten Afghani5tans ausschließen, getroffen und realisiert wer· 
den, desto scbneller wird der Abzug der sowjetischen Truppen be· 
ginnen und turn Abschluß gelangen - und umgekehrt. 
7. Eine politische Regelung der Situation um Afghanistan, die wie 
aus den oben dar~kgten Erwägungen hervorgeht, stufenweise aus· 
gemei!el und realisiert werden könnte, würde der feuen Ober­
zeugung der DRA·Regierung zu folge nicht nur den In tereuen des 
afghanis~hen Volkes und de r Völker der Nachbarstaaten entspre· 
ehen, sie würde auch zur Beseitigung der in dieser Region insgesamt 
en1l1andenen Spannungen führen. ( .. _) 
8. Bei alten Verhandlungsvarianten - zweiseitigen, d reistitigen 
oder mehr~itigen - !lehen in Bezug auf Garantien nicht die Fra. 
gen zur Diskussion, die die in Afghanistan bestehende Ordnung, die 
Zusammensettung seiner Regierung wie auch andere innere Ange. 
legenheiten AfghaniJtans belreffen. Diese Fragen wurden und wer­
den auch in Zukunft allein vom afghanischen Volk und ,oni t nie. 
mandem gelöst. 
(Quelle: Statement of the DRA Government on the Problem of 
Political Settlement, Kabul, 24.8.198 1) 



überhaupt in Erwägung gezogen werden könne. 29 

Saudiarabische Regierungsbeamte behaupteten, daß nur 
starker Druck seitens konservativer arabischer Staaten Zia 
davon abhielt, noch schneller auf Gespräche zuzusteuern. 

Auf der Außenministerkonferenz der Nichtpaktgebundenen 
in Neu-Delhi im Februar 1981 wiederholte der afghanische 
Außenminister Dost seinen Wunsch nach bilateralen Gesprä­
chen mit Pakistan und mit Iran (womit er PakiSians Vor­
schläge für dreiseitige Gespräche ablehnte). Er stellte fest, 
daß die Anwesenheit der UNO bei den Gesprächen willkom­
men sein würde, aber die Gespräche dürften nicht unter der 
Schirmherrschah der UNO statlfinden. Oie Konferenz en­
dete, ohne daß ein Zeitplan für Gespräche festgelegt wurde 
und mit einer Resolution, die den Rückzug aller ausländi­
schen Truppen aus Afghanistan forderte. 

Zias Bestrebungen, zu einem Arrangement mit Afghanistan 
zu kommen. sind durch eine Reihe sich schnell anhäufender 
Spannungen motiviert, die drohen, den Sturz seines Regimes 
zu bewirken. An seiner Ostnanke erhält sein langjähriger 
Feind Indien gerade neue sowjetische Militärausrüstungen 
im Wert von einigen Milliarden Dollar. Im Jahr 1980 hielt 
Zia etwa 2/3 seiner Viertelmillionen-Armee im Osten und 
Norden im Aufmarsch gegenüber Indien. An der Westgrenze 
entziehen die auf etwa 1-15 1\1io geschätzten Afghanen in 
Pakistan der Staatskasse 200 Mio Dollar pro Jahr und neh­
men der 2,5 Mio zählenden, ohnehin unzufriedenen Belut­
schi-Bevölkerung lebenswichtige Vorräte weg. 30 

Die wachsende belutschisehe Opposition gegen die Regie­
rung findet ihre Ergänzung in neuen Aktivitäten der Pakista­
nischen Volkspartei des Ex-Premiers Bhutto (1979 von Zia 
hingerichtet) und anderer regierungsfeindlicher Organisa­
tionen. Eine breite Koalition dieser Parteien, die alle von Zia 
verboten sind, hat von ihm eine Normalisierung der Be­
ziehungen zur afghanischen Regierung gefordert. 31 
Diese Koalition übte in einer Reihe von Demonstrationen 
1981 in Peshawar und Lahore ... schweren Druck auf Zia 
aus. Ebenso wurde berichtet, daß es eine Untergrundzelle 
von linksgerichteten VOlkspartei-Aktivisten in Kabul gibt, 
wo auch einer von Bhutto5 Söhnen gesehen wurde. 32 
Diese militärischen und politischen Erschütterungen fallen 
in eine Zeit der wachsenden wirtschaftlichen Krise, da Pa­
kistans Auslandsverschuldung im Jahr 1980 über 10 Mrd 
Dollar hinausschoß. 33 Zusäl1;liche Sparmaßnahmen, die Zia 
durch internationale Banken und Finanzorganisationen auf­
gezwungen wurden, könnten sehr wohl Cener ... 1 Zias enge 
politische Basis weiter aushöhlen. Zia begreift, daß mit je­
dem Tag, an dem Sowjettfuppen in Afghanistan und Rebell· 

streitkräfte in seinem Land stehen, die gegen ihn ausschla­
genden Faktoren anwachsen. Sein Kurswechsel wurde von 
Aga Shahi beschleunigt, der argumentiert, daß sich Pakistan 
von zu enger US.Abhängigkeit lösen und ein restes Mitglied 
der Nichtpaktgebundenen-Bewtgung werden sollte. Im Mo-

...... ment· sieht es so aus, als habe A. Shahi die mehrheitliche 
Unterstützung der herrschenden Kreise rur diese Weitsicht 
gewonnen, die die Suche nach einem Arrangement mit 
K.abul einschließt. 34 
Die Kräfte, die versuchen, diese Politik zu durchbrechen, 
werden vom Herausgeber der Pakistan Times, Z.A. SuJeri 
angefUhrt, der lieber Ronald Reagans Umarmung erwidern 
und ein US-Hilfspaket von mehreren Milliarden Dollar an­
nehmen würde. Suleri verurteilt öffentlich sowohl die Nicht· 
paktgebundenen-Bewegung als auch die Islamische Konfe­
renz, und wurde lange Zeit rur Zias Sprachrohr gehalten. 
Z.A. Suleris lIoffnung besteht darin, daß Pakistans Bedarf 
rur einen lIilfsumfang, den nur die USA anbieten können, 
Zia zurück auf die Position Washingtons und von jeglichem 
Arrangement mit der afghanischen Regierung wegdrängen 
wird (dieser Trend ist inl.wischen in Zias Politik dominie· 
rend geworden; d. Red.). 
Vorschläge filr Gespräche mit Pakistan und dem Iran wur­
den von Anstrengungen der afghanischen Regierung beglei­
tet, ihre internationale Unterstützung zu erweitern. Der lei­
ter einer Reiscdelegation von 3 britischen Labour-Parla­
mentariern nach Afghanistan im Januar 1981 kehrte mit der 
Feststellung zurück: "Ich unterstütze im allgemeinen die 
Karmal-Regierung. "35 

Bezeichnenderweise unterhalten die Vereinigten Staaten, die 
die offizielle Anerkennung solcher Staaten wie Angola. 
Kuba und Vietnam ablehnen, immer noch eine Botschaft 
und diplomatisches Personal in Kabul. Wenn Babrak Karmal 
darin Erfolg hat, die politische Basis seiner Regierung zu 
verbreitern. wird die Wahrscheinlichkeit weiterer internatio­
naler Anerkennung und eines Paketes, das den eventuellen 
Rückzug sowjetischer Truppen einschließt, erhöht. Schluß 

(Quelle: CounterSpy, Washington, NT. 3/Mai-Juni 1981, S. 
24-33) 

Anmerkul\ICn: 
2!'» Gewisse Ideen der VDPA habf:n ihre Wurzeln in der ersten refor· 

mistischen Regierung lunter König Amanullah; d. Red.) in 
Afghanistan (1919-29), welche durch eine Revolte reaktionärer 
religiÖ'lCr Kräfte zenchlagcn wurde. Die Ideen kamen nach dem 
2. Weltkrieg in Forouungcn von Studenten und Intellektuellen 
nach einer parlamentarischen Verfassung und freien Wahlen wie­
der auf. Vgl. L_ Poullada, Reform und Rebellion in Afghanistan, 
1919-29, Comell19H 

26) F. Halliday, Revolution in Afghanistan. in: New Left Review, 
London, November/Dezember 1978, S.22 

27) New Statesman, 5.12.1980 
28) Guardian, tondon, 6.8.1980 
29) International Herald Tribune, Zürich, 6.2.1981 
30) Typisch rur diese Spannungen ist die Empörung über die etwa 2 

Mio Stück Vieh, die die Afghanen nach Belutschistan gebracht 
haben und die mit den lokalen Schaflherden um das ohnehin 
spärliche Weideland wetteifern. 

31) Im Februar 1981 forderten Pakistans neun bedeutendste oppo­
sitionelle politische Parteien Zias AbselZung und bildeten ein 
Oppositionsbündnis, die Bewegung zur Wiederherstellung der 
Demokratie. Siehe AlB 5/1981, S.41;d. Red. 

32) Boston Globe, 2!'>.12.1980 
33) New Vork Times, 16.7.1980 
34) Siehe Financial Times. London, 10.2.1981 
35) The Guardian Weekly, London, 18.1.1981 
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Südostasien 
Rainer Falk 

ASEAN - Neutralitätszone oder 
Spielball neokolonialer Interessen? 

Die in der Vereinigung Südostasiatischcr Nationen (ASEAN) 
~u.sammcngdaßten rune Staaten werden in den westlichen 
Metropolen heute als .. Damm gegen dcn Sozialismus" (Indo­
china) gehandelt, ihre weltpolitische Rolle an der Kampu­
cheafnge (estgemacht. An Attraktivität aber haben die 
ASEAN-Ländcr auch durch ihre (orcie rte kapitalistisc.:he 
Entwicklung hinzugewonnen. Die neokolonialistischen in­
vestoren drängen sich, wie unser Oberblicksbeitrag von R. 
Falk und die Bilanzierung der Weltbank-Strategie in Indo­
nesien zeigen. Wir beginnen in diesem Hdt außerdem mit 
der gesonderten Vontcllung der fUnf ASEAN-Länder. Indo­
nnien, der volkreichste Staat Südoswiens, macht den An­
fang. 

Seit der Niederlage: der USA in Indochin a Mitte der 70er 
j ahre gibt es ein wachsendes, vor allem strategisch motivier­
tes westliches Interesse an den fünf in der Verein igung Süd· 
ostasiatischer Nationen (ASEAN) zusammengeschlossenen 
[.ändern Thailand, Indonesien, Philippinen, Malaysia und 
Singapur. Sie spielen eine Schlüsselrolle in den Versuchen 
Washingtons, eine antivietnamesische Koalition im Fernen 
Osten zu schaffen l , und sie sind mittlerweile zu einem pri. 
vi legienen Kooperationspartner der l-:uropäischen Gemein­
schaft (EG) in der Dritten Welt geworden. 2 In der dynami· 
sehen neokolonialen Expansion japans stellen die ASEAN· 
Länder ohnehin t raditionell ein vorrangiges Zielgebiet dar. 3 

Entwicklungsalternative ZU Indochina? 

Obwohl bereits am 8. August 1967 in Bangkok gegründet, 
machen die ASEAN·Länder ihrerseits ers t seit den revolutio· 
nären Veränderungen in Vietnam, Laos und Kampuchea 
ernsthafte Anstrengungen, d ie wirtschaftliche Kooperation 
innerhalb ih rer Staatengruppe zu intensivieren, Zwar SIek· 
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ken diese Integrationsbestrebungen, die vornehmlich vom 
Auslandskapilai und den mit ihm assoziierten lokalen Bour· 
geoisien getragen werden, vorerst noch in bescheidenen An· 
fangen und finden ihre Grenzen in diversen nationalen In· 

teressengegensätzen. Gleichwohl wird hinter den in allen 
ASEAN·Staaten zu beobachtenden Bemühungen, das kapita· 
listische Wachstum zu forcieren, das Bestreben erkennbar, 
nach der DurchsclZung des Sozialismus in Indochina eine 
attraktive Entwicklungsaltemative itir die Region zu schaf· 
fen, Dies ist selbst noch eingeordnet in die imperialistische 
Systemsicherungspolitik des "Nach·Vietnam·Zeitalters" und 
wird deshalb von den Westmächten nach Kräften unter· 
stütz\. 

Die ASEAN·Länder verfügen über ein beachtliches ökonomi· 
sches Potential. Obwohl sie bis auf Singapur ökonomisch 
noch schwach entwickelt sind, gehören sie zu jener Gruppe 
von Entwicklungsländern, die relativ hohe Wachstumsraten 
aufweisen. Im Durchschnitt der jahre [970·79 lag dasjähr. 
liehe Wachstum des Bruttoin[andsprodukts zwischen 6.2 
(Philippinen) und 8,4% (Singapur); das Wachstum der lndu· 
strieproduktion war mit 8,4 (Phi l ippin~n) bis 11,3% (Indo. 
nesien) durchgängig höher, wobt'i Indonesien. Thai land und 
Malaysia Zuwachsraten beim Verarbdtendt,n Gewerbe, also 
der Fertigwarenherstellung, vorweisen können, die bis zu 
12,5% gehen.4 

Die ASEAN·Länder verfUgen ferner über ein Arbeitskräfte· 
reservoir von etwa 130 Mio und einen beträchtlichen Roh· 
stoffrei chtum . Sie bestn'itt'n über 80% des Welthandels bei 
Naturbutschuk und Palmöl, mehr als 70% des Wcltzinnhan· 
dels, 63% bei Kokosprodukten, 57% bei Gewürzen, 15% bei 
Hölzern und 9% bei Reis.s Sie sind darüber hinaus bedeu· 
tende Enc:uger von Erdöl, Erdgas, Kupfer. Nickel und Bau· 
xit. 
Die relativ hohen, die 60er Jahre weit übertreffenden Wachs· 



IUmsrat~n d~r 70~r Jahr~ sind vorn~hmlich dadurch zu­
standegekommen, daß die Regierungen in den letzten zehn 
Jahren zielstrebig eine Wirtschaftspolitik verfolgten, die den 
übergang der ASEAN-Länder von der imporlsubstituieren­
den Industrialisierung im Konsumgiiterbereich zur Export­
orientierung beträchtlich besch leunigt haI. Dies hat sich u.a. 
darin niedergeschlagen, daß der Anteil der Fertigwaren an 
der Gesamtausfuhr überall beträchtlich gewachsen ist. Er 
betrug beispielsweise 1978 in Thailand 25%, auf den Philip­
pinen 32% und in Singapur 46%.6 
Der Rohstoffanteil liegt dementsprechend immer noch 
hoch; aber die Ländergruppe befindet sich insgesamt auf 

duktionszonen erhebliche Vorteile genießen. Solche Zonen 
bestehen z.B. au f den Philippien bei Mavrivels, in Thailand 
in Bang Can, in Malaysia bei Penang, Setangor, Malacca und 
Johor und in Singapur im .' reihafen, in den ProduktionslO­
nenJurong Town, Redhilt, Chai Usd und Bedok. 
Oft handelt es sich vorwiegend um Zuliefer-, Montage- und 
Lohnveredelungsproduktion, den:n Vernechtungsgrad mit 
der übrigen Wirtschaft äußerst gering und von daher auch 
keine weitere Stimulierung einer ausgewogenen Entwicklung 
zu erwarten ist. Diese Art der Teilindustrialisierung hat dem 
Auslandskapital teilweise erhebliche Positionen in den natio­
nalen Wirtschaften verschafrt. So befinden sich z.B. in Sin-

Eckdaten ZU Südostasien 

Lond 

Indonesien 
Thailand 
Philippinen 
Malaysia 
Singapur 

Vietnam 
UO, 
Kampuchea 

Bevölkerung 

(in Mio) 

142,9 
45,5 
46,7 
13,1 
2.4 

52,9 

'.' 4.0 

Fläche 

(1.000 qkm) 

1.919 
5" 
"0 

'" 1 

'" 257 
181 

Bruuosozial· 
produkt pro Analphabeten-
Kopf (1979) quote in % 

(in Dollar) (1976) 

'" 38 
590 16 
600 12 

I.:HO 40 
3.830 

l' 

Lebens· 
erwartung 

(1979) 

" 62 
62 
68 
71 

" " 

Anteil der Erwerbspersonen ( in % ) 

Landwirt· 
schaft 

1960 

" 84 
61 
65 

8 

81 

" 82 

1979 

59 
77 
47 
51 

2 

71 
76 

Industrie 

1960 

8 
4 

15 
12 

" 
5 
4 
4 

1979 

12 , 
17 
16 

" 
10 

6 

Dienstlei-
I(ungs· 
",klor 

1960 

17 
12 
24 
25 
69 

14 
13 
14 

1979 

29 
14 

" " 60 

I' 
18 

(Quellen: Weltbank, Weltentwicklungtbericht 1981, Washington, August 1981, S. 148/ 149 und 184f185: Länder der Erde, Köln 1981, S. 328) 

dem Weg zur Eingliederung in eine mehr industriell struk· 
turierte intemationale kapitalistischen Arbeitste ilung, die 
allerdings ihre ungleiche Struktur und ihren neo kolonialen 
Charakter beibehält. 
Diese Arbeitstcilung ist einmal dadurch gekennzeichnet, daß 
es sich bei den in den letzten Jahren entstandenen indu­
stricHen Kapazitäten größtenteils um relativ arbeitsinle nsive 
Teile von Produktionszweigen handelt, die wegen der gün­
stigen Standortbedingungen aus den Industrie1ändem ver­
lagert worden sind. Träger dieser Verlagerungsprozessc 
waren - und das ist die andere Seite dieser Arbeitsteilung -
vielfach internationale Konzerne. die oft in sog. Freien Pro-

ASEAN"Staaten 

~ 
i"" 
i"" 

"' .. 
~ 
"' >. 
2 

gapur 70% der Industrieproduktion in ausländischer Hand. 
In der Verarbeitenden Industrie Thailands handelt es sich 
bei 62% der Industriebetriebe um Filialen ausländischer 
Konzerne. 7 

Zwar haben die jeweiligen Regierungen in den letzten Jah· 
ren in mehr oder weniger starkem Maße Gesetze erlassen, 
die bestimmte IndustriespaTten der einheimischen Bour· 
geoisie vorbehalten oder vorschreiben, daß die einheimische 
Kapitalbeteiligung bei Konzemniederlassungen mindestens 
51% betragen muß. 

Die Generallinie der Wirtschaftspolitik in den meisten 
Ländern bestand und besteht jedoch darin, ausländisches 
Kapital über einc Vielzahl von SteuelVergünstigungen, die 
Gewährleistung freien Profittransfers und die staatliche Ga­
rantie eines wohlfeilen und willfahrigen Arbeitskräfteheeres 
und über diverse andere Vergünstigungen anzulocken. Dort 
wo der Staat selber Wirtschaftsaktivitäten entfaltete, z.B. im 
Bereich der Infrastruktur oder bei der Herstellung benimm· 
ter Grundstoffe, waren diese so angelegt, daß die privat­
kapitalistische Expansion begünstigt, aber keinesfalls einge­
schränkt wurde. 

Das quasi naturwüchsige Beiprodukt dieses kapitalfreund· 
lichen Liberalismus besteht in einer wachsenden sozialen 
Polarisierung. In den meisten ASEAN·Ländern werden die 
Löhne der Industriearbeiter durch die staatliche Unter­
drückung gewerkschaftlicher und politischer Aktivitäten nie· 
drig gehalten, oft unter dem gesetzlichen Mindestlohn. Zu­
sätzlich dämpft die Existenz einer großen industriellen Re­
servearmce (bei einer Arbei tslosenra te von 7-10% und einer 
Unterbeschäftigungsrate von weiteren 10%) die sozialen Er­
wartungen der Beschäftigten. Das Ausmaß der inzwischen 
erreichten EinkommenspoiaTisierung läßt sich teilwcise da­
ran ablesen, daß l.B. in Indonesien die oberen 20% der 
Haushalte über fast 50% der Haushaltseinkommen verfUgen, 
während die unteren 60% gerade 27% zur VerfUgung haben. 
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Erklärung der indochinesischen Außenmister vom Juni 1981 
I. Wütend über das Wachstum der drei indochim:siKhen Länder, 
besonders über die hcrvo~nden Ern.mgenschaflen does Volkes von 
Kampuchea auf $<!inem Weg zur Wiedergf!burl und der Beherrschung 
seine, Schicksals sowie über die wachsende Bereitschaft der Länder 
der Region zum Dialog untereinander, schmiedet di.e reaktionäre 
hernchende Clique in Peking neue Kriscnplänc zur Forllfiihrung ihrer 
hegcmonistischen und expansion in ischen Politik in SüdolJstasien. 
Unter der fortwährenden Drohung, Viemam erneut ein.e Lektion zu 

") die reaktionäre Clique unter den herrschenden 
Kreisen Peking blutige Zusammemtö6e an den Grenzen zu Viet-
nam und Laos, hüu die psychologische Kriegsführulflg an, schürt 
Unruhen und subversive Aktivitäten und zieh auf eine: Wiruchafts­
l? iI O'k'~' und den Abbrucb de r Beziehungen gegenüber Vietnam und 
Laos. Besonders emsu;unchmen ist die Tatsache, daß (:hina im Zu· 
l3.mmenspiel mit den US-Imperialiuen und im Komplott mit einigen 
herrs<:henden Kreisen in SüdoSluien Waffen· und Lebensminellicfe· 
rungen für die renlichen Pol·Pot·Truppen und die reaktionären 
Khmertruppen im Ausland steigert und sie zur Bildung einer "Ein­
heiufront" drängt, um zu verschleiern, daß sie die weltweit als völ­
kermörderisch verurteilte Pol-Pot-Clique als Instrument gegen die 
Wiedergeburt des Volkes von Kampuchea und gegen die Länder ln­
dochinas zu benuuen, eine Konfrontation zwischen den Staaten 
Indochinas und den übrigen asiatischen Staaten berbehufUhren und 
den Dialog in der Region zu untergraben suchen. China setzt seine 
Hilfe für die zersetzenden und subversiven Alr;.tivitäten aufnändischer 
maoistischer Gruppen in den Staaten SüdO$lasiens fort. Gleichzeitig 
hat es sich einer internationalen Kampagne de r US·Administration 
für eine Wirtschafublockade angeschlosscn, die das Ziel hat, Vietnam 
und die anderen Staaten Südonasiens unter Druck zu se uen. 
Die gegenwärtige Situation macht der Weltöffentlichkeit erneut klar, 
daß die Ursache flir die Bedrohung der Sicherheit und Unabhängig­
keit der indochinesischen Länder und flir den Frieden und die Stabi­
lität der südonasiatischen Staaten in der eltpansioni.stischen und 
hegemonistis<:hen Politik der chinesischen Führer liegt, die dahei mit 
den US-Imperialislen gemeinsame Sache machen. 
2. Es ist allgemein bekannt, daß die Völker von Viemam, Kam­
puehea und Laos einen langen Kampf um die Wiederg.:winnung der 
Unabhängigkeit ihrer Heimatländer und rur das Recht J.ur friedliches 
und freundschaftliches ZUSJmmenleben mit den anderen Völkern der 
Welt, vor allem auch mit ihren Nachbarn, geführt haben. 
Angesichts der fortwährenden Bedrohung ihrer nJlionalen Unabhän­
gigkeit hab .. n die drei Länd .. r Indochinas keine andere Wahl als ihre 
Solidarität und gegenseilige Hilfe zu verstärken und die Aggn:nion 
gemeinsam 1-U bekämpfen. Dies enupricht dem gehe iligten Recht 
aller Nationen auf Selbstv.,rteidigung. Wie schon wi .. dC1TIolt erklärt , 
in die Anwesenheit victnamesischer Truppen in Kaml?uchea durch 
die chinesische Bedrohung bedingt, wobei China mit den Imperia· 
listen und anderen Reaktionären gemeinsame Sache nlacht, und in 
keiner Weise geg~n Drittländu gerichtet. Wenn diesc Bedrohung auf· 
hört, werden Vietnam und Kampuchea sich über den Abzug viet­
namesischer Truppen aus Kampuchea einigen. 
Wenn Frieden und Stabilität an der Grenze zwischen Thailand und 

gesichert sind, w .. rden Vietnam und Kampuchea sofort 
über einen teil weisen Abzug der vietnamesischen 

treffen. 
i Vietnam, die Volksrepublilt Kampuchea 

Republik weisen erneut ent· 
die Einberufung der internationalen Konferel~z übet Kam­

gemäß UN·Resolution 35/6 zurück. Sie werd.en an dieser 

I
:;::;;~:::. nicht teilnehmen. Jede UN·Rewlution in B':1.ug auf Süd· 

ist illegal. wenn sie die Souv~ränilät der Staat"n der Region 
w .. nn die V .. reint .. n Nationen immer noch die V .. rtre­

.• ,Demokratischen Kampuchea" der völkermörderischen 

I ::~~~~.~:;::'~,:':"~'~'k::,~:nnen, die vom Volk von Kampulchea gestiint 
Menschheit in Acht und Bann I~tan worden 

Pot und seine Clique von den Vereinten Nationen 
I.",ü~":,,,,,,~, können diese nicht im Namen der UN-Charta einen 

und Stabilität in Südostasien leisten. 
indochinesischen Länder fordern entschieden, daß die Ver­

einten Nationen die POI.Pot.Bande auuc:hlicßen, di .. Millionen von 
Mensch.,n ermordet hat und sich der Wiedergeburt deos Volkes von 
Kampuchea entge~nstelh, das eben erst der Hölle entronnen iS!, die 
sie ihm bereitet hat. Und sie fordern, daß Kampucheas Sitz in den 
Vereinten Nationen dem Revolutionären Volksrat von Kampuchea 
zurückgegeben wird, der einzigen wirklichen und legale·n Vertretung 
des Volkes von Kampuchea. 
Die Soziali!ltische Republik Vietnam und die Laotisehc~ Volksdemo· 
kratische Republik unterstützen voll die Position des !:uten Willens. 
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die die Volksrepublik Kampuchea zum Problem der kambodschani­
schen "Flüchtlinge" in Thailand einnimmt. der entsprechend die 
Rückkehr der "Flüchtlinge" nach einem zuvor ausgehandelten Ab­
kommen zwischen Kampuchea und Thailand erfolgen muß, wobei 
ein Land oder eine internationale Organisation vermitteln kann, die 
von beiden -akteptien wird. 
3. Die Sozialistische Republik Vietnam. die Volksrepublik Kampu­
chea und die Laotische Volksdemokl'1ltische Republik verurteil .. n uno 
nachgiebig die Politik der Intervention und Aggression gegen die drei 
indochinesiscben Völker seitens de r chinesischen Regierung. China 
muß aeine bewaffneten Angriffe und Provoiultionen gegen die Sozia­
listische Republik Vietnam und gegen die Laotische Volksdemokra­
tische Republik sofort cimtellen, den Unterhalt, die Ausbildung und 
Ausrüstung laolischer Reaktionäre im Ausland, die dann zurückkeh· 
ren, um das laotische Volk zu bekämpfen, sofort beenden und Unter· 
halt. Waffen· und Lebensmittellicferungcn an die Pol·Pot-Clique und 
andere reaktionäre Khmer-Truppen. die das Volk von Kampuchea 
bekämpfen einstellen. ( ... ) 

4. Die drei Ministe r stellt .. n mit 
stehendu Meinungsverschiedenheiten in 
Region der Dialog zwisehen den Staaten 
üher die letl-ten Jahre erste Ergebnisse bei der 
Verständnisses zeigt und somit günstige 
spräche und eine Verständigung über die 
heiten der Region ohne Einmischung von 
Die drei indochinesischen Länder tchl..gen 
a) Eine regional/:: Konferenz zwischen den 

Asiens über regionale Angelegenheiten von J1i;~.~'~1~[~:~~:~.~·1 abzuhalten, unter Beteiligung - als Beobachtu - des 
tir, der Vereinten Nation~n in persönlicher 
tr .. tern einiger anderer Staaten, über di .. noch 
zielen ist. Die Tagesordnung wird abwechselnd von den 
chinas und der ASEAN aufgestellt, und zwar auf de r 
Gleichberechtigung. Die Staaten Indochinas schlagen vor. die 
renz Mille Juli 1981 in Rangun abzuhalten oder ein.·emehmlich 
einer anderen asiatischen Hauptstadt. 
b) Falls die ASEAN·Staaten zur Teilnahme an ";ner solchen 
nalen Konferenz noch nicht bereit sind, die drei 
Indochinas vor, entsprechend dem Vorschlag 
regional/:: Konsultationen auf bila teraler oder 
fortzusetzen, um sich ühe r regionale An~legenheiten von 
tigem Interesse zu verständigen. 
c) Zur Anerkennung und Absicherung von Vereinbarungen, die 
d .. r regionalen Konferenz über regionale Konsultationen 
wurd.,n, soll unter breiterer Beteiligung über die 
herzustellen ist, eine internationale Konferenz stattfinden. 
Vereinten Nationen die Anerkennung von Pol POl und seiner 
zUlÜckOliehen, werden die Staaten IndoChinas die Möglichkeit i 
tracht ziehen. daß diese internationale Konferenz von den V,,,,,",," I 
Nationen einberufen wird. 

Die drei Staaten Indochinas horfen, daß die ~~:~~;~~::~:J:;~:~~: I FriedeM und der Stabilität in der Region 
jeder Nation auf diese VOT$chläge im Geist des 
reagieren. 
(Quelle: Ilektographiertes Manuskript, Phnom Penh, 14.6. 198 1) 



Auf den Philippinen und Malaysia ist dieses Verhältnis noch 
krasser. Hier naben die oberen 20% der Haushalte 54 bzw. 
56,6% des Einkommens, während Singapur und Tnailand 
vorsorglich überhaupt keine Angaben machen. B 

Die Annäufung von so;;dalcm Sprengstoff wird zusätzlich vor 
allem durch den kapitalistischen Transformationsprozeß der 
Landwirtschaft forciert, die immer mehr Arbeitskräfte "frei­
setzt", ohne daß diese von der Industrie absorbiert werden 
können. Die vornehmlich durch die "Grüne Revolution", 
die in der Region schwerpunktmäßig Anwendung fand, vor­
angetriebenen Bodenkonzentrationsprozesse haben bewirkt, 
daß nach Angaben der Weltbank heute in Indonesien 89%, 
auf den Philippinen 81%, in Malaysia 51% und in Thailand 
50% der ländlichen Arbeitskräfte ohne oder fast ohne eige­
nen Boden sind.9 Das treibt immer mehr Menschen in die 
Städte, wo sie in den sich ausbreitenden Slums ein Leben 
am Rande der Existenz fUhren. So wurden Mitte der 70er 
jahre in j akarta 800.000 Personen als "illegale Siedler" ein· 
gestuft: in den Slum s von Bangkok lebten bereits Anfang 
der 70er j ahre etwa 740.000 Menschen. 
Bereits aus diesen Zahlen läßt sich die Schlußfolgerung ab­
leiten, daß die 19 76 vom I. ASEAN.Gipfel auf Bali als Ziel 
der Wirtschaftskooperation verkündete Beseitigung von 
Hunger, Elend, Krankheit und Analphabetentum nicht mehr 
als ein vordergründiger propagandistischer Tribut gewesen 
ist. Das eigentliche Ziel des Wirtschaftswsammenschlusses 
besteht vielmehr in einer Stärkung der Position der lokalen 
Bourgeoisien und in einer Intensivierung der Zusammen· 
arbe it mit den imperialistischen Zen Iren. Dabei ist sowoh l 
die Zusammenarbeit untereinander als auch das Verhähnis 
zu den imperialistischen Zentren gleichermaßen durch ein 
widerspruchsvolles Wechselverhältnis von Kooperation und 
Konkurrenz bzw. Konflikt bestimmt. Die Gemeinsamkeiten 
werden bislang vor allem durch einen antisozialistischen, vor 
allem gegen Vietnam gerichteten Konsens diktiert und hal­
ten zentrifugale Tendenzen in Grenzen. 

Dominanz des Finanzzentrums Singapur 

Will man eine kurze Bilanzierung der wirtschaftlichen Inte­
grationsbestrebungen versuchen, so läßt sich im J-linblick auf 
die handelspolitische Zusammenarbeit sagen, daß die ur­
sprünglich besonders von Singapur angestrebte Formierung 
einer Freihandelszone bislang nicht erreicht wurde und man 
über erste Ansätze einer Liberalisierung für bestimmte Wa­
ren nicht hinausgekommen ist. Zudem überwiegen noch 
bilaterale Übereinkünfte über Zollpräferenzen zwischen ein­
zelnen ASEAN·Mitgliedern. 
Gegenüber den kapitalistischen Industrieländem treten die 
ASE AN-Länder zwar einheitlich rur eine Lockerung des Zu­
gangs zu ihren Warenmärkten auf, konnten bislang lediglich 
mit der EG die Meistbegünstigung im Außenhandel durch· 
setzen. Der Handel der ASEAN-Mitglieder untereinander 
stagniert seit Mitte der 70er Jahre bei etwa 15% ihres gesam· 
ten Außenhandels, ohne daß sich bislang eine Tendel1l. wr 
Erhöhung des Gewichts dieses Intra·ASEAN·llandeis ab­
zeichnet. Dies hängt vorrangig damit zusammen, daß viele 
Exportprodukte der ASEAN-Länder in folge der Ähnlichkei· 
ten in ihrer Wirtschafts- und Produktionsstruktur unterein· 
ander in einem Konkurrenzverhältnis stehe n. 
Hemmend wirkt auch, daß die ökonomischen Gewichte in­
nerhalb der Gemeinschaft ungleich verteilt sind. So steht 
Singapur mit einem Pro· Kopf· Einkommen von 3.830 Dollar 
(1979) an der Spitze der Gemeinschaft, während Indonesien 
mit 370 Dollar das Schlußlicht bildet. Dieser Entwic:k lungs. 
abstand dürfte sich - legt man die gegenwärtig annähernd 
gleichen Wachstumsraten der ASEAN·Okonomien zugrunde 
- auf absehbare Zeit nicht verringern lassen. 

Es ist mithin nicht grundlos, wenn die übrigen Mitgliedslän­
der der ASEAN befürchten, daß eine zu starke Handelslibe· 
ralisierung innerhalb der Gemeinschaft eine weitere Ver­
schlechterung der Entwicklungsunterschiede zur Folge ha­
ben könnte und die fUhrende Position Singapurs, das heute 
bereits als Finanuentrum des Asiendollennarktes fungiert, 
fast unvermeidlich 'Zu ihren Kosten ausgebaut würde. 10 

Auch die industrielle Kooperation steckt noch in ganz be­
scheidenen AnHingen. Von den ursprünglich fUnf gemein­
samen Projekten haben gegenwärtig nur noch drei - je eine 
Kunstdüngerfabrik in Indonuien und Malaysia und eine 
Soda· Asche-Fabrik in Thailand - Aussicht auf Realisierung. 
Gewisse Absprachen gibt es auf dem Gebiet der Energiever­
sorgung, wobei Malaysia eine Garantie rur die Olversorgung 
der Partnerländer übernommen hat. Entscheidend ist aber, 
daß die ASEAN-Länder bis heute nicht über die ökono­
mische Kraft verfugen, die ihnen ohne Beteiligung des Aus­
landskapitals erlauben würde, über eine verstärkte industriel­
le Kooperation ihren Investit ionsgüterbedarr zu decken. So 
deutet vie les darauf hin, daß die internationalen Konzerne 
in beträchtlichem Maße von den Integrationsbestrebungen 
der ASEAN·Länder profitieren. ll 

"Einladung an das europäische Kapital " 

Schon heute ist die ASEAN.Region Austragungsort e iner 
heftiger werdenden ökonomischen KonkurTenz zwischen 
den drei imperialistischen Zentren. 
Mit einem Anteil von 25% ist japan heute der Haupthan· 
deIspartner der ASEAN, gefolgt von den USA mit etwa 
18%. Auch bei den ausländischen Direktinvestionen liegt 
japan mit einem Anteil von über 32% an der Spitze, gefolgt 
von den USA mit 16% und den EG·Ländern mit 14%. 
Die EG hat im März 1980 ein neues Kooperationsabkom. 
men mit den ASE AN-Ländern unterzeichnet, das als "Ein­
ladung an das europäische Kapital" charakterisiert wurde, 
sich in den ASEAN·Ländem "auf Daunen betten zu lassen , 
in einem Investitionsparadies, in dem die hierarchische Ord· 
nung von Kapital und Arbeit noch auf traditionellen Füßen 
steht".12 
Das insbesondere von der Bundesrepublik, die heute bereits 
der größte Handelspartner der ASEAI'I unter den EG·Län­
dem ist, vorangetriebene Kooperationsabkommen ist unter 
einer offen antivietnamesischen Zielsetzung abgeschlossen 
worden: Zu Papier gebracht wurde die gemeinsame Über­
zeugung, daß die "wirtschaftliche Prosperität in Südostasien 
die beste Garantie für Freiheit und Demokratie sei" , um die 
"politische Stabilität" in der Region zu verstärken.13 Nicht 
verwunderlich ist es dahe r auch, daß die ASE AN-Länder 
sich zum selben Zeitpunkt der EG·lnitiative zu Afghanistan 
anschlossen und ihrerseits die volle Unterstützung der EG 
fanden, als sie in der UNO dem Pol-Pot-Regime zu inter­
nat ionaler Anerkennung verhalfen. 
Überhaupt dürfte das weitere Verhalten der ASEAN in der 
KampucheaCrage den entscheidenden Kristallisationspunkt 
für die zukünftige inu:mationale Rolle der Staatengruppie­
rung bilden. Seit Mitte der 70er jahre optieren die ASEAN· 
Länder Hir die Errichtung einer "Zone des Friedens, der 
Freiheit und der Neutralität" in Südostasien. 

Damit sind jedoch unterschiedliche Vorstellungen ver­
knüpft. Während Malaysia auf ein militärisches Disengage­
ment der Großmächte in diesem Raum hinauswill, wobei die 
ausländischen r-.liIitärstützpunkte Schritt für Schritt abge­
baut werden sollen, begrüßen die übrigen Mitgliedsländer die 
militärische Präsenz der USA in der Region. 14 Trotz ihres 
teilweisen militärischen Disengagements nach der Niederlage 
in 1ndochina haben die USA ihre Truppenpräsenz in Thai· 
land und auf den Philippinen beibehalten. 
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Di~ neue Administration unter Ronald Reagan hat jelZi stra­
tegische Vorstellungen rur den "·emen Osten entwickelt, 
deren Verwirklichung in jedem ,.'alle mit der durch die 
ASEAN vertretenen Konzeption einer Neutralitätszone un­
vereinbar ist. Danach sollen die ASEAN·Länder neben 
jap..tn, China und Süd korea zum Bcstam.lteil einer gegen In· 
dochina und die Sowjet union gerichteten Koalition werden. 
Ein weiteres Element dieser neuen Femoststrategie bildel 
eine "neue amerikanische Entschlossenheit", d.h. die ver· 
pOichtende Bereitschaft der USA, künftig proimperialisti­
sche Regimes in der Region wieder verstärkt militärisch zu 
unterstützen. In diesem Sinne plant Washington rur das 
nächste jahr eine Erhöhung seiner Militärhilfe rur die 
ASE AN-Länder um 25%. 
Schließlich wollen die USA auch künftig unabhängig von 
aktuellen Krisenentwicklungen - pennanenl ihre militäri­
sche Stärke in der Region zur Schau stellen. Wichtigstes 
Instrument hie rfür ist der Ausbau der 7. Flotte, die mit 
62-75 Kriegsschiffen, 450 Kampf- und Aufklärungsnugzeu­
gen und rund 60.000 Soldaten (davon 22.000 Marineinfan· 
teristen) bereits heutl." die stärkste militärischl." Macht in der 
ReRion dautelll. 1S 

"Neue Entschlossenheit" der USA 

Es ist offenkundig, daß diesl." Pläne eine manifeste Bedro· 
hung ruf das Nl."utralitätskonzl."pt der ASEAN darslelkn. Der 
auf eine Militarisierung der ASEAN zielende Druck würde 
rasch zunehmen und den Bewegungsspielraum der ASEAN 
erheblich einengen, falls den USA auf diesl." Weise die Wie· 
derherstellung ihrer Vorherrschaftsrolle in Ost- und Südost· 
asien gelänge. 
An ve: rschic:denen PunktC'n ist in den letZien Monaten deut­
lich geworden, daß die Interesscnlagen der USA und Chinas 
einerseits und der ASEAN andererseits kc:inC'swegs dek­
kungsgleich sind. Gewisse Differenzen wurden be50nders 
während der Kampuchea-Konfeunz der UNO im juli 1981 
deutlich. Während der Kampucheaplan der ASEAN u.a. vor­
sah, alle in Kampuchea operierenden militärischen Forma­
tionen als Voraussetzung zur Abhaltung "freier Wahlen" zu 
entwaffnen, bestanden Peking und Washington hartnäckig 
darauf, die bewaffneten Banden Pol I'ots hiervon auszuneh­
men. 
Bei seinem Besuch in Peking vom juni 198 I halle US­
Außenminister Alexander !lalg seine Gesprächspartner un­
umwundl."n aufgdordert, ihu militärische Unterstützung rur 
Pol Pot zu verstärken, da direkte Waffenliderungen rur die 
USA .. einige Probleme" schüfen. 16 Nicht nur dies deutete 
darauf hin, daß die US-Sympalhie mit der ASEAN in der 
Kampucheafrage nur verbaler Natur ist und es den USA in 
Wirklichkeit darum geht, die Kampucheafrage intemational 
am Kochen zu halten. Dil." gl."samte ASIenreise A. Haigs war 
ein antivietnamesisches Trommelfeuer, daß die in einigen 
ASEAN·Staaten aufgekommenen Hoffnungen auf eine 
schnelle Lösung der Kampucheafrage zUJC:hends sinken ließ. 
In Auswertung der ASEAN·Außenministerkonferenz vom 
juni 1981 kam die konservative: Neue Zürcher Zeitung zu 
der bemerkenswert offenen Schlußfolgerung, daß die 
ASEAN-Länder "ru.. die in Anspruch genommene amerika. 
nische sichemeilSpolitische und diplomatische Unterstüt­
zung gegen Vietnam einen politischen Puis bezahlen müs­
sen: dieser besteht letztlich im Verzicht auf den in dl."n runf 
Jlauptstädten unterschiedlich stark ausgeprägten Wunsch 
nach einer von Großmachteinnüssen weitgehend freien süd­
ouasiatischen Neutralitätszone und der Partizipation an den 
von Staatssekretär Haif in Manila geforderten 'kollektiven 
Politik der Starke zur gemeinsamen Abwehr der Kräfte des 
Bösen' ".17 
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Der untrale Dissenspunkt in der strategischen Lagl."cinschitt­
zung in der Region kommt vk-lIeicht am besten darin zum 
Ausdruck, daß Malaysias neuer PrC'mienninister Mahatir 
Mohamad kürzlich öffentlich äußerte, daß n.ir sein Land die 
Hauptbedrohung nach wie vor von China ausgehe. Er sct:tte 
sich damit zusammen mit Indonesien, das eine ähnliche 
Position "ertritt, in Gegensatz zu der von den ASE AN· 
lIardlinern Thailand (das jetzt sogar Sitz einer kampuchea­
nischen "Exilregierung" werden will) und Singapur sowie 
von Washington und I'eking vertretenen These, alle "Ge. 
fahr" gehe von Hanoi und Moskau aU5. 18 

IIinter derartigen, insgesamt im ASEAN-Raum zunehmen­
den realistischeren Einsichten steht sicher - mehr als die 
furcht vor chinesischem Revolutionsexport - die Erk.ennt­
nis, daß die gegenwärtige chinesische Politik. nationalisti­
scher, ehtnozentrischer und offener auf hegemonialen Ex· 
pansionismus in der Region gerichtet ist als der vorhergehen. 
de maoistische Kurs. Deutlich wird dies nicht zuletzt am 
Festhalten Pekings an seinen territorialen An$priichen im 
Südchinesischen Meer - eine pennanente Bedrohung rur die 
angrenzenden Staaten. 
Dieser Realismus sch ließt zwar noch nicht die Erkenntnis 
ein, daß das von den ASEAN·Ländem vertretene Konzept 
der Äquidistanz, d.h. des gleichen Abstands zu den Blöcken, 
ein letztlich illusionäres, rur die eigene Interessenwahrung 
untaugliches Konzept ist. Dennoch werden sie letztlich vor 
die folgende Alternative gestellt sein: entweder Unterord· 
nung unter den US.Vorherrschafuanspruch in der Region 
und Opferung des Interesses an einem Mindestmaß an Eigen­
ständigkeit angesichts des konzertierten amerikanisch­
chinesischen Drucks oder verstärktes Bemühen um Koopera­
tion mit der sozialistischen Staatengruppe Indochinas auf 
der Basis der friedlichen Koexistenz_ 
Es läge somit letztlich im eigenen Interesse der ASEAN· 
Länder, die seit Mitte der 70er jahre in dC'r Region entstan· 
denen Realitäten anzuerkennen und das von indochinesi· 
scher Seite im juni 1981 unterbreitete Angebot (~ehe Ka­
sten) aufzugreifen. 
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Indonesien 

Joel Lacamora Geheimer Weltbankplan 
für Indonesien 

In einer höchst vertraulichen Studie, in deren Besitz der 
Counter Spy umt das Southeast Asia Resource ~nteT un­
längst gelangte, warnt die Weltbank die Suharto-Regierung 
vor einem - wie sie es einschätne - nationalistischen Zug 
in der derzeitigen Wirtschaftspolitik und schreibt drastische 
Maßnahmen vor, um den Einzug von ausländischem Kapital 
zu fördern. Diese Schritte, so behauptet die Bank, würden 
"starke Medizin ruf die indonesische Wirtschaft. .. " bedeu­
ten. l 

Das geheime Dokument hebt auch die Konflikte zwischen 
US-amerikanischen und japanischen Investi tionen in Indo­
nesien hClVor und zeigt auf, daß d ie Weltbank in diesem 
Zusammenstoß in der Tat auf der Seite des US-Kap itals 
steht. 

Rückkehr zum "Goldenen Zeitalter" 

Zusammen mit dem Internationalen Währungsfonds (IM F) 
spielte die Weltbank eine mächlige richtungsweisende Rolle 
in der Gestaltung der Wirtschaftspolitik des Suharto­
Regimes_ Die Bank spielte eine SchJüsselroIIe bei der Bildung 
der Inter-Regierungsgruppe von Indonesien (IGG I) im jahr 
1976, bestehend aus ihr selbst, dem IMF und 13 Kredit­
geber-Nationen, die a,Is Gqen:wg zu einer "Politik der of­
fenen Tür" gegenüber dem ausländischen Kapital die 
Rückzahlungsbedingungen Hir Schulden erleichterten, die 
von der vorhergehenden nationalistischen Sukamo-Regie­
rung aufgenommen worden waren_ 2 Die Bank war lndone­
siens größter EnwicklungshiJfe-Geber und der Beitrag der an 
Suharto vergebenen Darlehen von über 4 Mrd Dollar ist der 
größte, den irgendein südostasiatisches Land empfangen hat. 
Ihre RoUe als Gläubiger ist in eine o:norme programmatische, 
enucheidungsbefugte Macht hinübergewachsen. Sie wird 
ausgeübt über Front-Gruppen wie z.B. die berüchtigte "Ber­
keley Mafia" von Westküsten-Technokraten, die die wirt­
schaftlichen Grundlagen von Indonesiens "Neuer Ordnung" 
nach dem vom CIA unterstützten Staatsstreich Io:gten, der 
Sukarno stürzte und ein Terrorregime einleitete, das min­
destens 600.000 Menschenleben kostete. 
In dem geheimen 600-Seiten·Dokumcnt mit der überschrift 
"Ausgewählte Fragen der industriellen Entwicklung und 
HandeJsstrau:gie" ermahnt e ine Mission der Bank, die Indo· 
nesien im jahr 1979 besuchte, die Indonesier, zum "Golde· 
nen Zeitalter" zurückzukehren, Dies würde charakterisiert 
durch den praktisch ungehinderten Zugang ausländischen 
Kapitals, der zwischen 1967 und 1974 vorherrschte, 
"Die Ansicht, daß private ausländische In vesti tionen eine 
mhrende Rolle im Entwicklungsprozeß spielen können, un­
termauert durch die höchst günstigen Anreize und Garantien 
für ausländische Investoren ... war nur rur eine vergleichs. 
weise kurze Zdtspan ne nach 1967 vorherrschend", beklagt 
der Bericht. "Eine Reihe von politisch..:n Entscheidungen 
Mitte der 70er jahre schränkten die Politik der 'offenen 
Tür" bedeutend ein . 
Die bedeutsamsten davon waren Anforderungen nach um-

fangreicheren und schnelleren Zunahmen von einheimischen 
Eigen t umsbeteiligungen , umfangreicheren Investi tionskon­
trollen, einschließlich der Schließung bedeutender Sektoren 
flir pr ivate ausländische Investitionen, Verbot rur ausländi­
sche "-irmen, sich in Vert riebsaktivitäten zu engagieren 
(selbst für deren eigene Produkte), Pflicht zur schnelleren 
Beförderung von Indonesiern in Facharbeiter- und Mana­
gc:mentpositionen sowie Neuaushandlung von Bedingungen, 
die ausländische Investitionen in den auf Naturreichtümem 
basierenden Industrie betrafen," 

Die Bank erwähnt nicht, daß die wichtigsten politischen 
Veränderungen, die sie aufzeigt, eine defensive Antwort sei­
tens der Suharto-Regierung auf die nationalist ische Massen­
stimmung darstellten, die sich in den antijapanischen Un­
ruhen vom j anuar 1974 ent lud, als der damalige Premier­
minister japans, Kakwr:i Tanaka, Indonesien besuchte. 

Zwischen 1967 und 1979 erreichten die genehmigten aus­
ländischen Investitionen 7,1 Mrd Dollar. Die ausgeführten 
oder realisierten Investitionen beliefen sich auf 3,4 Mrd Dol­
lar, wovon 2,2 Mrd Dollar oder 65% in den schnell wachsen­
den Industrie,Sektor strömten. 

Unter den Investoren lag j apan mit 2,5 Mrd Dollar oder fast 
36% klar in Führung, gefolgt von den Vereinig ten Staaten 
mit 800 Mio Dollar oder 11 %. Ein Hinweis für die starke 
Stellung, die ausländische Investoren in der Wirtschaft er· 
reicht haben, ist die Tatsache, daß sir: im gesamten Produk­
tionsausstoß die staatlichen Firmen um 20-2 1% Ubertreffen. 
Ausländische Firmen beherrschen heute Bereiche wie Ge­
tränke, Fußbekleidung aus Leder, ve rarbeitete chemische 
Produkte, Glas und Glasprodukte, NE-Metall und elektri­
sche Maschinen. Am Ausstoß pro Firma gemessen, sind aus­
ländische Firmen im Schnitt doppelt so groß wie Staats· 
firmen und mehr als siebenmal größer als einheimische (Pri­
vat·)Firmen. Ihre Produktionskapazität steht jedoch nicht 
im Einklang mit ihren Beschäftigungsmöglichkeiten, denn 
auf sie entfallen nur 1/10 der 683.000 in der Industrie be­
schäftigten Personen. 

Trotz der gegenwärtig starken Stellung ausländischer Inve­
storen sorgt sich die Weltbank um die Zukunft. Im Ver­
gleich zum Zeitraum 1970-74, so zeigt sie auf, fiel der Zu­
strom von neuen genenm igten Investitionen wn 34%. 
Nimmt man die Investitionen aus, die in das riesige Asahan­
Aluminium-Verhüttungsprojekt fließen, so war der Rück, 
gang mit 77% noch krasser. 

"Viele Geschäftsleute deuteten der Mission gegenüber an, 
daß die Herstellungskosten für Fabrikerzeugnisse in Indone­
sien die niedrigsten in Südostasien sein könnten, wenn es 
nicht das regulalorische Umfeld gäbe", info rmiert die Bank 
die Regierung. Sie fährt fort: "Trotz der jüngsten Einschrän­
kungen glauben ausländische Investoren immer noch, daß 
Indonesien mit seiner großen Bevölkerung als potentielle 
Kunden einen att rak tiven Ort rür Langzeit-Investitionen dar­
stellt. Es besteht jedoch weniger Einmütigkeit darüber, ob 
das so bleiben wird, wenn sich die gegenwärtigen Trends 
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fonutzen." Sie schlägt der Regierung danach vo:r, daß "die 
Anreize fUr diese Firmen. sich lieber hier a ls in einem ande­
ren südostasiatischen Land niederzulassen, ... zur VerfUgung 
gestellt werden mii.ssen." 
Ständiger Gegenstand des Berichts ist die Praxis unrecht­
mäßiger Zahlungen , "die der effektivste Weg sind, Angele­
genheiten zu beschleunigen ". Besondere Besorgnis wird dar­
über geäußert , daß US-Firmen nicht in der Lagc~ sind. auf 
diesem Gebiet zu konkurrieren. da sie durch lJS-Geselze 
einschneidend darin beschränkt sind, BestechunS'sge1der zu 
zahlen. ( ... ) 
Die Lösung der Bank für das, was sie als ein zunehmend 
ungünstigeres Investitionsklima betrachtet, ist nichts weni· 
ger als eine radikale Umstrukturierung der Indu!:trie durch 
ein "umfassendes Programm der Entregu1ierun!, und der 
Ausmerzung von Markt- Interventionen " . Unter den Vor­
schlägen, die unmittelbar die ausländischen Investi.tionen be­
treffen, befinden sich die folgenden; 
1. .. Das DSP-System (Vorrangliste für Investitiol"en ) sollte 
... entscheidend ve:rändert werden und e:s sollten irge:ndc:ine:r 
ordnungsgemäß c:ingetragenen ... ausländische:n Fkma, die: in 
legaler Weise Waren herstellt oder DienstleistungelO. anbietet, 
im Hinblick auf Beginn oder Ausweitung jeglicher Ge­
schäftstätigkeit keinerlei Einschränkungen auferlegt wer­
den." 
2. Die Ausbeutung von Naturreichtümem ..... ie KUlpfer, Zinn 
und Holz, die gegenwärtig beschränkt ist, solhe: fUr auslälldi­
sche Investoren geöffnet werden. "Das Interesse der Gesell­
schaft als ganzes gegenübe:r besonderen Einzelpenone:n mit 
Eigentumsrechten an besonderen Firmcn", führt die Bank 
aus, "besteht darin, daß diese Naturre:ichtüme:r au f di e: wirk­
samste: Weise: gehandhabt werden, um so die höchslmög­
lichen Rückwirkungen aus diesen Naturreichtüml'm zu er­
halte:n. e:rzielt durch Lizcnzgebühren und Steuern. die den 
Firmen auferlegt we:rde:n, die diese Rl'ichtümer a·usbeute:n." 
3. Einschränkungen des Einsatzes von ausländischen Arbei­
tern sollten gelockert werden. In der Tat , die Bank tritt ein 
fü r "dne klare Politik de:! uneingeschränkten Zugange:s rur 
hochqualifiziertes Pe:rsonal aus dem Ausland ..... Sogar Eill­
schränkungen flir niedrige r qualifiziertes ausländisches Per­
sonal sollen aus folge:nde:n Gründen gelockert wcrden: 
"Während ausländische Firmen auf ausländische Arbeits­
kräfte: angewicse:n sein können. um Positione:n auf hoher 
Ebene zu besetzen, so neigen diese Kosten dazu. von höhe­
re:n Ausgaben CUr die Ausbildung einheimischer Arbeiter auf 
niedrigeren Ebenen übe:rtroffe:n zu werden. ,. 
4. Einschränkungen des Eige:ntums, wie die Vorschrift, daß 
5 1% der Antdle einer Firma nach einer be:stimmte:n Anzahl 
von J ahren in indonesische Hände übergehen müssen. sollen 
gelocke:rt werde:n, teilweise deshalb, we:iI "ausländische Fir­
men, die Produktions- oder Geschäftsgehdmniss,e besitl.en, 
nicht in Ge:biete inve:stic:re:n werden, wo ihre Kontrolle über 
dieses Wissen durch erzwungene übertragung von kontrollie­
renden Besitzanteilen an einheimische Firmen odl'r Einzel­
pe:rsonen bedroh.t wird. ,. 
5. Ausländischen Firml'n sollte de:r Zugang zu dnheim;­
schen Krediten gestattet werden. Um diesen mit Sicherhdt 
strittigsten ihrer Vorschläge zu rechtfertigen, be:hauptet die 
Bank, daß "in einem Land wie Indonesien, wo das zentrale 
Problem weniger die Mobilisierung von Ressourc,~n als viel­
mehr ihre wirksame Nutzung ist, es wenig Rechtfe:rtigung 
ruf das Auferlegen von Beschränkungen auf Finanzierungen 
gibt , die den Prozeß der privaten ausländischen Investi­
tionen begrenzen". 
Diese drastischen Vorschriften in Bezug auf ausländische in­
vestitione:n sind Teil eines .. Liberalisierungspake:t,~s", das _ 
wie: die Bank hofh - "eine enge Annäherung an den freien 
Handel" be:wirke:n wird. Die Abschaffung ml'ngenmäßiger 
Einfuhrbeschränkungen sowie der Schutzzölle, di,~ die indo-
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Indonesien-Daten 
Territorium: 1.919.000 qkm (e:twa achtfache: Fläche der BRD); I. 
zählt insgc:samt 13.677 Inseln; KaIimantan, Sumatra. Jawa (hie:r 
leben 65". der Bevölkerung), Sulawe:si und Irian-Ya)'a machen rund 
9/10 des Landeste:rritoriums aus 
Bevölkerung: 142,9 Mio (I979) 
Hauptstadt: Jakarta (auf Jawa gelegen), mit 6,2 Mio Einwohnern 
Wihrung: Rupiah (Rp); 100 RP" 0,37 DM (S tand August 198 1) 
Religion: 85% de:r Indonesier sind Moslems; ferner gibt c:I Christen, 
Konfuzianer und Hindus 
Amtssprache: Bahasa Indonesia 
Klima: großteils tropische:s Monsunklima (n,md 7 Monate Regen· 
ze:it,Jahre:sdurchschnitu·Temperatur um 28 Grad) 
Stlllltsfonn: I. ist Präsidialrepublik. Seit dem Re:chtsputsch vom 
September 1965 führt Gene:ral Suharto ein Mili tärrc:gime an. Im 
obersten Staatsorgan, de:m Konsultati"en ("bl'ratenden") Volks­
kongreß, sind nur 39% der Abgeordneten gewählt und 25% Mili· 
tärs. Der Volkskongreß, der sich aus Parlamenuabgeordne:te:n und 
Gebietsvert~tern zusammensetzt, wählt den Präsidentc:n. 
Die Regierungspartei GOLKAR, die von Militärs geführt wird und 
Staatsbedienste:te: und Berufsverbändl' repräsentiert, verrugt im Par­
lament mit 2S2 und 460 Situn (Wahkn vom Mai 1977) über eine: 
absolute Mehrhdt. Die: ~lc:vanteste:n legalen OppOSilionspaneil'n. 
die: moslc:mische: Partd der Einheit und Entwicklung (PPP) und dil' 
nationalistisch·christliche Demokratische Partei Indonl'siens (POl), 
haltc:n 99 bzw. 29 Sitze. Die Kommunistische: Partei Indonesie:ns 
und andere progress;"e: Parteien und Massenorganisationen ",urden 
1965 verboten. grausam ve:rfolgt (übe:r 1/2 Mio Ermorde:te, Hun­
de:ru3uso:nde von politische:n Gc:fange:nen) und illegalisiert. 
Wirtschaft: Unte:rentwickelte:s kapitaliUisches Agrarland, in dem 
noch imme:r 59". der Beschäftigten auf die Landwirtschaft, 12% 
auf die Industrie entfallen. Dil' Landwirtschaft trägt et"'a 3~%, die: 
Erdöl",irtschaft über ~O% zum Nationaleinkommen bei. De:r Indu­
stricso:ktor wird "om Auslandskapital dominiert. 2/3 der Bauern 
sind ohne: Land. Infolge der drastischen Erhöhung de:r Oleinnah­
men (rund 10 Mrd Dollar 1980/81) ",ar die Handelsbilanz Is 1980 
e:rstmals seit 20 Jahren ausgeglichen. Das Bruttoinlandsprodukt 
stieg 1980 um 7%. Au6cnhanddsparmer Nr. 1 ist Japan. auf du 
allein 50". der indone:sische:n Exporte entfallen. 
SoltiOllel: 15 Pro·Kopf·Einkomme:n ist mit 370 Dollar (1979) das 
niedrigste innerhalb der Verc:inigung Siidostasiatisch~r Nationen 
(ASEAN). Mit dner Analphabete:nrate: \'on 38% und dne:r Lebe:ns· 
erwartung "on 53 hält I. ebenfalls das Schlußlicht in dc:r ASEAN. 
Mindestens 1/3 der Bevölkerung Ic:ben unterhalb der absoluten 
Armuugrenze von 200 Dollar. Die Arbeiulosenziffe:r liegt bei 10 
Mio. die Innatiorurate bd offiziellen 15.9'" (1980). 
Gesch.icbte: 
1602 Beginn der holländischen Kolonisierung h 
1942-45 Japanische Okkupation 
194~ Befreiungskrie:g ge:gen britilch-holländische Interventen 

Proklamation der Unabhängigkeit h 
1945·67 
1963 
1965 
1967 
1975 
1978 
1982 

Präsident Sukamo als Staatsobe:rhaupt 
Eingliederung We:sririans (heute Irian.Ya),a) 
Rechtsputsch unter Führung General Suhartos 
Suharto wird zum Nachfolger Sukarnol ernannt 
I. besetzt Osuimor 
Wieden\'ahl Suhartos 
Für Mai sind Parlamenuwahle:n angekündigt 

nesische Industrie \'on der multinationalen Konkurrenz ab­
schirmen, wird dringcnd empfohlen. 
Oll! ist natürlich gCllau das. was landläufig als "Chilenische 
Lösung" bekannt ist, nach der radikalen Demontage der 
Schutzzölle durch den chill'nischen Diktator Pinochet im 
Anschluß an den Militärputsch 1973. Was die Bank nicht 
e:nvähnt, sind die Kosten einer soJehen Politi k. Im Fall Chile 
stellt beispielsweise eine kürdich erstellte Studie des weithin 
anerkannten chilenischen Wirtschaft swissenschaftlers 
Ricardo French Davis fest, daß die von Pinochel5 .. Chicago 
Boys" (US-Wirtschaftswissenschaftler um Prof. Millon 
Frie:dman; d. Re:d.) eingemhrte Zolltarifreform zum Bank­
rott von fast 1.600 chilenischen Ge:sdJschaften geHihrt hat 
und zu eincm Zustand der industriellen Stagnation, de:r das 
Land bis jetzt ungef:ihr 8.5 i\lrd Dollar gekostet hat. J 

Die sich wehrende indone:sische Bourgeoisie, die noch weni­
ger gefestigt ist als Chiles verhältnismäßig mehr etabliertc 



und reifere Unternehmerklasse, würde wahrscheinlich ein 
Desaster größeren Ausmaßes e rleben, wenn die Liberalisie­
rung stattfinden sollte. 
Zusätzlich zum freien Zustrom ausländischer Investitionen 
und zur Liberalisierung des Handels sch lägt die Bank als 
drinen Hauptzweig ihrer Strategie der Industriereform die 
Rückorientierung der Industrie von der "Import-Substitu­
tion " zur Produ ktion für den Export vor. Indonesien muß 
sich auf die Produktion und den Export von a rbeitsinten­
siven Leichtfabrikaten spezialisieren, was - so sagt die Bank 
- zu seinem "verhältnism äßigen Vorteil" sei, da es mit un­
gelernte r Arbeitskraft "gut ausgesta ttet" sei. 
Die Produktion rur den einheimischen Markt muß in dem 
Prozeß heruntergeschraubt werden. Die Bank liefert daflir 
die folgende Begründung: 
" ... der einheim ische Markt in Indonesien ist gegenwärtig , 
gemessen an der Kaufkraft, klein ... und es ist unwahrschein­
lich, daß er eine hohe WachslUmsrate im industriellen Be­
reich stützen kann. Indonesien muß deshalb seinen Blick 
mehr als gegenwärtig nach außen richten." 
Was die Bank wiederum bequem zu erwähnen vermeide t, 
sind die Kosten ihres Rezeptes. In den meisten Gebieten, wo 
die "exportorientierte Industr ialisierung" als der Weg zu in­
dustr iellem WachSlUm angeno mmen worden ist (so in Brasi­
lien, Südkorea oder den Philippinen; d. Red.), gerät sie in 
ernsthafte Schwierigkeiten. ( ... ) 
Die Konzentration auf die Herstellung von arbeitsintensiven 
Leichtfabrikaten nir die Märkte fortgeschrittener In dustrie· 
länder schien einen Weg zu zeigen, das industrielle Wachs­
tum zu hegen , ohne eine Umvertei lung des Einkommens 
vornehmen zu müssen. Dieser VOTleil hat sich jedoch je tzt 
als illusorisch herausgestellt, seit wirtschaftliche Stagnation 
und eine Welle von Protektionismus in den fortgeschrittenen 
kapitalistischen Ländern die Möglichkeiten für Leichtfabri­
kate aus der Dritten Welt rapide verringern und d ie verschie· 
denen "Exporrprogramme" in einen halsabschneide rischen 
Konkurrenzkampf untereinander zwingen. ( ... ) 
Daß ausländische Multis die Vorhut der "exportorientierten 
Industrialisierung" bilden werden, wird von der Bank kaum 
verheimlicht. Es sind genau diese arbeitsintensiven Bereiche, 
wie z.B. Textilien, Leder-Fußbekleidung und Holzprodukte, 
in denen ausländische Firmen, die ermutigt werden sollen, 
in die Exportföroerung zu gehen, eine Slarke, wenn nicht 
bestimmende Stellung erreicht haben. Mehr noch , die Bank 
schlägt die Einrichtung von "Export-Verarbeitungszonen" 
vor, ähnlich denen, die jetzt in Süd korea, Hongkong und 
den Philippinen bestehen. Das sind Gebie te, in denen Multis 
Zugang zu billiger Arbeit ohne Belastung von Einfuhr- oder 
Ausfuhrabgaben haben können. 

"Der Nutzen für die Firmen", ruhrt die Bank aus, "würde 
aus den niedrigen Kosten für zur Verfügung stehende Ar· 
beitskraft, der vorhandenen Infrastruktur und Fabrikations· 
einrichtungen und aus der sichtbaren Sicherheit für einhei· 
mische und ausländische Investoren erwachsen, daß sie ohne 
irgen!!welche institutionellen Hemmnisse frei imponieren 
und exportieren können ... " 
Wenn es auch den Anschein hat, als sei das Dokument auf 
d ie Förderung des ausländischen Kapitals a ls ganzes gerich­
tet, drückt es jedoch in Wirklichkeit den Standpunkt von 
US- und anderen westlichen Firmen in ihrem Konkurrenz­
kampf mit dem japanischen Kapital aus. 
Das wird indirekt durch ein Mitglied der Mission bestätigt, 
welches das Southeast Asia Resource Center darüber infor­
miert hat, daß "die meis ten befragten Fiihrungskräfte ent­
weder Amerikaner ode r Europäer waren. Befragte japaner 
neigten dazu, weniger geradeheraus zu sein und neigten oft 
dazu, eine positive Ansicht über das Reglement der ausländi­
schen Investitionen zu äußern." 
japanische Firmen haben wegen ihrer bekannten "Flexibili­
tät" im Umgang mit indonesischen Interessengruppen wie 
z.B. dem Militär in überwä.l tigender Weise in Indonesien Fuß 
gefaßt. 

Die leidige japanische Konkurrenz ausschalten 

Gemeinsame Unternehmungen mit Indonesiern, ein System, 
in dem die Japaner sehr tüchtig geworden sind , z iehen das 
Feuer der Bank auf sich, dito meint, daß "einheimische Be­
teiligung wenig mehr bedeutet als eine Zahlung an eine 
einhei mische Firma, die dafür als Fassade fungiert, um eine 
Konzession zu erhalten. Vieles von dem Kapital für d iese 
einheimischen Fassaden", behauptet die Bank, "ist in Wirk­
lichkeit Risiko.Kapital. das von dem ausländischen Partner 
oder dem ausländischen HersteIler zur Verfügung gesle ll t 
wird, der die Kontrolle über die Gesellschaft ausüben kann, 
sogar nachdem sie theoretisch in indonesisches Eigentum 
übergegangen ist, und zwar durch Langzeitmanagement und 
Lieferverträge. " 
Einheimische Partner, so stellt der Bericht fest, werden aus 
einem engen Kreis von Gruppen mit hohem Ein kommen 
herangeholt. "Ein S tudium der Eigentumsstrukturen in der 
indonesischen Industrie zeigt, daß sich einige Hundert der 
größten Industriebetriebe im Teilbesitz von hochgestellten 
Regierungsbeamten und ihrer engen Verwandschaft befin­
den." 
Gemeinsame Unternehmungen , so schließt die Bank, er­
muntern diese Indonesier weniger dazu, eine geschäftliche 
Karriere zu machen, sie drängen sie vielmehr dazu, "ihre 
Beziehungen zu entwickeln und ihre Bezüge als Fassaden­
Männer zu maximieren" . 
In diesem Lichte betrachtet, stellt der Weltbank-Bericht 
über Indonesien einen bedeutsamen Zug im sich verschärfen­
den Konnikt zwischen US-amerikanischem und japanischem 
Kapital um die Kontrolle des größten nationalen Marktes in 
dem heute als erstes ökonomisches Wachstumsgebiel der 
Welt betrachteten Südostasien dar. 
(Quelle: CounterSpy, Washington, Nr. 3/Mai-juli 1981, S. 
19-23) 

Anmerkungen: 
1) Soweit nicht anders bet.eichnet, stammen alle Zitate aus dem 

Weltbank·Dokument: Weltbank, Selected lssues of Industrial 
Development and Trade Stralegy, Washington, 29.10.1980 

2) Pacific Asia Resourcc Center, Japanische Transnationa.le Unter­
nehmen in Indonesien. A".\1PO, 0.0., Band 12, Nr. 4 /1980, 5.4. 
Diese ausgezeichnete Quelle gibt einen umfassenden überblick 
über japanische Investitionen in Indonesien 
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Unser Ziel 1981/82: 
Tausend neue Abonnenten! 

Gegenwärtig hat das AlB etwa 4500 Abonnentl:n. Die: Standardauflage liegt - je nach der Brisanz des Schwerpunktthemas 
der Hefte - bei 5000 bis 8000 Exemplaren. Wir sind damit die meistge1esene Monatszeitschrih zur Dritten Welt in der 
Bundesrepublik. Ein gutes Ergebnis, meinen wur. aber dennoch kein Grund zur Selbstzufriedenheit. Wir woUen mehr. Mehr 
Leser. Und vor allem: Mehr Abonnenten! Denn ,ein kontinuierlicher Abonnentenzuwachs ist die wichtigste Grundlage für die 
Fortsetzung der erfolgreichen AufwärtsentwickJlung unserer Zeitschrift. Die positive Entwicklung der Abonnentenuhlen in 
den ersten Monaten 1981 hat uns veranlaßt, uns ein ganz konkretes Ziel zu stecken: Tausend neue AIB·Abonnenten bis zum 
Sommer 1982! 

Appell an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen: Ohne die tatkräftige Mithilfe uru;ert;J user 
werden wir dieses hochgesteckte Ziel nicht erreichen 
können. Denn wir verfUgen weder über einen umfangrei­
chen Werbeetat noch über einen Stamm finanzkräftiger 
Inserenten. Auch einen kostspieligen Vertrieb über die 
kommerziellen Kiosknetze könnten wir uns nkht leisten, 
ohne den Verkaufspreis drastisch zu erhöhen. Deshalb uno 
ser Appell: Helft mit! Verl,lreitet das AlB in Eurem Be­
kanntenkreis! Bringt das AlB bei Aktionen im Freiverkauf 
unter die Leute! Werbt Dcue Abonnenten für diu: AlB! 

Es lohnt sich, 
neue AlB-Abonnenten zu werben 

Gleichzeitig läuft unsere Aktion ,.Abonnent,~n werben 
Abonnenten" weiter, und zwu mit erheblich erweit.c:rtem 
Buch- und Schallplaucnangebot. Das heißt: Jcd~:m AlB-Le­
ser, der einen neuen Abonnenten fUr unsere Zeitschrift 
wirbt, stellen wir kostenlos eine Buch- oder Schallplatten­
prämie nach eigener Wahl zur VerfUgung. Er muß nur 
selbst AlB-Abonnent sein; und der neue Abonnent muß 
das Abo bezahl! oder einfach die in der Mille dieses Hdtes 
beigeheftete Abbuchungsvollmacht ausgefUlh haben. 

Für einen Abonnenten: 
ErneSio Cardenal 
Die Stunde Null 
2. Auflage, 400 Seiten, I'eter Hammer 198 t 

Autorenkollektiv 
AFRIKA. Geschichte von den Anfängen 
bis zur Gegenwart in vier Bänden 
Band 1 oder 2 
372 bzw. 297 Seiten 
Pah1-Rugenstein Verlag 1979/80 
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Unser Angebot: 
Gratishefte für Neuabonnenten! 

Ab 50fort erhält jeder, der das AlB rur mindestens ein Jahr 
abonniert, unscr Sonderhdt 1/1981 "Arbeiter· und Bdrei­
ungsbewegung im antiimperialistischen Kampf" zur Ber­
liner Konferenz gratis. Damit spart er 4 DM! Das Sonder­
hdt gibt anhand von Originalbeiträgen einen zusammen­
hängenden Überblick über die Positionen nationaler B.drei­
ungsbewegungen und revolutionärer Parteien in Entwick· 
lungsländern. 

Jürgen Roth/Kamit Taytan 
Die Türkei - Republik unter Wölfen 
240 Seiten, Lamuv Verlag 1981 

Eduardo Galeano 
Die oHenen Adern Lateinamerikas. 
Die Geschichte eines Kontinents 
von der Entdeckung bis zur Gegenwart 
Erweiterte Neuauflage, 311 Seiten, 
Pe ter Hammer Verlag 1981 



jürgen Ostrowsky{Wolff Geisler 
Südafrika. 
Rassismus, ImperialismUli, Befreiungskampf 
160 Seiten, Pahl Rugenstein 1978 

Lore Schultz-Wild 
Oie zweite Befreiung. 
Alphabetisierung in Nicaragua 
Mit einem Vorwort von Femando Cardenal 
204 Seiten, jugenddienst-Verlag 1981 

Sergio Ramirez 
Viva Sandino ! Leben und Tod des 
ersten lateinamerikanischen GueriUafüttrers 
157 Seiten, Peter Hammer 1981 

MALIBONGWE. 
Freiheitsgediehte südafrikanischer Frauen 
176 Seiten, Welt kreis 1980 

MichaelOpperskalski 
Gott ändert nichts ... 
Iran gestern und heute 
236 Seiten, Weltkreis 1980 

Brigitta Benzing/Kahsai Wolde-Giorgis 
Das neue Äthiopien. 
Vom KaiseJTeich zur Revolution 
196 Seiten, Pahl-Rugenstein 1980 

Prosper Kivouvou 
Angola. Vom Königreich Kongo zur 
Volksrepublik 
272 Seiten, Pahl-Rugenstein 1980 

Ein Vierteljahrhundert mit Allende. 
Erinnerungen seines Privatsekretärs 
429 Seiten, Pahl-Rugenstein 1981 

GünteT Giesenfeld 
Vietnam - Laos - Kampuchea 
240 Seiten, Pahl-Rugenstein 1981 

Günter Amendt 
Das Sexbuch 
249 Seiten, Welt kreis 1979 

Emesto Cardenal 
Die Stunde Null 

Placido Erdouin 
San Romero de America. 
Das Volk hat dich heiliggesprochen. 
Die Geschichte des Bischofs von San Salvador 
J 22 Seiten,jugenddienst-Verlag 1981 

jan Metzger/Martin Orth/Chr. Sterzing 
Das ist unser Land - Westbank und 
Gazastreifen unter israelischer Besatzung 
320 Seiten, Lamuv 1980 

Hermann Kohn 
EI SaJvador /Nicaragua. 
Aufstand im US-H interhof 
191 Seiten, Weltkreis Verlag 1981 

Peter Schütt 
Der Mohr ha t seine Schuldigkeit getan. 
Gibt es Rassismus in der Bundesrepublik? 
264 Seiten, Weltkreis 1981 

Emesto Cardenal 
In Kuba. Bericht von einer Reise 
388 Seiten, Peter Hammer 1980 

Wolfram Brönner 
Afghanistan. 
Revolution und Konterrevolution 
290 Seiten. Verlag Marxistische Blätter 1980 

Rainer Falk/Peter Wahl (Hr$g) 
Befreiungsbewegungen in Afrika. 
Politische Programme, Grundsätze und 
Ziele von 1945 bis zur Gegenwart 
532 Seiten, Pahl-Rugenstein 1980 

Sergio Ramirez 
Vom Vergnügen des Präsidenten. 
Erzählungen aus Nicaragua 
141 Seiten, Pele r Hammer 1981 

AlfTed Babing/ Hans-Dieter BräueT 
Namibia. Kolonialzeit, Widerstand und 
Befreiungskampr heute 
219 Seiten, Pahl-Rugenstein 1980 

tlt'rlll:lnn Kuhn 
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Miges Baumann 

Widerstandsformen in Indonesien. 
Z. B. Cibinong-Citereup 

Citereup ist cin kleines Dorf in der Nähe der indonesischen 
Hauptstadt Jak arta . an der Autobahn nach Bogor. Schwere 
Lastenzüge. vollgeladen mit Ze mentsäcken, dröhnen ständig 
durch di e enge Straße und wirbeln den Staub auf. 
Im Dorf und e in ige Kilometer weiter entfem! ste hen zwei 
der lcistungsfahigsten Zementfabriken Indonesien s, Citere up 
und Cibinong. Ca. 1500 ha ehemals fruchtbares Land wur­
den durch die heiden Fabriken und deren weitverzweigte 
Abbaugebictc und Ste inbrüche belegt. Schon am früh en 
Morgen sind Detonationc:n der Sprengladunger. weitherum 
:.:u hören. 

Suhartos Elitetruppe: Wächter der Zementfabrik 

Das Land wurde den Bauern einfach genommen. zum Teil 
sogar ohne Entschädigung. Im Dorf Lulut sind beispicis­
weise seit 19 73 262 ha Land noch nicht bezahlt und cs 
mach t ni cht den Anschein, daß die Baue rn je mals noch eine 
Entschädigung erhalten. denn die Fabrik ist ein indonesisch­
japanisch-t aiw anesisches Gern einschaftsunterneh men. Der 
Bruder des indonesischen Staatspräsidenten und der chine­
sische fin anzmann der I'räs identcnfam ilie, Lim Sulion, ha­
ben beträch tliche Kapitalmengen in die Fabrik gesteckt. 
Gegen sie wagt niemand, sich direkt zu wehren. Einige Ve te­
ranen der KOSTRAD , Suhartos Eli tetruppe zur Zeit seines 
Putsches 1965, sind nun als Wächte r des Fabrikarea ls einge­
stellt. Die Leute erzählen sich, daß der Distri ktchef ... on de r 
Fabrik einen Vol ... o geschenk t erhalten habe, damit er die 
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Klagen der Bevölkerung nicht weiterleite. 
Und Anlaß zu Klagen haben die Dorfbewohner, Fabrikarbei· 
ter und umwohnenden Bauern genug: In der Nähe der Fa· 
briken wachse kein Reis mehr, erzäh len sie. Der Zement­
staub betoniert die Naßreisfelder sozusagen zu. 75% der 
Durian·Bäume, eine beliebte tropische Waldfruch t, seien ein· 
gegangen, zweife llos wegen den Zementimmissionen. Die 
Bläuer de r Bananenstauden sind durch dermaßen großen 
Staubüberzug kaputt und unbrauchbar geworden. Diese 
Blätter werden sonst als Te ller und Verpackungsmaterial für 
eine Vielzahl ... on Nahrungsmitteln ... erwende t. Die Enräge 
der Fruchtbäume und Gemüsepflanzen nehmen ab. 
Der Hunger der Städteplaner nach Zement ist fast uner· 
schöpfl ich und wenn die Inlandnachfrage gesätt igt ist. will 
lndonesien ein großangelegtes Zementexportprogramm star· 
ten. Dies hat zur Folge, daß die Zementfabrik ständig ex­
pandiert und neues Land beansprucht, was besonders den 
Bauern größte Sorgen bereitet. 
Die Entwicklungseffekte für die umliegenden Dörfer sind 
eindeutig negati .... Die Fabriken stellen fas t ausschließlich 
ungelernte Arbeiter ein, und ... on den ca. 900 Arbeitern 
kommen nur wenige aus dem Dorf Citereup selbst. Die mei· 
sten Arbeiter sind zugezogen und finden im überfüllten Dorf 
keine rechte Unterkunft. Viele müssen mit einem Bretterver· 
schlag ... on der Größe eines Bettes :Gufrieden sein. Dabei iSl 
das Dröhnen der Fabrik ständig zu hören. und ... ie le Men· 
sehen - auch kleine Kinder - leiden an Silikose, einer Ver· 
giftung der Lunge und der Atemwege. 
Di e Fabrikleitung behauptet, sie hätte Filter einbauen las· 
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sen, und tagsüber sieht man tatsäch lich kaum Staub den 
Kaminen entweichen. Die Arbeiter sagen aber, dafl der 
Staub durch eine besondere Vorrichtung tagsüber zurück­
gehalten und erst nachts abgelassen werde, dann allel-dings 
sei das ganze Dorf wie in Nebel gehüllt ... 
Was die Dorfbewohner besonders erbittert und bedroht, ist 
die Tatsache, daß ihre Sod-Brunnen, denen sie Wasch- und 
Trinkwasser entnehmen, langsam austrocknen, weil der 
Grundwasserspiegel sinkt. Das Wasser nießt auf einen inner­
halb des Fabrikareals maschinell gebohrten Tiefbrunß(!n zu. 
Während im Dorf vorher Brunnen mit einer Tiefe von etwa 
6 m genügten, müssen die Dorfbewohner die Brunnen nun 
von Hand etwa 20 m tief graben, damit sie überhaupt noch 
auf kärgliche Reste von verschmutztem Wasser SIOßen. 
Auf d iese Weise werden Bauern und Dorbewohnern von 
Citereup durch eine ins Dorf gepflanzte Industrie larlgsam 
die Lebensgrundlagen entzogen und zerstört. 
Eine kleine lokale Düngerfabrik ist so ebenfalls bedroht, 
weil sie in einem Gebiet Phosphor abbaut, welches nun von 
der Zementindustrie beansprucht wird. Diese Fabrik war im 
Besitz einiger Dorfbewohner und bot Arbeit und Verdienst. 
Im Dorf ist das Unbehagen über die Zementfabrik verständ­
licherweise sehr groß. Ein direkter und offener Widentand 
dagegen würde sich aber sicher kontraproduktiv auswirken. 
Zudem macht die Verflechtung der Fabrik mit der Suharto­
Familie allen Angst, auch den regionalen und polit ischen 
Behörden. 
Eine Delegation, die sich beim Distriktchef (Bupati) über die 
unzumutbaren Emissionen und den Zustand des Trinkwas· 
sers beschwerte, wurde gefragt, wievieie Personen im Dorf 
schon daran gestorben seien. Als die Delegation antwo,rtete, 
daß es viele Kranke gäbe und Unfälle in der Fabrik auch 
nicht selten seien, war die Sache für den Bupati erledigl!. 
Eine Klinik rur das Dorf wurde von der Fabrikleitung schon 
mehrmals versprochen, aber nichts geschah. 
!-lier setzte nun die Arbeit einer Gruppe von indonesischen 
Journalisten und anderer Interessierter ein, die versuchte, 

das Problem Citereup/Cibinong in einem neuen Vorstoß zu 
einem öffent lich bekannten Thema zu machen und somit 
neue Kanäle des l'rOlests und Widerstandes zu finden. 
Natürlich mußten die Dorfbewohner darüber genauestens in­
formiert und damit einverstanden sein. Dies bedingte: 
• häufige Besuche im Dorf, viele Gespräche und genaueste 
Informationen über die tatsächl ichen Verhältnisse. Ein Mil­
glied der Gruppe wohn te mehrere Wochen im Dorf; 
• das Einverständnis und Mitwirken von lokalen Respekts· 
personen wie etwa einem Haji (ein lIaji ist ein angese hener 
und oft wohlliabender Muslim, der schon einmal nach 
Mekka gepilgert ist) oder Lurah (Dorfchcf/Biirgermeis ter); 
• eine permanente Bewußtseinsbildung über die Problem­
zusammenhänge wie sie sich im Dorf und im weiteren poli­
tischen und ökonomischen Kontext stellen. 

Anwälte der Dorfuewohner Citereups 

Die Gruppe versteht sich als Anwalt der Dorfbewohner und 
versucht Art ikel darüber in der Presse unterzubringen. Falls 
Citereup zu einem Thema wird, können es sich Fabrikdirek­
tion und Distriktchef nicht mehr leisten, untätig zu sein. Sie 
werden sicher versuchen, das Problem als von außen gest<':u­
erte Agitation abzutun. Deshalb ist es äußerst wichtig, daß 
die Dorfbewohner - wenn sie danach gefragt werden - ei­
genständig dieselben Forderungen stellen, wie sie auch in 
der Presse erhoben werden. Die Argumentation muß dabei 
durch die Staats-Prinzipien der Pancasila (Präambel der Ver­
fassung) begründet werden können, damit sie politisch ein 
Gewicht hat (in diesem Falle mit den Prinzipien "Soziale 
Gerechtigkeit", "Humanität", "Demokratie" und "Natio­
nal ismus"). Nur wenn die Behörden öffentlich unter Druck 
geraten, dabei aber nicht zum vorn herein ihr Gesicht verlie­
ren, werden sie zu einer Veränderung der Zustände bereit 
sein. 
Ich spreche hier nicht von Parteiorganisalionen und weit· 
läufigen Oppositionsbewcgungen wie sie etwa durch mos­
lemische und christliche Gruppen, Militärfraktionc:n oder 
Studentenbewegungen organisiert werden können, sondern 
von den lokal begrenzten WiderSlandsformen kleinerer so­
zialer Gruppen und dörnicher Gemeinschaften. Im Gespräch 
mit Indonesiem nach deren Veränderungsmöglichkeiten 
kommen Antworten, die zusammengefaßt auf folgendes hin­
auslaufen: 
• Direkter und offener Widerstand zieht schnell repressive 
Reaktionen nach sich und füh rt nicht zum gewünschten 
Ziel. 
• Opposition muß, wenn sie Erfolg haben will, in der Bevöl­
kerung fest verankert sein und von ihr ausgehen. Oft ist sie 
mit Erinnerungen an die heldenhaften Unabhängigkeits­
kämpfe verbunden. 
• Meistens braucht es einen "Media tor" (einen J-Jaji, Lurah, 
Lehrer oder sonst eine angesehene Person), der die Wort­
führung für das Dorf übernimmt und auch über die erforder­
liche Sprachgewandthei t und Bildung verfligt. 
• Um einen Machtfaktor darzustellen, müssen weitläufige 
Beziehungen zu einflußreichen Beamten, Militärs oder - wie 
in unserem Fall - zu Presseleuten geknüph werden und 
vorhanden sein. 
• Proteste müssen mit der Pancasila oder sonst einer offi­
ziellen Staatsmaxime begründet werden können. Je feiner 
und sorgfältiger dabe i die Formulierungen gestaltet werden, 
desto eher werden sie von den Mächtigen akzeptier t. 
Da nicht jede Stimme gleich viel zählt, wie wir das von 
unseren Abstimmungsdemokratie.Spielregeln her gewohnt 
sind, ist es für westliche Beobachter sehr schwer, die feinen 
Nuancen der Machtverhältnisse, wekhe sch ließlich zum Er­
folg führen können, abzuschätzen und zu verstehen. ., 



Vietnam 

Peter Dietzel Im Umerziehungslager Ha Tay 

In der anhaltenden antivietnamcsiKbcn Stimmungsmache 
der westlichen Medien spickn die Umcnichungslagcr, in die 
nach der Befreiung des Südens (1975) Offi:zicrc und Beamte 
des Thicu-Regimcs eingewiesen wurden, nach wie vor eine 
lentrale Rolle. Von "Konzentrationslagern" und "kommu­
nistischem Betrug" ist die Rede. Peter Dietzel, der im Rah­
men einer Delegation des Vorstandes der Victnam-l--rcund­
schaftsgesdlschafl im August dieses Jahres die Sozialistische 
Republik Vietnam ben:iste, ist dem nachgegangen. 

Mit der vollständigen Befreiung Südvicmams gerielen die 
Propagandisten des Antikommunismus, die jede Greueltat 
der US-Lcdcmackcn zu rechtfertigen wußten, in ein Dilem­
ma: Die "Nacht der langen Messer", die Ermordung aller 
Anhänger des alten Regimes, die sie rur den Fall eines Sieges 
der Befreiungsfront vorausgesagt hatten, fand nicht statt. 

Verzicht auf Racheakte 

Vielmehr prakti:.l:ierte die vietnamesisehe Führung eine Poli­
tik der nationalen Versöhnung, die jeden Gedanken all 
Rache ausschloß. Einbezogen in dkse Politik wurden selbst 
jene Kräfte aus dem Militär und Verwaltungsapparat des 
Thku-Regimes, die sirh schwerster Verbrechen schuldig ge­
macht hatten. Man verzichtete darauf, sie vor ein Kriegsge­
richt zu stellen und setzte stattdessen auf ihre Umen:iehung, 
auf den Versuch, selbst aus den engsten Kollaborateuren der 
US-Aggressoren, aus den S<:hergen und Foherem des Thieu­
Regimes vollwertige Staatsbürger des sozialistischen Viet­
nam zu machen. 
Umerziehungslager wurden eingerichtet. Diese hatten zu­
nächst alle Armee- und Verwaltungsangehörigen des alten 
Regimes zu durchlaufen. Soldaten und einfat:.:he Angestellte 
wurden nach einer dreitägigen politi s<:hen Belehrung wieder 
entlassen, die meisten Offiziere nat:.:h wenigen Wo<:hen. Ge­
genwärtig sind noch einige Tausend - genaue Zahlen sind 
nicht bekannt - hohe Offiziere und Verwaltungsbeamte in­
terniert. 
Die imperialistis<:hen I'ropagandazentralen, die skh um die 
von ihnen prophezeiten Massaker "betTogen" sahen, fanden 
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jedoch schncll einen Ersatz HiT ihre schmutzigen Kam . 
pagnen. Da nicht sein kann, was nicht sein darf, und Kom­
munisten nun einmal "Unmenst:.:hen" sind, wurden die Um­
eniehungslager kunerhand zu "Konzentrations lagern mit 
Zwangsarbeit" umgedichtet, in denen vietnamesische Op­
positionelle zu Tausenden an Entkräftung und Unterernäh­
rung stürben. Das antikommunistiSi;he Weltbild war wieder 
in Ordnung. 
Wir haben ein sokhes Lager besucht. In der Provinz Ha Son 
Binh, 25 km südlich von Hanoi, liegt in der Gemeinde My 
Hung, umgeben von Reisfeldern, das Umeniehungslager Ha 
Tay. Sein Kommandant, Oberstleulnant Nguyen Van Mo, 
informiert uns über seine Arbeit. 
Ursprünglich für kriminelle Gefangene gegründet, erhieh das 
Lager nach der Befreiung des Südens den Auftrag, ehemalige 
Kader der Saigoner Verwaltung und Armee aufzunehmen. 
462 Insassen sind es zur Zeit. "In ihrer Mehrzahl hohe Offi­
ziere, die große Verbret:.:hen gegen das Volk begangen ha­
ben. " 
Was geschieht mit ihnen im Lager? "Nat:.:h der Politik unse­
res Staates ist der Hauptinhalt jeder Erziehung die Erzie­
hung zur Arbeit. Sie ist pnicht jedes Bürgers." Das Lager 
unterhält einen Landwirtschaftsbetrieb, eine Ziegelei und 
eine Möbelwerkstatl. Die täglit:.:he Arbeitszeit beträgt a<:ht 
Stunden, wie in anderen Betrieben Vietnams. 
Die Einteilung zur Arbeit berüt:.:ksichtigt den Gesundheits­
zustand jedes einzelnen. Trotzdem gibt es Anpassungs­
schwierigkeiten, da die meisten manuelle Arbeiten bisher 
nkht gewohnt waren. Einige der Internierten sind zu einer 
DolmelScher-Gruppe zusammengefaßt, die Obersetzungsar­
beilen rur Behörden und Verlage ausfUhrt. 
Als wir die Möbelwerkstatt besichtigen, rallt uns auf, daß 
die Arbeitsbedingungen hier wesentlich günstiger sind a ls in 
jenem holzverarbeitenden Betrieb, den wir am Tag zuvor in 
Hanoi besucht hatten. Oberhaupt seheill! die Arbeit im La­
ger mehr Best:.:häftigungstherapie und er.:ieherist:.:he Maß­
nahme zu sein, als daß von ihrem Ergebnis eine Wiedergut­
machungsleiSlung erwartet würde. 
Zur Lagerordnung gehören regelmäßige politische Vorträge 
über die Geschkhte und Politik Vietnams, über internatio­
nale Themen. Den Lagerinsassen stehen eine Bibliothek, 



Interview mit Nguyen Khac Vien Kräfte, die einen Bürgerkrieg ansteuern 

Ein aupuhrUcM' Interview mit dem bekannten vidn:ama<i.dw:n 
PublixiJlen und Lite:raturwiuc:nschartler Nguytn Khac Vien Ilat der 
VielrlatR-Kurier, O"an der FK1lndtcb.ruge.cIlJCbaft BRJ).Viet­
nam (DuisbulJu Su. 46. 4000 OlWCldorf 30), im AUIJUIt oIJ. als 
Extrahch publiitiert. Hier ein AUlfdmiu: 

NGUYEN KlIAC VIEN: Wenn man von Umcniehuna: spridlt, 10 
ist nicht WI. pnze Volk gcmeint, sondern nur eine bc,timml~: Kate­
gorie. Die Umerziehung bcuiffl die Verantwortlichen de!o alten 
Regimes, diejenigen, die den Krieg gdiÜln, die Ikvölkcnmu bom­
bardiert, gdoltert und man.kriert haben, und bcsondcn dioe alten 
Orfizicn: und scwissc politbche Vcrantwonlichc. 
Nach der Befreiung existierten in umerern Land US-amcrik:anischc 
und chinui,chc Subvcrsionsnetu: weiler fort und sie ,mUr(:n eine 
Situation, die die Gefahr eines Bürgerkrieges in den Bereich des 
Möglichen ruckte. 20 Jah~ lang war du Land von den US-Ameri­
kanem beseut gewesen, die eine Armee von mehr als I Mio und 
eine Polizei von 200.000 Mann aufgebaut hatlen. Und die ver­
sul:hen immer noch, eirn:n Bütgcrk rieg zu provO'l.ie~n. 

Un s stehen große Mächte gegenüber: die USA und China 

Nadl einer Revolution gibt CI nidlll bcdrohlidlerel ab eine lOlche 
Situation, beJOnders, wmn ausländische Mädlte eine unstabik: 
Situation aufredltcrhallen wollen. Und es sind große Mädbte die 
uns gegenübentehcn: die USA auf der einen Seite und Quna auf 
der lVIderen. 
Ein BÜJ1ICrkrieS kann nur provoziert werden, wenn CI SUt a\l~bil­
dete und SUt aUllgtrGstete Agenten gibt. Deshalb sind die alten 
Omziere in, LaFr eing.:wieten worden, nidlt wCFn ihrer damali­
gen Verbrechcn _ wir ~neihen sie ihncn. Wenn man sie eincm 
Tribunal vorfUhren würde, mußte man lagen: Sie haben so viele 
Menschen getötct, daß sie entweder die Todesstrafe od.., lebens­
lange Haft erhalten müßten. So belulh man sie also zur Beobach· 
tung und slellt anhand von Gesprächen und der Beobachtung ihres 
VerhaltcDl feit, ob sie noch kontem:volutionär sind oder nicht. 
Wenn man sie auf freien Fuß Kttt, können sie den Bürgcrkrieg 
provozieren oder nicht? Du ist die entscheidende Frage. Wir ent­
la5scn sie nur nach und nach, weil die US·Amerikaner eine sehr 
große Zahl von ihnen ausbildeten und noch einige übrig sinLd oder 
auch, weil die äußere Situation IChr gespannt iu und imme'r noch 
Kriegsrisiken von außen bestehen. Die Masse der Soldaten und Polio 
zinen, etwa I Mio, sind glekh entlassen worden. 
Man hat nur die Offi~iere und hohen Verantwortlichen feutgchal· 
ten. Der Gl\Ind, warum sie langer feilgehalten werden, liegt in der 
aggre"i~n Politik der USA und Qlin:u, die uns gezwungen haben, 
einige Vorsichtsmaßnahmen ~u ergreifen. Es gab Fälle, claß wir 
einige entlassen haben, die danach Verbrechen begangen haben und 
Menschen ermordeten. Es gibt immer noch Agcntennctze, die 
Kader umbringen, die die Industrie $abotieren und Betriebe in 
Brand teuen. Auch Verlage und Bucher wurden von lOlchen Agen· 
tennetzen anguundet. 

Ober die damaligen Verbrechen sagen wir: Schwamm drUbef! Wenn 
wir meinen, daß ihr nichl mehr gefährlich Kid, entlassen wu euch; 
wenn wir meinen, daß ihr weiler plant, uns zu vernichten, halten 
wir euch noch fest. Wenn jemand fn:igrlassen wird, dann k,ehn er 
in sein Wohngebiet, in sein Dorf zunick und auch dort wird er 
kontrolliert. l:nd einige lkrufe wird er nicht ausüben können. 
FRAGE: EI gibt j. nun auch ~.B. Pädag~n, Fachleute, WisKn­
sch.ftlCr, die ja auch Repratentanten oder zumindest Mitläufer des 
Thieu-Regimes waren. Wurden solche Kräfte an ihren Arbdtsplät· 
zen einfach übernommen? 
NGUYEN ](HAC VIEN: Wenn man ~on reprätentati~n lKräften 
des alten Regimes spricht, 10 denken wir an die Verantwol·tlichen 
des politischen Apparates und nicht an die Bevölkerung. Der ge­
samte Lehrkörper unterrichtet an den Schulen weiter; in einigen 
Fächern wie Mathematik, Physik iJt das kein Problem. Anden ist 
das z.B. im Fach Philowphie oder Geschichte. Einige Gcs,:hil:hu­
und Phi losophieprofessoren. Profe,soren in Spezialfächern, die 
wirklich und nachgewietenermaßcn reaktionäre Tendenzen an den 
Tag gelegt haben, kannen nicht weiter unterrichten in ihren Fä­
chern. sie können aber Englisch· oder Fran~ösisch-Unterril:ht 

geben. 
Das größte PrOblem stellen die Rechuanwiolte und Juristen dar. 
Viele von ihnen .'ertcidigten frUher die Interessen ~on Banken oder 

Prillatuntemchmen. Da! gibt es heute nicht mehr. Also, wa..s JOllen 
sie m.cben? 
FRAGE: W"IIC ist dal mit Richtern und hohen Justizbeamten? 
NGUYEN KHAC VLEN: EiniF; 1100 ihnen sind einverstanden, als 
Lehrer zu arbeiten. Im .Jlrccmeinen haben sie genug Geld, um einen 
kleinen Handwerk.sbetrieb autl:umachen. Sie leiden k.eine Not, IOn­
dem leben bel ser a.h die staatlichen K-.dcr. 
FRAGE: Aber solche Krifte kl)nncn unter Umuinden einen feind­
lichen ideologischen Einfluß - I..B. auf die Jugend - ausüben ... 
NGUYEN KHAC VLEN: Natürl ich muß man vorsichtig sein. Aber 
sie ~rtreten keine richtige ideologische Krart. 
In Vietnam uinierl die Bourgeoisie nicht mehr, seit sie keine aUf­
Lmdische Hilfe mehr e rhält. Es in nidll wie bei der europäischen 
Bourgeoisie, die Wurzeln im eigenen Land hat. In Vietnam iu die 
BOtlrgcoisie din:kt an das französisehe oder US-amerikanische K.tpi· 
tal gebunden gewesen. Sobald man die NabclKhnur durchschnitt, 
existierte sie nicht mehr. Aber was ihre Ideen anlangt, 10 uistieren 
sie noch eine Zeit lang weiter. 
Es gibt auch keine richtige Opposition, wie wir das in "Vietnam 
'80" schon erklärt haben. In Vietnam gibt es eben keine Personen 
oder Parteien, die vor der örrentLidikeit auftreten und sagen: So, 
wir ~rden diCK Partei ab löKn, wir werden es besser machen. 
Keiner würde das glauben. 
Dabei gibt CI Grunde flir Unzufoedenheit. DieK oder jene Politik 
mülhe man indem, diete oder jene PerlOn müßte man ablö.scn. 
Vielu gibt u, was man ändern muß. Aber es gibt sehr weniF; 
Leute, die die Regierung wechtein wollen. 
FRAGE: Trotz der wiruchartlicbcn Schwierigkeiten? 
NGUYF..N KHAC VlEN: Ja, trotz der wirtschaftlidlen Schwierig· 
keiten. Denn das würde IOfort die dlinesillChe Invasion im Norden 
Wld die U5-amerikanisdle Invasion im Süden bedeuten. 
EI gibt 10 Mio Bauern, die ihre Dörfer verlas.scn hatten, um in der 
Stadt zu leben. Mehre~ Jahre lang hatten sie von der US·amerika­
nischen Hilfe gelebt. Es pb 2 Mrd DoUar pro Jahr an amerikani­
scher Hilfe. Jet~t ,ind die 2 Mrd weggefallen. Es gab mehrere 
Millionen Mensdlen ohne Arbeit, die JOgar die Gewohnheit, TCgel­
mäßig zu arbeiten, verloren hatten. 
Das in tehr wichtig. Sie sehen den Bauern, der lIon seiner Erde 
entwurzelt ill und wiihn:nd mehrerer Jahn: als Car .. lier, als Schie­
ber in der Stadt lebte und jetzt wieder ins Dorf gehen $Oll. Das fäUt 
ihm tehr schwer. Das ist die schwierigste Frage. Denn es gab viele 
Schieber, Dieber, Prollituierte - einige Millionen Menschen ins­
gesamt. 
Vietnam hat ähnliche Schwierigkeiten wie Yiele andere Länderder 
Dritten Welt. Ökonomisch ist es sehr arm, ve rfUgt über wenig Kapi· 
tal, weist ~raltete JOzialc Strukturen auf lind hat duu 40 J alm: 
Krieg hinler lieh. Seit dem überfall der Japaner im Jahr 1940 ist 
Vietnam praktisch im Krieg gewesen. Das ist eine ungeheure Bela­
stung. Ein Land der Dritten Welt und 40 Jahre Krieg - dal be­
deutet große Armut. Die Aggrcuion und der Druck von außen 
halten ein gespanntu Klima aufredlt. 
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Radio und Fernsehen zur VerfUgung. In einer Sanitätssta­
tion kümmert sich eine Äntin um ihre Gesundheit. Sport 
gehört zur Freizeitgestaltung. 
Die Unterkünfte sind einfach und sauber. Die 15 kg Lebens­
miltel, die jedem Internierten pro Monat zustehen. entspre­
chen der zur Zeit gültigen Ration für Studenten, aber auch 
rur Arbeiter. Alle zwei Monate kann Besuch empfangen wer­
den. Dann haben die Insassen die Möglichkeit, für drei Tage 
mit ihren familien in einem gesonderten Teil des Lagers 
zusammenzuleben. 
In der Tat macht das Lager e inen mustergültigen Eindruck. 
Nichts deutet darauf hin , daß hier irgendjemand einer un­
würdigen oder gar unmenschlichen Behandlung unterworfen 
würde. Dies wird mittlerweile selbst von solchen Besuchern 
anerkannt, die - wie jüngst Spiegel· Redakteur Terzani -
nur schwer verhehlen können. daß ihnen die dort festgehal­
tenen Verbrecher des alten Regimes im Grunde näherstehen. 
als ihre Bewacher. 
Wenn die Umerziehungslager dennoch selbst bei jenen 
Kräften zu Diskussionen Anlaß geben, die den Befreiungs­
kampf des vietnamesischen Volkes mit Sympathie und An­
teilnahme verfolgt hatten, so geschieht dies häufig mit dem 
Hinweis auf die Dauer der Internierung. 

"Sie dürfen dabei nicht vergessen", erläutert Oberstleutnant 
Nguyen Van Mo, "nach dem 2. Weltkrieg wurden Kriegs­
verbrecher zum Tode verurteilt. In Vietnam haben wir uns 
zu einem anderen Weg entschlossen. Indem wir sie nicht 
zum Tode verurteilen, leisten wir einen Beitrag zur natio· 
nalen Versöhnung. Dies entspricht der humanistischen und 
revolutionären Linie unserer Partei." 
In der Tat wären viele der Lagc:rinsassen, hätte man sie 1975 
vor ein Kriegsgericht gestellt und nach den Rechtsgrundsät. 
zen der Nürnberger Kriegsverbreeherprozessc: abgeurteilt . 
heute nicht mehr am Leben. Würde nicht allein der Vorwurf 
der Kollaboration mit einer feindlichen Macht jede Haft· 
strafe rechtfertigen? 

Im 

steht nichts über ••• 
. F.~i'fI ifl J.~ Kilribik 

.. , Mill-W~rlJ- Wl1bltfl i. Siid4frikl1 
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Gewiß, Resozialisierung und nationale Versöhnung, Umer­
ziehung statt Strafe, d ieses Konzept der vietnamesischen 
Führung beinhaltet auch den Verzicht auf die gerichtliche 
FeststeJlung von Schuld und Verantwortung jedes einzelnen. 
Im Vordergrund steht nicht die begangene Tat. sondern das 
Verhalten, das die Angehö rigen des alten Regimes bei ihrer 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft erwarten lassen. 
Wie wird das beurteilt? Der Kommandant des Lagef$ ver­
weist auf die Bestimmungen, die der S tändige Ausschuß der 
Nationalversammlung Vietnams rur die Behandlung in d en 
Umerziehungslagern erlassen hat, "Die Entwicklung des ein­
zelnen wird nach drei Kriterien beurteilt: Erstens sein auf­
richliges Bereuen der Schuld und der Wille zur Wiedergut. 
machung, seine Bereitschaft, sich zu einem guten Staats· 
bürger zu entwickeln: Zweitens die Anerkennung und Befol­
gung der Lagerordnung. Und schließlich seine Aktivität bei 
der Arbeit und beim Lernen, sein Einfluß auf die anderen 
Mitglieder des Lagers." 
Bei entsprechender Führung werden die Insassen von der 
Lagertcitung zur Entlassung vorgeschlagen. In Ha Tay waren 
es 333 seit Bestehen des Lagers. 
Verführt ein solches Verfahren nicht zur Heuchelei und Uno 
aufrichtigkeit, nur um aus dem Lager herauszukommen ? 
Die Verantwortlichen in Vietnam wissen, daß sie dieses Risi­
ko eingehen. Offen wird daher darüber gesprochen, daß 
auch die angespannte Situation an dcr Grenze. wo sich das 
Land faktisch im Kriegszustand mit China befindet. Einnuß 
nimmt auf die Dauer der Internierungen. 
Unsere Gesprächspartner machen uns noch auf einen weile­
ren Umstand aufmerksam: "Eine Politik der nationalen Ver­
söhnung bedeutet nicht nur Umerziehung der Verantwort­
lichen des alten Regimes. Sie setzt auch bei unseren Men­
schen. die unsagbares Leid durch die Aggressoren und ihre 
Kollaborateure haben erdulden müssen, die Bereitschaft vor· 
aus. auf Ilaß und Rache zu vcr.t.iehten, Das braucht Zeit -
auf beiden Seitcn ," 
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EI Sa vador 
Während die im Juli d.J. eingeleitete Offensive der Nationalen Befreiungsfront }o' arabundo Marti (FMLN) andauert, begab sich 
der salvadorianische Juntapräsident J .N. Duartc auf Werbctrip nach Kostarika, Panama und in die: USA. Die: Präsidenten Carazo 
und Royo bc:wgc:n freilich Position :l:ugunsten einer politischen Lösung, wie sie im August d.J . von Mexiko und frankreich 
favorisiert worden war. Dasselbe: tat auch am 23.9. 1981 die: Interparlamentarische: Union auf ihrer 68. Konfe renz in Havanna. 
Mit überwältigender Mehrheit (Stimmenverhältnis 632:43 ) verabschiedete sie eine Resolu tion, in der sie die Massenmordpolitik 
und andere Menschenrc:chtsvcrlctzungc:n in EI SalvadoT verurteilte, eine politische Lösung forderte, die gemeinsame Erklärung 
Mexikos und Frankreichs begrüßte sowie die FMLN und die Demokratisch-Revolutionäre Front (FDR) als repräsenta tive 
politische Kraft anerkannte, die an jeglichem Verhandlungsprozeß beteiligt werden müsse. Ein entsprechendes Votum gaben 
auch die Sozialistische Internationale (s iehe Kasten) und die holländische Regierung ab. Die inte rnationale Isolierung de r Junta 
sche int ein unumkehrbarer Prozcß . .. 
Als J. Napoleon Duarte am 19. September d.J . zu seiner zweiwöchigen Visite in den USA eintraf, rückten er und die 
Reagan-Administration erstmals vors ich tig von ihrem kategorischen Nein zu politischen Verhandlungen mit der FDR /FMLN ab 
- a llerdings unter spaherischen Vorzeichen. Der FDR und ihrem sozialdemokratischen Präsidenten Guillermo Ungo bot man 
die Teilnahme an den fü r März 1982 angeset:tten Wahlen rur den Fall an, daß diese ihre Unterstützung der FMLN-GuerilJa 
aufkündigten. G. Ungo ha t im Namen der FDR dieses Angebot zurückgewiesen und erklärt , Wahlen unter der jetzigen Regie­
"mg seien eine Farce. Das meint auch der 1981 abgelöste US-Botschafter in EI Salvador, R. White: "Die US-Regierung weiß 
genau, wenn Guillermo Ungo, der Vorsitzende der FDR, zur Wahl antrit t, wird er innerhalb von 24 Stunden tot sein. " 
Trotz dieser Scheinzugeständn isse mußten J .N. Duarte und R. Reagan am 24. September d .J . auch im US·Senat eine vorläufige 
Niederlage einstecken. Mit 54:42 Stim men en tschied der Senat, daß das beant ragte II4-Mio-Dollar-Paket an Militär· und 
Wirtschaftshilfe für das sa1vadorianische Regime nur gewährt werden kö nne, falls innerhalb des nächsten Halbj ahres ein Ende 
der Menschenrechtsverletzungen, Fortschritte bei Reformen sowie die Bere itschaft zu erste n politischen Verhandlungsschritten 
und zur Veranstaltung freier Wahlen seitens der Junta nachgew iesen würden. J.N. Duarte bezeichnete diese Bedingungen als 
"unakzeptabel" und R. Reagan forderte den Senat auf, seine Auflage n rur die US-Militärhilfe an EI Salvador noch einmal zu 
überdenken, ansonsten seien "ernste Rückwirkungen auf unsere Außenpolitik " unausble iblich. 

Erklärung des FMLN-Oberkommandos 

Der revolutionäre Volkskrieg 
schreitet voran 

In den letzten Wochen entwickelte sich eine scharfe öffent­
liche Auseinandersetzung zwischen dem privatem Unter­
nehmertum und den christdemokratischen Führern der Re· 
gierung. Während die sog. Produktionsallianz ein "Sympo­
sium" veranstaltete, auf dem lautstark die von der Christ­
demokratischen Partei (POC, ihr Vorsitzender Jose Napo. 
leon Ouarte ist J unta-Präsident; d. Red.) betriebene offiziel­
le Politik attackiert wurde, versuchten zur gleichen Ze it 
Delegationen verschiedener kapitalistischer Sektoren (die 
einen verfolgen die "harte", die anderen die "gemäßigte" 
Linie) bei ihren USA- Besuchen, d ie Reagan-Regierung dazu 
zubringen, ein "neues Mililärmitglied" als künftiges Regie· 
rungsoberhaupt EI Salvadors zu akzeptieren. 

Tauziehen um die Christdemokraten 

Faktisch gesehen ist eine militärische Verschwörung im Gan­
ge , mit der die Absetzung von Ouarte und seinen Christ­
demokraten bezweckt werden soll. US- Botschafter Deane R. 
Hinton war ständig auf Reisen, um den von Garcia (Oberst 
GuiJIerrno Garcia ist Verteidigungsminister der jun ta; d. 
Red.) geplanten ,,'\lilitärputsch" aufzuhalten. 

Trotz dieser Druckausübung hat die Reagan-Regierung den 
Entschluß gefaßt, auch weiterhin Duarte und seine POC in 
der Junta zu unterstützen. 5ie möchte einerseiu nicht das 

Risiko eingehen , daß Ve ränderungen in der Junta den Zer­
fall der angeschlagenen reaktionären ~ Iacht beschleunigen 
dürfen und sich andererseits durch ihre EI-Salvador-Politik 
nicht allzu jäh isolitren, falls Ouarte die zunehmend zurück­
haltendere Un terstützung der christdemokratischen Regie­
rungen und Parteien Europas und Lateinamerikas verlieren 
würde. 
Mit wachsender Unglaubwürdigkeit und Mißbilligung be· 
hauptet die Reagan-Admin istration tagtäglich vor dem Kon­
greß und der öffentlichen Meinung des eigenen Landes, sie 
würde angeblich in EI Salvador eine .. gemäßigte reformisti­
sche'· Regierung unterstützen. Die Vertreibung der POC aus 
der Junta würde Washington dazu zwingen, seine militäri· 
sehe Intervention gegen das ulvadorianische Volk unver­
hohlen fortzusetzen. Diese EI·Salvador-Politik der USA wi rd 
heute lediglich noch von faschistischen Diktaturen wie 
Chile, Uruguay, Siidafrika, Israel und anderen unterstützt, 
die ebenso wie die junta weltweit isoliert sind und jedes 
Prestige verloren haben. 

Um keine Zweifel an der Entscheidung der US-Regierung 
aufKommen zu lassen, hat D.R. lI inton in seiner Rede am I. 
August d.j. vor der US· Handeiskammer die Unterstützung 
für die POC nochmals betont und das PriYatuntcrnehmer­
turn aufgerufen, der J unta Rückhalt zu geben. Das war als 
klare Antwort auf den Druck zu \'erstehcn, der von dem 
kürzlich abgehaltenen Symposium der I'roduktionsallianz 
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ausging_ 
Derzeit verhandelt der US-Botschafter mit einem als "ge­
mäßigt" geltenden Sektor von Unternehmern über ihre Be­
dingungen für die Übernahme einiger Ministerien_ 
EI Salvador befindet sich heute in einem wirtschaftlichen 
Chaos_ Selbst Botschafter Hinton mußte zugeben, daß das 
Nationalprodukt um 25%, die PTivatinvestitionen um 70% 
und die Importe um 52% unter den entsprechenden- Ver­
gleichSlahlen aus dem jahre 1978 liegen_ Auf dem Sym­
posium der Produktionsallianz wurde ein katastrophales 
Bild von den Devisenreserven und der Industrie des Landes 
gezeichnet. Die Arbeitslosigkeit und brutale Repression gei­
seln grausam die arbeitende Bevölkerung. 

Die wirkliche Ursache für den zugespitzten Kampf innerhalb 
der herrschenden und regierenden Klasse liegt vor allem 
darin, daß sie aufgrund der wachsenden Kraft, Fähigkeit, 
Volksunterstützung und Entwicklung der von der FM LN ge­
führten revolutionären bewaffneten Volksbewegung die 
Kontrolle über die Stabilität des Landes verloren hat. Die 
von den }-"aschisten geftihrten junta-Streitkräfte sind in all 
ihren spektakulären und kostspieligen Militäroffensiven ge­
gen }-"MLN-Stützpunkte an dem heldenhaften und unbesieg­
baren Widerstand unserer bewaffneten Kämpfer gescheitert. 
Die FMLN wird in ihrem Kampf moralisch und materiell 
vom einfachen arbeitenden Volk, das grausam ermordet 
wird und einer grenzenlosen brutalen Repression ausgesetzt 
ist, unteutützt_ 

Gescheiterte Mili täroffensiven der Junta-Armee 

Na-::h jeder Offensive hat das faschistische Oberkommando 
verkündet , es hätte die Volksbefreiungskräfte "hinwegge­
fegt", obwohl seine Truppen jedesmal vom Kampffeld aus 
geschlagen und demoralisiert den Rückzug antreten mußten, 
während unsere Kämpfer aufrecht, siegreich, erfahrener und 
mit einer noch höheren f-.loral ausgerüstet, den Kampf fort­
setzten_ Die FMLN-Einheiten erleiden weniger Verluste. Sie 
entreißen dem Gegner eine größere Anzahl von Waffen und 
Munition, um diese dann wiederum gegen die junta-Trup­
pen einzusetzen. 

Die junta-Armee muß in ihren feindlichen Militäroffensiven 
ständig Niederlagen einstecken, obwohl sie massive Waffen­
lieferung von du US-Regierung erhält und nordamerikani­
sche Berater aktiv am Kampf teilnehmen. In ihrer Verzweif­
lung benutzen die Faschisten und ihre imperialistischen ner­
ren Vernichtungswaffen, die das internationale Recht ver­
bietet. Dazu gehören Gase, die den Tod durch Erbrechen 
und Durchfall bewirken und die in den vergangt:nen Mona­
ten in Chalatenango, Morazan, San Vicentr und Guazapa 
eingesetzt wurden. 

Die letZte Niederlage bei einer solchen Offensive erlitten die 
Streitkräfte in Guazapa in den Tagen vom 28_ juli bis 2. 
August: drei Bataillone der speziell ausgebildeten sog. "Bri­
gade Atlacatl". die durch Nationalgardisten, Artillerie (sechs 
Kanonen 105), Flugzeuge und Panzerwagen verstärkt wurde 
und lIon den Yankees bis auf die Zähne ausgerüstet ist, wur­
de von unseren FM LN-Kräften zurückgeschlagen und zum 
Auzug gezwungen. Die junta-Truppen verloren dabei 142 
Mann_ Die FMLN entriß dem Gegner Waffen und Munition, 
zerstörte einen schweren Panzer, zwei kleinere Panzer sowie 
einr Planierraupe aus dem Junta-Militärbestand. 
Aus Wut und Ver,/;weiflung über ihre Niederlage ordneten 
die faschistischen Oberkommandierenden die Vernichtung 
der Zivilbevölkerung an: über 100 Menschen, vor allem 
wehrlose Kinder und Frauen, starben im Kugelhagel der 
Junta und an den Auswirkungen der Vernichtungsgase. Die 
bewaffneten revolutionären FM LN-Kräfte verloren lediglich 
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sieben Kämpfer, die in einem fast ~1ann-gegen-Mann-Kampf 
gefallen sind. 

Im März und April dieses Jahres wurde der Gegner nach 55 
Kampftagen ebenfalls aus Guazapa zurückgeschlagen. Im 
Mai erlitt er eine Niederlage in Morazan und im juni/juli 
scheiterte seine Offensive gegen unsere Stt:l1ungen Olm Vul­
kan von San Vincente, Cerros de San Pedro sowie im Nor­
den derselben Provinz und in der Provinz Chalatenango. Im 
Laufe der Operation gegen unsere Stellungen in ChaIatenan­
go drangen konterrevolutionäre salvadorianische Truppen in 
honduranisches Gebiet ein, töteten Bewohner der Flücht­
lingslager und operierten vom benachbarten Land, von der 
Anhöhe EI Tigre, aus. 
Ihr Versuch, die auf salvadorianischem Boden stationierten 
Einheiten unserer bewaffneten revolutionären Kräfte zu ver­
nichten, blieben ebenfalls fruchtlos. Das honduranische 
Volk versteht heute, welch große Gefahr von dem faschi­
stisch geführten lIeer EI Salvadors und den US-Imperialisten 
rur seine Souveränität, Ruhe und Selbstbestimmung ausgeh!. 
Gegenwärtig konzentriert der Gegner Kräfte, um unsere 
Stellungen in Morazan zu vernichten. Aber auch hier wird 
ihnen eine Abfuhr erteilt und sie werden geschlagen weroen. 
Seit dem 19. juli unternimmt die FM LN ununterbrochen 
Sabotageakte an elektrischen Leitungen, zerstört Zufahrt­
straßen und legt den Junta-Truppen Hinterhalte. Diese von 
der FMLN-Generalkommandantur organisierte Kampagne 
entwickelt sich enlsprechend den vorgesehenen Plänen er­
folgrrich_ 
Weder die US.Regienmg noch die junta, weder die von Cal­
vani geHihrten venezolanischen Christdemokralen, die Duar­
te eifrigst Wlre leisten, noch Garcia und die übrigen faschi­
stischen Kräfte, weder die Produktionsallianz noch irgend 
jemand der herrschenden Klasse glaubt ernsthaft daran, daß 
durch die fiir den Mär ... 1982 vorgesehenr Wahlmaskerade 
die Krise zu überwinden und das Land zu "befrieden" sei, 
wie wiederholt von Duarte verkündet wurde. US-Botschafter 
Hinton unterstützt weiterhin in der Offentlichkeit diese 
Wahlen, obwohl weder er noch seine Regierung Hoffnungen 
in sie setzen. 

Ne in zur Wahlmaskerade im März 1982 

Wie kann man ernsthaft auf einen Versuch vertrauen, ein 
Land durch eine Wahlmaskerdde "befrieden" zu können, 
das soviele schmutzige Wahlschwindel erlebt hat und heute 
dem Völkermord preisgegeben ist, das lIon Hunderttausen­
den Flüchtlingen verlassen wurde und sich inmitten eines 
Krieges befindet. 
Diesen Krieg werden die Wahlbetrüger, die Mörder, Folter­
knechte, Plünderer, Korrumpierten und Korrumpierer, die 
Blutsauger und Diebe, die Vaterlands-Ausverkäufer und ihre 
imperialistischen lIerren, mit einem Wort, all diejenigen ver­
lieren, die sich seit einem halben jahrhundert illegal an der 
Macht halten. Lediglich die Oberläufer, die wie Duarte und 
seine Komplizen aus den demokratischen Reihen zur Reak­
tion übergewechselt sind, sowie jene, die die Wahlschwindel 
immer gemanagt haben, können sich etwas von den 
März-Wahlen erhoffen. 
Es ist deshalb nicht befremdend, daß bei Verkündung dieser 
Wahlmaskerade die korrumpierte und blutbeschmutzu: 
Kamerilla der Führer der verhaßten Par tei der Nationalen 
Versöhnung (PCN, Ende der 40er jahre gegründete Partei 
der Großgrundbesitzer, Finanzoligarchie und rechten Mili­
tärs; d. Red.) auf der Bildnäche auftauchte und sich im 
Wirbel der unheilbaren Krise der reaktionären Macht in 
scheinpolitische Aktivitäten gestürzt hat. Die PCN nimmt 
teil an politischen Verhandlungen mit der US-Regierung und 
an Verschwörungen gegen die Christdemokraten in der Jun-



ta, indem sie vorgibt. daß die "Lösung" in Wahlen liege. die 
von ihr wie in der Vergangenheit und im gleichen Stil ge· 
wonnen würden. 

All das sind Zeichen für den unabänderlichen Zerfall und die 
Blindheit eines im Todeskampf liegenden Regimes, das mit 
oder ohne US-Unterstützung zum Untngang verurteilt ist. 
Um wirklich saubere und demokratische Wahlen in EI Salva­
dor durchführen zu können, ist zunächst dem Despotismus 
und der Korruption ein Ende zu setzen. l\:ur dann wird es 
wirklich freie Wahlen geben. Niemand mit Menschenver­
stand kann heute wirklich an "L.ösungen" glauben", die 
keine Basis in der revolutionären Bewegung, in der Demo­
kratisch-Revolutionären Front (FDR) und n.ILN haben, 
bzw. schlimmer noch, die gegen sie gerichtet sind. 
Vor kurzem tauchte auf der politischen Bildfläche unseres 
Lande die Salvadorianische Demokratische Mobilisation 
(MDS) auf, geführt von Lwei bekannten Anwälten. Rene 
Fortin fo,lagafia und Nelson Segovia. die über Verbindungen 
zu wichtigen Sektoren des nationalen und transnationalen 
Privat unternehmertums und eine bekannte politische Lauf­
bahn verfügen. ( ... ) 
Wir schätzen und respekticren das zivile Bündnis, das sich in 
der MDS zu gruppieren begonnen hat. Wir respektieren die 
Ansichten der ~IDS und ihrer führer. Es wäre zu wünschen, 
wenn diese Organisation eine patriotisch gesinnte, konstruk­
tive lIilfe im Kampf unseres Volkes für die Verteidigung 
seiner Würde, seines Rechts auf Leben und Freiheit. auf dem 
Wege zur Erringung seiner Ideale, von Unabhängigkeit, Frie­
den und sozialen FOTlschritt. darstellen wurde. Wir sind 
sicher, daß die ~IDS fähig ist, diese L'nterstützung zu leisten. 
Desto mehr erfüllt es uns mit Sorge, daß die fo,lDS vom 
rechten Wege abgekommen ist und sich mit antipatrioti­
schen Kräften in der Illusion zusammengetan hat. pragma­
tis,hc nächstgelegene Zide dur,hsetzen zu können. Auf die­
se Weise wird es ihr nur gelingen, sich in die Reihen des 
Gegners zu mischen. gegen den unser \'olk heldenhaft 
k;tmpft. 

Einige Kreise der Reagan.Regierung und der salvadoriani­
s,hen Re,hten hofften darauf, die revolutionäre und demo­
kratische Bewegung spalten sowie die internationale Hilfe, 

die uns vor allem die europäische und lateinamerikanis,he 
SoziaJqemokratie gewährt, schmälern zu können. Es gibt so­
gar Personen, die mit dem Gedanken spielen, eine pseudo­
"sozialdemokratis,he Partei" zugrunden, um der National­
revolutionären Bewegung (MNR; sie stellt derzeit mit Guil­
lermo Ungo den FDR-Präsidenten; d. Red.) den Platz strei­
tig zu machen. Das sind alles absurde Vorhaben, die ledig­
lich auf dem Hintergrund der politisch hoffnungslosen Krise 
zu verstehen sind, in der si,h das Regime befindet. 
Es sei an dieser Stelle wiederholt: Nichts und niemand kann 
verhindern, daß das salvadorianis<:he Volk au,h weiterhin 
Rine Avantgarde, die fM LN, unterstützt. Nichts und nie­
mand wird uns spalten bzw. international isolieren können. 
Nichts und niemand wird letzten Endes den Sieg der Revo· 
lution verhindern können. 
Wir haben bewiesen, daß weder das salvadorianische Volk 
noch die FMLN mit Waffengewalt und mit einer Politik des 
Völkermords in die Knie gezwungen werden kann. Diejeni­
gen Kräfte, die diesen zum S,heitem verurteilten Weg gehen 
mö,hten, haben weder die Kraft noch die ausrei,henden 
Fähigkeiten, uns zu vernichten. 
Um das erreichen zu können, müßten sie die wa,hRnde 
US·lntervention akzeptieren und fördern. Das würde be­
deuten. das Vaterland zu verraten, das Recht auf Unabhän­
gigkeit und Selbstbestimmung mit Füßen zu treten, unser 
Land einem entwürdigenden Kolonialismus zu unterwerfen, 
sich selbst in niederträchtige Lakaien der imperialistischen 
IIerren zu verwandeln und letztendlich aus dem lIeer ein 
Marionetteninstrument zu machen. 
Die US-Regierung bereitet neue S,hritte in Richtung einer 
wachsenden Militärintervention vor. Es sind weitere liefe­
rungen von Waffen und Vernichtungsgasen an die faschisti­
schen Kräfte sowie ein erhöhter EillSatz von US-Beratern 
geplant. Sie bereitet eine Aggression gegen Nikaragua vor 
und drängt das honduranis,he lIeer. an der Aggression gegen 
das salvadorianische Volk und das befreite Nikaragua teil­
zunehmen. 
Die FM LN richtet die Waffe in der lIand gegen diejenigen 
faschistischen Kräfte und ihre imperialistischen Herren, die 
den Völkermord betreiben. Sie kämpft gegen eine Militär· 
intervention, die diese Kräfte im vergangenen Januar miti­
ien haben und wird im Falle einer ausländischen Interven­
tion den Invasoren widerstehen. Die FMLi>-: erhebt die 
Fahne des Vaterlandes und wird niemals seine Unterjochung 
zulassen. 

Oie FM LN wird auch einer US-Aggression trotzen 

Es ist eine falsche Behauptung, die Republik würde nur so­
lange existieren, solange die Streitkräfte existieren, die sich 
in ein Völkermord- und Marionettenheer des US-Imperialis­
mus verwandelt haben. Die Republik wird leben, wenn sie 
unabhängig und souverän ist, sie wird erstarken und blühen, 
wenn es für unser Volk Demokratie und Gerechtigkeit gibt. 
Wir sehen uns gezwungen, gegen dieses Heer zu kämpfen, 
au,h wenn wir anerkennen, daß es in seinen Reihen einen 
starken Sektor patriotischer, aufrechter und demokratischer 
Offiziere und Soldaten gibt, die auf das arbeitende Volk 
gehetzt werden. Sie stammen selbst aus dem Volk und ha­
ben ihre soziale Herkunft nie verleugnet. 
Wir wenden uns abermals an sie: Wir strecken unSe':re Hände': 
den eurigen offen entgegen und sind entschlossen, die euri· 
gen zu ergreifen, um Seite an Seite mit der Waffe in der 
Hand \'eremt gegen die Feinde des Vaterlandes zu kämpfen. 
Wir führen einen revolutionären und patriotis,hen Volks­
krieg. der vor dem moralischen und politis,hen Gewissen 
de':s salvadorianischen Volkes und der Menschheit gerecht· 
fertigt ist. Gleichzeitig sprechen wir uns jedoch für Wege 
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Eindrücke aus Morazan 

Die Guerilla ist in die Offensiv<: gegangen. Ihre SII'ateni<: ist die de r 
Offensive geworden, nicht durchgängig und nach a][.er., Seiten, aber 
der Gegner wird von den kontrollierten Zonen aus immer wieder 
herausgefordert. Diese Zone könnell die militärischein Kräfte der 
Junta nur mit großem Aufwand gcfahrden, immer nur im Moment 
dei Angriffs und immer nur '1:\1 einem Teil, weil dit" Zonen groß 
sind und die Guerilla sehr beweglich ist. 
Das hat vor kunem so ausgesehen, daß die Junta ungefahr 4.000 
Mann cingcsent hat, um einen kleinen Tei l von Mora:ian anzugrei­
fen - ohne Erfolg. Das Militär iSI unfabig, der Taktik der GuuiJla 
e twas Gleichwertiges cntgcgcm:uselU:n. Das letzte Mal ist es dem 
Mililär im Män gelungen, einen Ring um eines de r Gtlcrillazcntn:n 
l':U legen. Oie Leute in Moraian sagen, daß das den Ju:n tastreitkrii f­
ten n ie wieder gelingen wird, weil die Guerilleros d;naus gelernt 
haben. Das Militär greift eine Zone an - die Guedlla hat ihre 
Rückz;ugsmöglichkeiten nach mindestens drei verschiedenen Seiten 
schon vorher organi$ieft. 

Fle"ible Verteidigung der Guerilla-Hochburgen 

Diese Angriffe sind mehr oder weniger provoz;iert. Man muß davon 
ausgehen, daß die Militärfiihrung unter einem permanenten Zug· 
z;wang steh t. Die politische Konstruktion dieser Regie'rung beinhal­
tet per Dermition, daß militärisch die Guerilla schon 50 gut wie 
geschlagen in, politisch sowieso, "weil sie ja keine Unterstiitz;ung 
des Volkes hat". Wenn sich jetzt die Guerilla ruhig verhalten würde, 
in ihren relativ abgelcgcnen und ökonomisch nicht gerade wichti· 
gen Zonen im Norden, dann würde wahrscheinlich gar nichts weiter 
pa.uieren, würde das Heer in Ruhe die ökonomisch und strategisch 
wich tigen ZOIlCn an der Küste, in den Städten und an den H:r.up t­
verkehrswegen kontrollieren und irgendwann die Wahlen abhalten. 

Sie verhält sich aber nicht ruhig, &emdern nuttt die Ktlnuna-ation, 
die sie im Norden hat, daz:u aus, permanent und übt:r.dl im Land 
am:ugreifen. Sie ist in San Salvarlor, in San Miguel , lln Santa Ana, 
überall, allerdings nicht in der gleichen Stärke. Sie ist aber jederuit 
verstärkbar durch einsickernde Guerilleros, die eb<,n aus ihren 
Zonen herausgehen und überall im Land angreifen können. D.h. die 
Präsenz; der Guerilla ist jeden Tag in jedem Teil des Landes sicht­
bar. 
Die Aktionen sind so angelegt, daß das tleer eigentlich kaum Mög­
lichkeiten hat, direkt z;u antworten. Das sind kune, schnelle Ak· 
tionen mit organisierten Rückzügen, keine großen Besetzungen, kei· 
ne längeren Gefechte. Dadurch wird das Heer dazUi gez;wungen, 
diese: Hochburgen anz;ugrcifen. Der Guazapa, der knapp 30 km von 
San Salvarlor entfernt liegt, wurde bereits das sechste Mal angegrif­
fen. Jede der Hauptverkehrsstraßen, die Slernförmig V';)fl San Salva­
dor ausgehen, ist von diesem und von anderen GuerilL:.gebieten aus 
jeden Tag angreifbar. In Moraian gab es vier Offen~liven, in San 
Vincente waren es drei, in Q1alatenango sieht es ähnlich aus wie in 
Moraian. 

Das Heer ist gez;wun~n, permanenl seine Kräfte hin und her z;u 
ve rlagern, da es nicht genug Kräfte mobi lisieren kann, um gl~ich­
uitig an m~hreren Stellen die Guerillazonen angreifel~ zu können. 
Das Heer benötigt für einen Angriff auf die Guerill:lrcgionen ca. 
4.000 Mann. Daher laufen immer höchstens zwei dj~se,r GroßOper'oI­
tionen gJ.ichzeitig. Die o rfensive Slrategie der Gu~rma liegt also 
darin, das Militär tu Aktionen gcgcn ihre Hochburgen zu twingcn. 
Unternimmt das Militär dann eine se iner Großaktiollen gegen die 
kon trollienen Zonen, so verhält sich die Guerilla z;una,chst defensiv 
und läßt die Armee erschreckend weit in ih r Gebiet eindrin8'!n. 
Die Strategie der Guerilla is t dabei: Je weiter die Armee rein· 
kommt, desto länger sind ihre Nachschubwege, auf einem Gebiet, 
das die Goerilla im Gegensal2. tur Armee bestens k~nnt. So kann 
das Militär durch Hinderniuc, Minen usw. immer wieder aufgehal­
ten werden und ist dadurch gezwWlgen. sich auch nachts zu bewe-
8'!n. Jn diesem Moment wird die Guerilla wieder offen siv und greift 
die Marschkolonnen an. 

Die Guerilla führt also einen permanenten offensiven Kleinkrieg, in 
dem die Armee ihre waifentechnische und zahlennläßige Ober­
legenheit nicht entfalten kann und andereocits hohe Verluste hin­
nehmen muß. wodurch auch die Moral der Soldaten ständig ge· 
schwächt wird. Es wird berichtet, daß es innerhalb der Armee er. 
hebliche Disziplinsehwierigkeiten, besonders eine sUlrk steigende 
Zahl von Krankmeldungen, gibt. 
Der wichtigste von der Guerilla beabsichtigte Effekt dieKr Stra. 
tegie sind ständigc kleine, stichelnde politische Niedel"lagcn fUrdie 
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Armee. Die Glaubwünligkeit der großkotzig auftretenden Mililä r­
fUhrung wird innerhalb der Truppe unlergnben - aber auch unter 
den Leuten, die es sich einen Haufen Geld und Unannehmlichkei­
ten kosten lassen, dieKs Heer zu finanz;ieren und moralisch und 
politisch zu rechtfertigen. Darauf ist die Strategie und die Taktik 
der Guerilla, die so sehr 8'!ringe Verluste t u beklagen hat, bewußt 
angelegt. 
Diese Beschreibung ist nicht umfassend, sie konzentr iert sich auf 
einige wichtige Aspekte: leb habe extrem wenig an militärischer, 
im Silme von hierarchischer, Struktur vorgefunden. Oie Guerilla 
hat meines Erachtens sehr viel von den Fähigkeiten der Campesinos 
(Bauern, Landarbeiter), von ihrer Art zu kampfen, von ihrer Art 
sich tu bewegen, in sich aufgenommen. 

Diese Vorgoehensweise hat zur Fo lge, daß viele Aktionen wirklich 
ohne Befehl laufen und eine sehr große Eigeninitiative vorhanden 
ist. Die militärische Führung der Guerilla bes timmt die Strategie fUr 
größere Aktionen, während die taktische Vorgehensweisc während 
dieser Aktionen den Verantwortlichen der kleinen Einheiten über· 
lassen bleibt. Dies ist ein wichtiger Grund für die b isherigen Erfolge 
der Guerilla. Diese Einheiten bestehen meist aus zwölf Leuten 
oder, wenn es escuadras sind, aus 40 bis!'lO Mann. Größere Einhei· 
ten bewegen sich kaum. 

Oie Kommandanten der ursprünglichcn ERI' (Rcvolu tiona.rcs 
Volkshecr), der alten Guerilla, sind im wesent lichen Kommandan­
ten von größeren Abschnitten oder im z;en tralen Kommandostab 
rur ganz Moruan; und die Mehrheit der Kommandanten sind Cam­
pesinos, wie auch die Führer der kleinen Einheiten. Die Kommuni· 
kation unter den Leuten in solchen Einheiten läu ft mit relativ 
wenigen theoretischen Diskussionen. Wenn politische Diskussionen 
stattfinden, diskutieren sie sehr hart, sehr kontroven;, aber an prak­
tischen fragen wie zum Beispiel: "Können wir jetzt an diesem Ort 
eine Produktion organisieren oder nicht?" 

Anders als in den ländlichen Gebieten - auch in den inzwischen 
von ihr kontrollierten Zonen - war es für die Guerilla sehr schwer, 
in den Städten eine reale mili tärische Kraft aufzubauen. Dies gilt 
ganz besonders fUr die Hauptstadt San Salvador, wo während der 
Januaroffensive (198 1, siehe AlB 3/1981, S. 12- 14; d. Red.) der 
GueriUa vieles schicfgegangcn is t, Wie schwierig der Aufbau militä­
rischer Strukturen dort ist, kann man sich kaum vorsleUen, 
Die Städte und vor allem San Salvador, gleichen einem Heerlager. 
Sie sind total kontrolliert, total bespitzelt - Blockwansystem. 
Diese Kontrollc beschränkt sich nicht aufs Registrieren, sondern 
die Sicherheitskräfle der Junta schlagen sofort zu, wenn sich ir­
gcndwo ein Verdacht ergibt. Dennoch gibt es heute in San Salvador 
eine Stadtguerilla, die $ich im Aufbau befindet und zunehmend 
handlungsfahiger winl. ( ... ) 
(Quelle: ( Information~dienst EI Salvador - IDES, Westberlin, Nr. 
!'I2/2.1O.1981, S. 1-2) 



Erklärung zu EI Salvador vom 25.9.1981 
Sozialistische Internationale 

Die Sozialistische Internationale unterstützt voll und ganz die Ge­
mcins.amc Erklärung der Regierungen Frankreichs und MCII;il<o, tu 
EI Salvador vom 28. August 1981, in der beide Länder ihre Besorg­
nis über die äußerst ernste Situation in diesem miltelametikani­
sehen Land zum Ausdruck brachun und die NOlwendigkeill~nd· 
legender sozialer, wirtschaftlicher und politischer Veränderungen 
unterstrichen. 
Die Sozialistische Internationale hebt vor allem die Notwcnd.igkcit 
einer umfassenden politischen Lösung in EI Salvador hervor, an der 
die Allianz der FDR/FMLN als eine: wichtige politische repräsenta­
tive Kraft mitwirken sollte. Die derzeitige Situation des ",on der 
Regierung sanktionierten Terrorismus macht demokratische Wah· 
len sinnlos. Nur politische Verhandlungen, deren Ergebnis Flrieden 
ist, können eine geeignete Grundlage für Wahlen schaffen. 
Die Sozialistische Internationale verurteilt erneut die dencitil~ Re· 
gierung der Vereinigten Staaten wegen ihrer massiven militärischen 
Unterstützung Hit die von Napokon Duarte geführte Jun\;l. Ein 
solches militärisches Eingreifen fiihn lediglich zu weiterem Terror 
und Tod. 
Die Sozialistische Internationale hat schon oft ihr Engagement rur 
eine politiKhe Lösung und für die Sache dei Friedens un.d der 
sozialen Gerechtigkeit in EI Salvador deutlich gemacht. Wir werden 
es weiterhin unter Beweis ,teilen. 
Die Sozialistische Internationak bekundet ihre volle Solidarität mit 
ihrer Mitgliedspartei, der Nationalrevolutionären Bewegung, und 
deren Führer Guillermo Ungo, Präsident der I)emokrati,ch·R,evolu· 
tionären Front von EI Salvador. 
(Quelle: Horizont, Berlin, Nr. 41/1981, S.25) 

aus, die zur Durchsetzung der Ziele unseres Volkes, zur Ver· 
hinderung des weiteren Blutvergießens und der ZerstÖrun· 
gen fUhren. Wir haben die Vorschläge angesehener PersÖn· 
lichkeiten verschiedener Länder unterstützt, eine intematio· 
nale Vermittlung einzuleiten, um dem VÖlkermord ein Ende 
zu setzen und eine gerechte Lösung fUr diesen gen:chten 
Krieg zu finden. 
Die ganze Welt kann bezeugen, daß diese Vorschläge von der 
US·Regierung und der christdemokratischen Militärjunta ab· 
gelehnt wurden und mit der Intensivierung des Völl-~:rmor· 
des an der ZivilbeVÖlkerung und dem Einsatz von Ga.u:n, die 
Kinder, Frauen und Greise tÖten, beantwortet wurd.e. Sie 
glauben uns militärisch vernichten und das Volk terrorisie· 
ren zu können. 
Die Erfahrung der vergangenen Monate hat gezeigt, daß es 
unmöglich war und auch künftig sein wird, uns im Kampf zu 
vernichten. Haig, Duarte, Garcia und Abdul (Gutierrez. 
Vizepräsident der Junta; d. Red.) verkündeten, daß wir den 
Vorschlag einer internationalen Vermittlung lediglich des· 
halb unterstützen würden, weil wir militärisch scbwach 
seien. Angesichts dieser Lüge verweisen wir auf die aUlfr~ch· 
ten. bewaffneten, held~nharten und unbesiegbaren Kämpfer 
der FMLN in Guazapa, Chalatenango, im Vulkan vo.n San 
Vincent~, CertO de San Pedro, Cabaiias, Morazan und Usu· 
lutin. Sie haben 3,5 oder 6 fürchterliche gegnerische Offen· 
siven miterlebt und sind als Sieger aus unzähligen Kämpfen 
hervorgegangen. 
Die FM LN ruh alle Völker der Welt. humanitäre Institutio· 
nen, Regierungen und Persön lichkeiten auf, die Freiheit, 
Frieden, Menschenrechte lUld Gerechtigkeit lieben., den 
VÖlkermord an dem salvadorianischen Volk zu verurteilen, 
gegen die vÖlkerrechtlich verbotene Anwendung von Ver­
nichtungsgasen sowie gegen weitere Waffenlicferungen und 
den Einsatz von US·Beratern zu protestieren. Sie ruft dazu 
auf, die interventionistischen I'läne gegen unser Volk und 
gegen Nikaragua zu verurteilen. 
Die FM LN klagt die Reagan·Regierung des Mordes an Tau· 
senden Kindern und der Zivilbevölkerung generell 3_n. Sie 
wendet sich an das Volk der USA, durch verstärkte Anstren· 
gungen seiner aggressiven Regierung die lIände zu binden. 

Wir sind für den Dialog und zu einer Übereinkunft mit all 
denjenigen bereit, die sich unabhängig von politischen, ideo· 
logischen und sozialen Meinungen gegen den Völkermord 
und die imperialistische Intervention in unserem Land stel· 
Ien, die Respektierung der Menschenrechte fordern und die 
von der Junta und Washington geplante Wahlmaskerade im 
März 1982 zurückweisen. 
Wir möchten einen gerechten Frieden für das salvadoria· 
nische Volk und dafUr kämpfen wir. Wir sind davon über· 
zeugt, daß ein solcher Friede nur garantiert wird, wenn die 
machtausübenden faschistischen Kräfte vertrieben werden 
und die Unabhängigkeit unseres Landes verteidigt wird. 
In einer Zeit, in der sich der Gegner des salvadorianischen 
Volkes in seinen inneren Konnikten aufreibt und mit allen 
Mitteln versucht, die einen durch die anderen zu ersetzen 
sowie um die Gunst der US· lmperialisten buhlt und sie zur 
Intervention aufruft, verweist die FMNL nochmals auf die 
sieben elementaren Punkte eines Programms, nach dem eine 
Revolutionär·Demokratische Regierung handeln sollte. 

Kernaufgaben emer Revolutionären Regierung 

Die Installation einer solchen Regierung würde die endgiil· 
tige Lösung der nationalen Krise und die Schaffung von 
Frieden, wirklicher Unabhängigkeit und Freiheit bedeuten . 
Es sind folgende Punkte: 
1. Die Revolutionär·Demokratische Regierung wird sich 
unter Teilnahme aller patriotischen, demokr ... tisehen und 
revolutionären Sektoren bilden, die zum Sturz der Völker· 
mord·Diklatllr beigetragen und sich gegen die Intervention 
des Imperialismus und seiner Marionetten in unserem Land 
gestellt haben. 
2. Die Revolutionär-Demokratische Regierung wird die 
nationale Unabhängigkeit und das Selbstbestimmungsrecht 
des salvadorianischcn Volkes garantieren und verteidigen. 
3. Die Revolutionär·Demokratische Regierung wird dem 
salvadorianischen Volk Frieden, Freiheit, Wohlstand und 
Fortschritt garantieren. Es werden politische, wirtschaft­
liche und soziale Veränderungen eingeleitet, die eine gerech. 
te Verteilung des Reichtums, die Nutznießung von Kultur 
und Gesundheit sowie die wirksame Ausübung demokrati· 
scher Rechte d urch d ie große Mehrheit sicherstellen. 
4. Die Revolutionär·Demokratische Regierung wird den 
Zusammenschluß des Revolutionären Volksheeres mit dem 
patriotischen und demokratischen Sektor des Diktatur· 
Ueer~s zu einer Arme~ neuen Typs fördern. Diese Armee 
wird dem salvadorianischen Volk und seinen Interessen treu 
sein, sowie seinem Auftrag, Frieden, Unabhängigkeit und 
Souveränität des Vaterlandes zu schützen und die von der 
Revolution eingeleiteten pOlitischen, wirtschaft lichen und 
sozialen Umwandlungen zu garantieren. 
5. Die Revolutionär-Demokratische Regierung wird Glau­
bensfreiheit und freie Ausübung religiöser Kulthandlungen 
garantieren. 
6. Die Revolutionär·Demokratische Regierung wird alle 
Privatuntemehmer unterstützen, die sich gegen den Völker· 
mord und die imperialistische Intervention gestellt haben 
sowie zur Kooperation auf der Grundlage der Realisierung 
ihres Programmes bereit sind und zur Ankurbelung dn na­
tionalen Wirtschaft beitragen. 
7. Die Revolutionär·Demokratische Regierung wird im in­
ternationalen Rahmen eine Politik des Friedens und der 
Nichtpaktgebunden heit verfolgen. 
Vereint um bis zum Endsieg zu kämpfen! 
Revolution oder Tod! 
Wir werden siegen! 
(Quelle: Erklärung der Fl\ILN·Gelleralkommandantur, hek­
tographiertes Material, EI Salvador, 7.8.1981) 
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Mexiko 

Mexikanische Linksparteien 

Erklärung der Einheit 

Im August d.J. vereinbarten die Führungen von fUnr Links­
parteien des mittelamerikanischen Landes ihren Zusammen­
schluß zur Vereinigten Partei der Mexikanischen Linken 
(PU IM), der von der Parteienbasis allerdings Doch zu bestäti­
gen ist. Die Linksallianz, die seit 1979 zusammengenommen 
über L8 Sitze im Parlament verfügt, steckt sich [Ur die all­
gemeinen Wahlen im Juli 1982 das Ziel, ein breites Bündnis 
der demokratischen Opposition zu formie ren. Die regie­
rende Revolutionäre Institutionelle Partei (PRI) hat unter­
dessen Planungsministcr Miguel de 1a Madrid zu ihrem Präsi­
den tscharukandidatcn erkoren, als dessen Hauptkonkurren­
tCD d ie Kandidaten der konservativen Partei der Nationalen 
Aktion (PAN: Pablo Emilio Madero) und der PU IM ange­
sehen werden. 

Die internationale Lage ist gespannt. Es besteht die Gefahr 
eines neuen Weltkrieges. Die traditionelle Vormachtstellung 
der USA verstärkt sich unter der Regierung Reagan. Sie baut 
die Beziehungen zu den Militärdiktaturen aus, unter denen 
die Völker Lateinamerikas, Asiens und Afrikas leiden. Sie 
verschärft den Rüstungswettlauf und beschließt, die Neu­
tronenbombe, die das menschliche Leben auslöscht, Sach­
wene dagegen nicht zerstön, in großem Ausmaß bauen zu 
lassen. Reagan sabotiert die geplant!'; Nord-Süd-Konferenz in 
Cancun dadurch, daß er für seine Teilnahm!'; als Bedingung 
die Abw!';senheit Kubas stdlt, das die Nichtpaktgebundenen 
vertritt. 

Trotz der US·MilitärhiIre ftir di!'; Gorilla-Regimes in EI Salva­
dor und Guatemala kämpfen unsere Brudervölker weiter mit 
der Waffe in der Hand rur ihre Freiheit. In Lateinamerika 
werden die Arbeiterorganisationen stärker, die die Dikta­
turen bekämpfen, unter denen die Völker leiden. Das hel­
denhafte Nikaragua festigt seine Revolution trotz aller Ag· 
gressionen und Drohungen, und Kuba bereitet sich darauf 
vor, jedweder Aggression zu begegnen, die durch die Kriegs­
treiberei und den Antikommunismus Reagans ausgelöst 
wird. 

Rechtsdrift im regierenden Block 

Das ungerechte internationale Währungssystem. ein Instru. 
ment der großen imperialistischen Mächte, und die Kontrol­
le, die diese Mächte über die Energie- und anderen Rohstoff. 
quellen ausüben, stürzt die unterentwickdten Länder in ein 
wachsendes Außenhandelsdefizit, in Abhängigkeit vom Aus­
land und Auslandsverschuldung. 

Auch Mexiko entgeht dieser Wirklichkeit nicht, und als 
kapitalistisches Land, das dem Druck des Imperialismus 
unterworfen ist, durchlebt es eine entscheidende Phase sei. 
ner wirtschaftlichen und politischen Entwicklung. 
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Es steht an einem Scheideweg: Entweder festigen sich die 
extrem konservativen Tendenzen des regierenden Blocks, 
die bei der imperialistischen ökonomischen Durchdringung 
durch die wachsende Vormacht der Monopole unterstützt 
werden, oder es setzt sich das Bestreben des arbeitenden 
Volkes nach einer vom Volk getragenen demokratischen, 
unabhängigen Entwicklung im Leben des Landes durch. 

Der Hunger quält die Arbeiter und armen Bauern, die Löhne 
der überwältigenden Mehrzahl der Arbeiter w!';rden täglich 
niedrig!';r, während die Inflation unkontrolliert steigt. Es ge­
schieht genau das Gegenteil von dem, was die Regierung so 
oft versprochen hat, und nirgends sieht man den Uberfluß, 
den wir zu verwalten lernen müssen, wie man zu Beginn des 
Olbooms sagte. Die Drohung, das Gesetz zur Förderung der 
Viehwirtschaft anzuwenden. schwebt über den Bauern. Der 
Peso verlien immer mehr an Wert, ohne daß die Regierung 
etwas gegen die Spekulanten und Finanzleute unternimmt , 
die in völliger Freiheit Kapital exportieren können. 

Die Dominierung der Wirtschaft durch das Erdöl ist kaum 
noch zu verheimlichen und zeigt sich vor allem dann, wenn 
die Regierung beginnt, auf unverantwortliche Art und Weise 
mit den Rohölpreisen zu spielen. Die angekündigte Kürzung 
des Haushalts um 1/4, die die Inflation nicht aufbalten wird, 
ist ein Zeichen rur die Verschärfung des Rechtskurses die 
Verwendung der Staatsfinanzen zur Abdeckung sozialer 
Bedürfnisse einzuschränken. Die Steuerreform wird nicht 
durchgefUhrt und die Regierung weitet indirekte Steuern 
wie die Mehrwertsteuer aus, die die Arbeiter bestrafen, und 
da sie den großen Kapitalisten ungeheure Zuschüsse und 
andere Pfründe gewährt. muß sie im Ausland Kredite auf­
nehmen, um zu Geld zu kommen, wodurch die Auslandsver­
schuldung astronomische Zahlen erreicht. 

Die Finanzbourgeoisie hat die Fäden der wirtschaftlichen 
Macht in der Hand und weitet so unbestreitbar ihren politi. 
sehen Einfluß aus. Durch die systembedingte Korruption in 
Politik und Verwaltung blutet das Land aus. 
Um diesen Wirtschaftskurs zu unterstützen, knüpfen Oligar. 
chie und Regierung ein dichtes Netz antidemokratischer 
Maßnahmen gegen die Arbeiterbewegung; Repression gegen 
Einzelpersonen und Ermordung unabhängiger Gewerk­
sChaftsftihrer, dauernde Angriffe der Behörden und der 
Großgrundbesitzer gegen die Bewegung der Landarbeiter 
und die Perfektionierung eines Wahlsystems, das die Arbei­
ter von den Wahlurnen fernhält. 

Auf der anderen Seite wächst die Unzufriedenheit der Ar­
beiter und der Bevölkerung, vervieW.ihigen sich die Aktio­
nen der Gewerkschaften und der Bauern gegen die Regie­
rungspolitik, gegen den gewerkschaftlichen "charrismo" (die 
PRI-Regierungshörigkeit der GewerkschaftsfUhrungen; d. 
Red.) und gegen die Vorherrschaft der Monopole und der 



Großbourgeoisie. 
An der Basis der sozialen und politischen Organisatjonen 
wächst der Wille zur Einheit und die Entschlossenheit, sich 
dem reaktionären Kurs entgegenzustellen, den die gegenwär­
tige PRI-Regierung dem Land aufzwingt. Die revolutionäre 
Linke, die von der Regierung unabhängig ist, gewinnt an 
Einnuß und politischem Ansehen und damit die Mö.glich­
keit, ihr organisatorisches Niveau wie ihre Fähigkeit zu er­
höhen. die Unzufriedenheit des Volkes in die richtigen Bah­
nen zu lenken und im geeigneten Augenblick die Macht zu 
übernehmen. 
Angesichts dieser nationalen und internationalen Situation 
und im Bewußtsein ihrer Pflichten der ArbeiterkJass.: und 
allen Werktätigen gegenüber haben die Leitungsorgan.e der 
Mexikanischen Arbeiterpartei, der Mexikanischen Volks­
partei, der Sozialistischen Revolutionären Partei, der Bewe­
gung der Sozialistischen Aktion und Einheit und der Mexi­
kanischen Kommunistischen Partei beschlossen, ihren Orga­
nisationen den Zusammenschluß ihrer Kräfte zu eine,r ein­
zigen Partei vorzuschlagen. Die Notwendigkeit der Einheit 
der sozialistischen revolutionären Kräfte wird von allen 
demokratisch denkenden Männern und Frauen anerkannt 
und ihr gilt das Bestreben der Kämpfer verschiedener poli­
tischer Organisationen, die eine sozialistische Revollution 
wollen. Aus dkser Notwendigkeit heraus haben dil! Lei­
tungsorgane dieser fUnf Parteien nach intensiven Diskussio­
nen diesen Beschluß gefaßt. 

Zielpunkt revolutionäre Arbe iterdemokratie 

Die Grundlage dieses Beschlusses und der Gründung einer 
neuen revolutionären Partei ist die jahrelange Übereinstim­
mung von Prinzipien und Zielen dieser fUnf Organisationen_ 
Ohne die Bedeutung spontaner Bewegungen der Werktätigen 
zu bestreiten, sind wir der Meinung, daß systematisch(~ poli­
tische Organisation und die Kampfkrafl einer Partei uner­
setzliche Elemente sind, wenn man die völlige soziale und 
nationale Befreiung erreichen wiJI, unersetzliche Elemente 
fUr den jetzigen und zukünftigen demokratischen und revo­
lutionären Kampf der Arbeiter und des ganzen Volkes. 
Die revolutionäre Partei, auf die wir orientieren un.d die 
nach den Grundsät<!:en des wissenschaftlichen Sozialismus 
handeln wird, wird ein Instrument des Kampfes der Arbei­
terklasse und des werktätigen Volkes sein_ Es wird bre:iteste 
innerparteiliche Demokratie herrschen, wobei alle Mitglieder 
an die Beschlüsse der Mehrheit gebunden sind, die Minder­
heit jedoch das Recht hat, ihre Meinung zu äußern. Si(: wird 
eine Massenpartei sein und ihre Führung wird demokratisch 
gewählt werden. 
Ziel dieser Partei wird es sein, die politische Macht <!:u über­
nehmen und diese kapitalistische Gesellschaft in eine liolche 
um<!:uwandeln, in der die wichtigsten Produktionsmittd sich 
in Gemeineigentum befinden und die Macht von alle:n aus­
geht, und nicht das Privileg einiger Weniger ist. So wird ein 
neuer Mensch entstehen, frei von den Vorurteilen und der 
Ungleichheit, die durch das Privateigentum enlStehen_ Diese 
grundlegende Veränderung der wirtschaftlichen, sozialen 
und politischen Verhältnisse ist unser sozialistisches Ideal. 
Wenn die Arbeiter an der Macht sind, bedeutet di,es die 
revolutionäre Arbeiterdemokratie. Es wird möglich sei.n, die 
mexikanische Gesellschaft grundlegend zu verändern. sie zu 
demokratisieren, die Nation zu Gerechtigkeit und Wohl­
stand fUr das arbeitende Volk m fUhren, ohne irgendwelche 
Ausbeutung und Unterdrilckung, mit wirklicher Una.bhän­
gigkeit vom Imperialismus und von jedwedem anderen Zen­
trum internationaler Macht. 
Die allgemeinen Wahlen im Juli 1982 stellen die unabhän­
gige Linke vor neue Aufgaben. die sie sorgraltig el"mllen 

muß. Es ist wichtig, energische Schriue zu unternehmen, 
um die Vormacht der Regierungspartei zu brechen, die 
Demagogie der Parteien der Rechten, der PAN und der 
Sinarquistas. zu bekämpfen, damit die Linke durch den 
Wahlkampr dam beitragen kann, daß das Volk mehr Rechte 
erhält und einen besseren Lebensstandard erreichen kann. 

Auch wenn die Gründung der neuen revolutionären Partei 
dazu beitragen wird, diese kurzfristigen Ziele zu erreichen, 
sind sich die fUnf beteiligten Organisationen darüber einig, 
daß es nötig ist, breite Bündnisse mit anderen demokrati­
schen und linken Kräften zu schaffen mit dem Ziel, der PRI 
und der Regierung bei den Wahlen ein breites Oppositions­
bündnis entgegenzustellen. 

Die neue revolutionäre Partei hofft, daß sich noch andere 
Kräfte beteiligen werden, die sich dieser gemeinsamen Ver­
pflichtung an"hließen wollen, und daß sie in ihre Reihen 
nicht nur die Mitglieder unserer fUnf Parteien aufnehmen 
kann; sie hofft, daß sie sich aur der Basis einer Satzung, 
einer Grundsaturklärung und eines Aktionsprogramms ent­
wickeln wird und allen l\1ännern und Frauen unseres Landes 
offensteht, die bereit sind, ihre Kraft dem organisierten 
Kampf fUr Demokratie und Sozialismus in unserem Vater­
land zur VerfUgung zu stellen. 

Mexiko, 15. August 1981 
Für die Mexikanische Arbeiterpartei: Herberto Castillo 
Für die Sozialistische Revolutionäre Partei: Roberto Jara­
millo Flores 
Für die Mexikanische Kommunistische Partei: Arnoldo 
Martinu Verdugo 
Für die Bewegung der Sozialistischen Aktion und Einheit: 
Miguel Angel Vela"o_ 
Für die Mexikanische Volkspartei: A1ejandro Gucon Mer­
cado_ 
(Quelle: Oposicion, Mexiko-Stadt. 23.8.1981. S.4) 
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Dominika 

Jürgen Walter 

Die "grüne Insel" 
der Kari bi k 

Dominika gehört zur Gruppe der Windward-Islands, der 
westindischen Antillen , und liegt etwa 500 km nördlich der 
Küste Venezuelas (siehe Graphik). Sie ist die größte der vier 
Inseln dieser Gruppe, zu der außerdem die eh,emals brit i­
schen Besitzungen SI. Lucia, SI. Vincent. und d.u seit zwei 
Jahren befreite Grenada sowk die Grenadines gehören. 
Auch Domin ika ist vulkanischen Ursprungs und über 350 
Flüsse, die das ganze Jahr über Wasse r führen, ma:chen es zur 
,,grünen Insel" der Karibik. Dennoch ist es der wenige r zahl­
reichen weißen Strände wegen touristisch bei weitem noch 
nich t so erschlossen wie die benachbarten Inse-ln, obwohl 
die derzeitige Regierung einige Anstrengungen unternimmt, 
dies zu ändern. 

Ein wichtiger Schritt zur Befreiung Dominikas war 1976 die 
Gründung des anti impcrialistischen Unabhängigen Volks­
komitees, einer Avantgarde-Organisation, aus der schließlich 
die marx istisch-leninistisch orientierte Demokratische Arbei­
terpartei (DLP) hervorging. 
Die sozialdemokratische Arbeiterpartei, unter Premiermini­
ste r Patrick John, führte Dominika 1978 zwar in die Unab­
hängigkeit. doch bereits ein halbes Jahr später wurde die 
J ohn-Regierung wegen ihrer Verbindung zu Siidafrika ge­
stürzt. Eine linke Mehrparteien-Koalition unter Führung der 
DLP übernahm die Regierung. Differenzen über .s trategische 

Oominika-Oaten 
Territorium: 75 1 qkm (z_ Vgl.: BRD 248.097 qkm) 
H~uptltadt: Roscau (ca. 25.000 Einwohner) 
Bevölkerung: ca. 80.000 Einwohner. überwiegend aflro-negroiden 
Ursprungs sowie etwa 400 indianische Ureinwohner 
Sprache: Englisch; Umgangssprache viekrons Patois 
Religion: ca. 8~ Katholiken, 20% Proteu anten 
Wahrung: East.(;aribbean-DoUar (EC~); I EC~ " 0.85 DM (Stand: 
J uli 198 1) 
Wirtschaft: EKportlandwirLSchaft: Bananen (ca.. 80%), daneben 
Zitrusfli.ichte und Kokosnüsse; kleinbäuerlich: Fli.icht.:, Nahrungs­
minel, Kakao, Dominika ill Mitglied der Karibischen Wirtschafts­
gemeinschaft (CARICOM) 
Geschichte: 
1493 
17.Jhdt. 

1748 

1763 
1778 
1783 
1805 

1958 
1967 

3,11.1978 
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Entdeckung durch Kolumbus 
Eroberungsversuche von Engländern und Franzosen 
Kheitem am Widerstand der indianischen Ureinwohner 
Englisch-französische Obereinkunft fur die Neutralität 
Dominikas 
Verlr.lg von Paris; Anschluß an England 
Eroberung durch Frankreich 
Rückgabe an England 
Französische Truppen legen Feuer in ROS(:au und ver· 
lauen die Insel e1lt nach Zahlung von 12.000 Pfund 
Mitglied der westindischen Föderation 
Mit Großbritannien innerhalb des Commonwealth .. as­
sozüerter Staat" 
Proklamation der Unabhängigkeit 

und taktische Positionen fUhrten jedoch kurz vor den I'arla­
mentswahlen 1980 zur Spaltung der Linken und schwächte 
die demokratischen Kräfte enucheidend. Unmittelbare 
Folge davon war der hohe Wahlsieg der pro imperialistischen 
Fre ihe itsparte i (FP), die 17 von 21 Parlamentssitzcn gewann 
(bei jedoch nur et ..... a 50% der errungenen Stimmen), 
Die Linke Dominikas hat sich seitdem in der Dominikani­
schen Befreiungsbewegung (OLM ) neu formiert. Relevan­
teste Kraft ist dabei nach wie vor die Demokratische Arbei­
terpartei, deren Generalsekretär Rosie Douglas in einem In­
terview (siehe auch Kasten) die programmatische Orientie­
rung seiner I'artei u.a, wie folgt umriß; 
• umfassende Landreform zugunslen der Bauern. 
• Aufbau einer nationalen Wirtschaft auf der Basis von 

staatlicher, kooperativcr und privater Investition. 
• kostenlose Ausbi ldung und Gesundheitsfürsorge, 
• garantierter Minimalverdienst und Vollbeschäftigung rur 

alle Arbeiter, 
• Beendigung der Diskriminierung von Fr.tuen, 
• antiimperialistische Außenpolitik, Solidarität mit Befrei ­

ungsbewegungen und den demokratischen Kräften in den 
kapitalistischen Staaten. 

Die FI'-Regierung unter Premierministerin I::ugenia Charles 
bedient sich seit ihrer Amtsübernahme aller propagandisti+ 
sehen Mittel, um in enger Zusammenarbeit mit der Kirche 
(die einzige Tageszeitung, The New Chronide, wird vom 
Bischof in Roseau herausgegeben ) ein "Bollwerk gegen den 
Weltkommunismus" zu errichten, Sie ist somit treuer Vasall 
der US-Imperialisten, die gerade dem revolutionären Gre­
nada in jüngster Zeit immer unverhohlener mit militärischer 
Intervention drohen. l 

Doch gerade aus den USA drohte der Charles-Regierung die 
bislang größte Gefahr. Ende April 1981 wurden in New Or­
leans zehn schwerbewaffnete Ku-Klux-Klan-Mitg lieder ver· 
haftet, die vorhatten, auf Dominika ein weißes Terrorregime 
zu errichten2 , Urprünglich war Grenada Ziel der Gangster 
gewesen; solange dies der Fall ..... ar, hatte das FBI still gehal­
ten. Erst ah die Regierung eines "befreundeten" Staates in 
Gefahr schien, wurden die Putschisten vor Guicht gestellt. 
In Dominika wurden in diesem Zusammenhang Ex-Premier 
Patrick john sowie der Befehlshaber der Streitkräfte wegen 
angeblichen Putschversuchs verhaftet3 . Nach Verhängung 
des Ausnahmezustands im Februar dieses jahres (s.w.u.) 
diente dies a ls Vorwand, die nach wie vor linksorientierten 
Ver teidigungskräfte aufzulösen und deren Aufgaben dem 
loyaleren Polizeikorps zu übertragen, Erst danach, Mitte juli 
198 1, konnte es sich die Regierung erlauben. den Aus­
nahmezustand wieder aufzuheben,4 
Die englische Kolonialherrschaft hinterließ dem jungen 
Staat eine Bananen-Monokultur, vergleichbar der Situation 
in den mittelamerikanischen .,Bananenrepubliken". 



Auch in Dominika wird der Markt von einem mul!ilrlatio­
nalen Unternehmen kontrollie r t, der Geest-Industries, die 
den dominikanischen Bauern derzeit 19 Ee-Cents (ca. 15 
Pfennig) rur das Pfund Bananen zahlt. Zweiwöchen tlich wer­
den die Bananen von Containerschiffen der Firma nadll Eng. 
land verschifft. Von dort kommen dann mit den gleichen 
Schiffen Kunstdünger, hochgiftige Insektizide und indlustri­
eUe Fertigwaren, deren Preise um ein Vielfaches schneller 
steigen als d ie Kosten für die Bananen. 
Diese Monowirtschaft ha t zur Folge, daß die Bauern auf 
Gedeih und Verderb von reichen Ernten und dem jeweiligen 
Bananen-Weltmarktpreis abhängig sind. Die Verwüstungen, 
die der Hurrikan "David" 1979 anrichtete, als er zaJll.lIose 
Menschen obdachlos machte und e ine ganze jahresemte ver­
n ichtete. hauen deshalb ka tastrophale Auswirkungen, Viele 
Arbe itskräfte verließen und verlassen immer noch das Land, 
um sich ihren Lebensunterhalt anderswo zu verdienen. Die 
Arbeiulosenquote liegt derzei t bei über 50%. unter den 
j ugendlichen beträgt sie sogar 75%. 
Das nach englischem Muster errichtete Schulsystem ist zwar 
ein igermaßen gut ausgebaut, dennoch liegt die Analphabe­
tenrate bei fast 50%. Es fehlen vor allem q ualifiz ierte Leh· 
rer; oft müssen ältere Schüler in den unteren Klassen unter­
richten. Die Bildungsinhalte sind entsprechend dem We ltbild 

der lokalen Bourgeoisie stramm antikommunistisch und ver­
breiten im wesentlichen die am "american way of life" 
orientiene Idee von der Überlegenheit der ,.freiheiIJichen 
Demokratie" nach westlichem Vorbild. 

Die staatliche Gesund heiuflirsorge ist völlig unzurekhend. 
Es besteht zwar ein Anspruch auf ärztliche Behandlung in 
den wenigen Krankenhäusem, die darur zur VerfUgung ste­
henden Ärzte sind jedoch hoffnungslos überlastet. Di.e frei­
beruflich tätigen Ärzte in der Hauptstadt behanddn nur 
Privatpatienten aus der Oberschicht; in die Dörfer k·ommt 
zweimal im Monat ein Arzt zur a llgem~inen Sprechst unde. 

Da die Charles-Administration wie kaum eine andere Regi~­
rong der Region die Interessen des US.lmperialismus ve r­
trin, hat sich in kurzer Zeit eine schlagkräftige bewdfnete 
Befreiungsbewegung gebildet. Sie hat ihre ideologischen 
Wurzeln in der von Jamaika ausge henden Rastafar i· Bewe­
gungs. Die "Dreads", wie die Rastamen ihrer langeingeroll­
ten Locken wegen genannt werden, traten im februar 1981 
erstmals mit einer spektakulären Aktion an die Öff~nt l ich­

keit. Sie entführten den Vater eines Regierung$m ilg l i~dls. um 
im Austausch die Freilassung zweier wegen ang~b:l ichcn 

Mordes zum Tode verurteiJtn Genossen zu erzwingen. Die 
Regierung verhängte daraufhin den Ausnahme:tustand. wo­
rauf e5 :tu brutalen übergriffen der Polizei auf ditO Be'völke· 

Grenada war ein Meilenstein 
Oie Demokra tisch<: Arbcitcrpulci Oominilr..u (DLP) wurde bei den 
ktzten Parlamenuwahkn vom Juli 1980 mit t: int:m Stimm<:nantc il 
von 22% ,tärlutc Oppositionspu tci (vor Labour mit 15% und der 
AllilI.nl. der ßdn:iungsbcwqung·DLMA mit 7%) und hält 2 der 
insg<:samt 21 Pu lamt:ntnitu:. ltu- J'" üh rungtmitglkd OJ. St:raphine 
rungi<:rtc In dt:r Pha$C von Juni 1979 bis J uli 1980 all Pn:m iennini. 
ster einer linken Koalitionsregierung. Unter Autor J iirgcn Walter 
sprach bei t: inem kiinl icht: n Dominib·Auft:nthah mit OLP-G<:ne­
ralsc:kn:tir Ro,ie Oougl:l.l. Hier t:in Ausschnitt. 
FRAGE: Auch in Dominika gibt es mittLt:rwt:ik t:ine bt:waffnete 
Wid<:lltandsbewegung, dit: in jüngsttr Zeit durch spektakuläre Ak· 
tiont:n rur Schlag:r.eilen sorgte. Wi<: 't<:ben Si<: zur Notw<:ndigkt:it 
und B<:r<:chtigung des bewaffnett:n Befrdungskampf<:s innerhalb 
des karibischen Raumt:s? 
R. DOUGLAS: Der bt:waffn<:t<: Kampf ist ein notw<:ndiger Teil der 
nationalen Befrdungsr<:volutionen. Seine Notwt:ndigkdt hängt 
natürlich von den objektiven und subjektiven G<:gebt:nheiten inje­
d<:m Land ab. In Lateinamerika und in der Kuibik war und ist t: r 
videronl d<: r einzige Weg zur Befn:iung der unterdrückten Massen 
(z.B. Nikaragua, EI Salvador, Grenada). 
o.:r Imperialismus untt:rstützt offen diese Unterdrückung durcb 
sein<: Mariont:u<:nre:gim<:1 in di<:xr Region und forckrt dadurch d<:n 
bewaffneten Widers tand gt:radt:zu ht:raus. Es ist die G<:waJl wirt· 
schaftlich .. r und sozialt:r Unterdrückung, di<: di<: M<:nschen :tWingt, 
sich zu v<:rteidigen. Der bewaffn<:!<: Kampf ist eiot Defensiv-Maß­
nahme zur V<:rteidigung der Menschlichk<:it, di<: bi<: r xit Jahrhun· 
derten mit Füf\.cn getreten wird. 
FRAGE: Halte bzw. hat dit: Rt:volution in Gn:nada irgendwdche 
Auswirkungen auf die politische Entwicklung inocrhaJb des karibi· 
schen Raumes? 
R. DOUGLAS: Di .. Rt:volution in Grenada wu t:in Mdknst<:in im 
Bdre:iungskampf d<:r M<:nschen in der <:nglischspnchigen Karibik. 
Sie <:rschUlt<:rte den Glauben, daß parlamentarische Demokratie 
nach westlichem Muster der t: inzig gangban: Weg sei. 
Di<:se vom britischen Imperialismus geschaffene Struktur zur V .. r­
leidigung seiner KlasJ<:runler<:ssen wurde durch t:in Syst .. m von 
Volksherrschaft ersetzt, das in Grt:nada schrittweise ausgebaut 
wird. Die Revolution in Gn:nada hat ihre: Wundn im langen und 
opf<:rn:ichen Kampf der karibischen und lalcinam<:rikanischen 
Völker g.:gen Sklav<:rci und Kolonialismus. Es ist die Fortsetzung 
dt:s Kampf<:s, dt:n Simon Bolivar, Jose Marti und Clle Gut:vua b<:· 
gonnen hau<:n. 
Natürlich wu diese Rt:volution ein Schlag ins G"$icht des Imperia· 
Iismus, da seint: Signalwirkung die ganzt: Region t:rfaß"". Der im­
perialismus hat nicht länger das Monopol in diesem Raum. Es gibt 
eint: R<:gi<:rung, di<: ru r dk unt<:rdrückt<:n Massen der karibisch<:n 
Völker sprech<:n kann. Grenada fo lgt Kuba und Nika.-agua in der 
Vt:rbn:itung n<:u<:! Horizont<: d<:s Sozialismus innt:rhalb di<:",r 
Ikmisphäre:. 

rung kam. So wurden ers t kürz lich in der Nähe der Haupt· 
stadt die Leichen von runf ermorde ten jugendlichen gefun­
den, die zuvor in Polizeigewahrsam genommen worden 
waren.6 

Das französische Inleresse an "stabilen" Verhält nissen auf 
Dom inika dokumentiert der Einsatz von Kampfhubschrau­
bern aus den benachbarten Departements Guaddoupe und 
Martinique gegen die im Landesinnern versteckten Guerilla­
trupps. Ob sich daran nach dem Mach twechsel in Frankreich 
etwas ändern wird, bleibt ab:tuwarten . 
Verstärkt haben sich seit Ronald Reagans Amtsantritt h in­
gegen die Aktivitäten des C IA, um ein zweites Grenada im 
Bereich der Antillen zu verhindern. Die siegreiche Revolu­
tion dort hat den karibischl'n Völkern nämlich gezeigt. daß 
sie ihr Sch icksal selbst in die Hand nehmen können. Es be­
darf deshalb gerade in der jl·tzigen Phase des Befreiungs­
kampfes unserer solidarischen Unterstützung rur die fort­
schrittlichen Kräfte dieser Region. 

Anmerkungen: 
I ) Di<:Tages:r.eitung,9.9. 198 1 
2) t'n:<: Wt:stlndian, Grenada, 6.6.1981 
3) Latin America Regional Reports Caribbeall. Londoll, 17.7.1981 
4) Latin Amcrica W<:<:kly Rcport. L.ondon, 24 .7.198 1 
5) Nicar.lgll3 Aktuell, Nr. 6/1980, S. 22f. Siehe Einschätzung zur 

Raslafari·B<:w<:gung in: AlB 7-8/1981, S. 67·69; d. Red. 
6) Fn:e W<:ulndian.Gn:nada.1.8 . 1981 
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Haiti 

Hanne Denk 

Anklage gegen das Duvalier-Regime 
Unter der Schirmhcrrschaft des Lateinamerika-Büros der 
Sozialistischen Internationale , der Lateinamerikanischen 
Sektion für Menschenrechte und des Weltfriedensrats fand 
vom 18.-20. September dJ. in Panama-Stadt d ie 1. Konti­
nentale Solidaritätskonferenz mit dem Volk von Hai ti statt. 

Neben der Christdemokratischen Partei (PDC) und du Ver· 
einigten Partei der Kommunisten Hait is (PUCH) hallen zahl­
reiche Komitees und Organisationen haitianischer Flücht­
linge aus Kanada, den USA und verschiedener lateinameri­
kanischer Staaten lU diesem Treffen a ller antiduvalieristi­
sehen Kräfte au fgerufen. 

Erklä rtes Zie l der Konferenz war es, die Weltöffenllichkeit 
über die tatsächlichen Verhältnisse dieser Karibikinsd zu 
informieren, die in den westlichen Massenmedien als Touri­
stenparadies angepriesen wird. Sodann sollte sie internatio­
nale Unterstützung rur den Kampf des haitianischen Volkes 
gegen die 25jährige Ouvalie r·Oiktatur initiieren. Schließlich 
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wurde mit der Konferenz angestrebt, "eine Vereinigung der 
organisierten Opposition voranzutreiben". 1 
Nachdem mehrere Vertreter der Untersuchungs kommission 
- darunter der Vorsitzende der panamais<:hen Kommission 
Oamian Castillo Duran, der Rektor der Universität von EI 
Salvador Miguel Angel Pareda, sowie ein Repräsentant der 
haitianis<:hen Flüchtlinge - mit Beiträgen über die Notwen· 
digkeit internationaler Solidarität die Tagung eröffnet hat­
ten, gingen die ca. 200 Delegierten dazu über, in \'erschic· 
denen Arbeitsgruppen Einzelaspekte der Situation lIai tis zu 
untersuchen, um schließlich Vorschläge rur internationale 
i\ laßnahmen von:ulc:gen. 

Politische Gefangene und "boat peoplc" zuhauf 

So wurde von der Konferenz angeregt, eine weltweite Kam­
pagne rur die politischen Cefangenen und Verschwundenen 
lIaitis zu starten. 25 Jahre Tyrannei unter Francois Ouvalier 
(" Papa Ooc" genannt) und seit 1971 unter seinem Sohn 
J ean Claude ouvalier ("Baby ooc" ) führten das Land in 
politisches und ökonomisches Elend . So zählt Haiti zu den 
ärmsten Staaten Lateinamerikas, weist es die höchste Kin­
dersterblichkeit und Analphabetenrate (auf dem Land 94%) 
des Kon tinenlS auf. 2 

MenschenrechlSvcr1ctzungen und Terror zählen zum Alltag. 
Nach mehreren Streiks in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
erfaßte im Herbst 1980 eine erneute Repressionswelle die 
Inse[. Gegenwärtig bekanntestes Opfer ist der am 28. No­
vember 1980 zu 15 Jahren Gefangnis verurteilte Vorsitzen· 
de der Christdemo kratischen Parte i, Silvio Claudc. Er wurde 
nur wenige Monate nach Legalisierung seiner Partei \'er­
haftet. 

Ein weiteres Anliegen der Solidaritätskonferenz galt den Ar· 
beits- und Lebensbedingungen der über I ]\Iio zur Flucht 



gezwungenen Haitianer, die vor allem in den USA und dem 

Nachbarland Haitis, der Dominikanisehen Republik, leben. 
"Sowohl die haitianischen Landarbeiter als auch die in an­
deren dominikanischen Wirtschafuzweigen beschäftigten 
Haitianer treffen auf Zustände der Ausbeutung und Unter­
drückung stärker als die dominikanischen Arbeiter und sind 
vor allem Opfer einer Rassendiskriminierung", 3 erklärte das 
dominikanische Solidaritätskomitee mit dem haitianischen 
Volk. 

Der Aufforderung der Vereinigten Union der Emigranten 
(UDEH) nach Solidarität folgten bereits 19 dominikanische 
Organisationen, darunter Gewerkschaften und Parteien. Die 

Situation der haitianischen flüchtlinge, der sog. "boat 
peopk" (Bootsleute) droht sich nach einem jüngst zwischen 
den USA und der haitianischen Regierung geschlossenem 

Abkommen zuzuspitzen, "demzufolge die US-Kiistenwache 
mit US-Immigrationsbeamten und Vertretern der Regierung 
in Port-au-Prince an Bord jedes die haiti an ischen Gewässer 
nach Osten oder Norden verlassende Schiff kontrolliert".4 
Flüchtlinge, die keine Ausreisegenehmigung vorweisen 

können, werden nach Haiti zurückgebracht. 

Auf schärfsten Protest bei den Konferenzteitnehmern und 
Organisationen stieß das Vorhaben R. Reagans, die haitiani­
sche Halbinsel Saint Nicohis sowie die Insem Tortuga und 
Gonavc zum Zwecke einer US-Militärbasis zu erwerben. Die­
ser Schritt Washingtons wurde als Bedrohung für den gesam­
ten mittelamerikanischen und karibischen Raum gewertet. 
Der Erfolg dieser Kontinentalen Solidaritätskonferenz mit 
dem Volk von Haiti dürfte sich letztlich auch danach bemes· 
sen, inwieweit sie es vermochte, den Einigungsprozeß der 
antiduvalieristischen Kräfte innerhalb und außerhalb Haitis 
einen Schritt weiter voranzubringen. In diesem Sinne appel­
lierte die UDEH an die Teilnehmer, einen ersten Kongreß 
der antiduvalieristischen Opposition einzuberufen, um dort 
über die Möglichkeit eines Minimalprogramms zur Grfindung 
einer Front der antiduvalieristischen Opposition zu disku· 
tieren. 5 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Conferenda Continental de Solidaridad con Haiti, I1rsg. Co· 

mite Haitiano de Organizacion de la Conferencia de Solidaridad 
(CHOCS), Seccional de MeKko, September 1981, 5.6 

2) Siehe dazu: AlB 7-8/ 1979, S. 16ff. 
3) Siehe: Comite Dominicano de Apoyo a la Conferenda Continen· 

tal de Solidaridad con Haiti, Santo Domingo, 16. September 
1981,5.3 

4) Zit. nach: Frankfurter Rundschau. 6.10.1981 
1» Nach: Mensaje de la UDEU a [a Conferenda Continental de Soli· 

daridad con llaiti, September 1981. Hektographiertes Material 

Resolution 
der Haiti-Solidaritätskonferenz 

Die Konferenz der Solidarität mit dem Volk von Haiti nahm nach 
der UnteT!iuchung der in diew:m Land herrsdlenden Situation f01-
IC'nde Resolution an: 
I. Anklage in jenem Land der Aufrechterhaltung eines Regimes, 
f1.ir das die ~nerelle Anwendung des Terrors und die Verweigenmg 
der elementarsten Bürgerremte charakteristisch ist. Gleichzeiti~ 
Verurteilung der Korruption, die die duvalitristische Administra­
tion kennzeichnet, welche schon das Niveau eine. Weltskandals er­
reicht, da sie sim Fonds aneignet, die sie von verschiedenen Regie­
run~n und internationalen Institutionen erhält. 
2. Forderung der Freilassung Silvio Claudes und aller politischen 
Gefangenen, die in willkürlichen und ungerechten politischen Pro­
ze»en, die jeder legalen Handhabung entbehrten. verurteilt wur· 
den. Die Freiheit muß allen verurteilten und nicht verurteilten poli­
ti,chen Gefangenen gewährt werden, d.h. auch den Venchwunde­
nen wie Arut'lus Noc:l und Rene Hennancc:. Gefordert ist die Ab­
schaffung des Antikommunistischen Getetus vom 28. April 1969. 
3. Forderung der bedingungslow:n und sofortigen Rückkehr alle r 
im EKil Lebenden und der Respektierung ihres Rechl$ - genauso 
wie bei den Gefangenen, deren Freiheit wir fordern - , rrd ihren 
politischen Aktivitäten nachzugehen. ( ... ) 
1>. Anklage desw:n. daß die EKistenz des Duvalier·Regimes, das sich 
mittels der Priisidentschaft auf Lebenszeit zu verewigen sucht, das 
größte unmittelbare politisclle Hindernis für du haitianische Volk 
ist. um die Einführung eines demokratischen Lebens zu bewerkstel­
ligen. ( ... ) 
6. Feststellung, daß im Kampf zur Vertreibung der Duvalier-Tyran­
nei dem haitianischen Volk und seinen Organisationen das unver­
äußerliche Recht zusteht, alle Kampfformen einschließlich des be· 
waffneten Kampfes anzuwenden, wie es in der Allgemeinen Dekla­
ration des Völkerrechts, gebilligt am 4.Juli 1976 in Atge1ia, schrift­
lich niedergelegt wurde. 
7. Anklage der Absicht des nordamerikanischen Imperialismus, 
eine Militärbasis in der Mole von Saint Nkokis zu errichten. Wir 
Delegierte geben den Kampf nicht auf, bis zu sehen w:in wird, daß 
diesc neue interventionistis.che Absicht endgültig zunichte gemacht 
ist, die mit der kriminellen Kompliunschaft der Tyrannei rechnet 
und danach trachtet eine neue Verletzung des Selbstbeuimmungs­
rechts des haitianischen Volkes zu begehen. 
Die Errichtung einer Militärbasis in Haiti lIeUt ein ncues Aggrcs­
sionsilUtrument des nordamerikanischen Imperialismus in der Kari-­
bik und Mittelamerika dar. 
8. Anklage- des VerhalteIU der transnationalen Presse, die einen 
Mantel des Schweigens über die täglich von der Regierung Duvalicr 
begangenen Greueltaten hüllt und Haiti nur ab ein Land "mit Son­
ne. eKotischen Schönheiten usw." VOniteUt. ( ... ) 
10. Die Konferenz stellt fest, daß die Einheit der Organisationen, 
die auf unterschiedliche An und Weisc gegen die Tyrannei der 
Duvalieu kämpfen, eine unerläßlichc Bedingung ftir die Beseitigung 
der Diktatur ist. Diese Einheit ist umso wichtiger, da sich nach 24 
Jahren bestätigt hat, daß keine Organisation für sich aHeine in der 
Lage ist. die Tyrannei zu zeutören. In diew:m Sinne, setzt sich 
diese Konferenz für das ernsthafte Bemühen ein, auf diesem Weg 
Zur Einheit, die den Sieg garantiert, voranzuschreiten. ( ... ) 
Die Einheit muß al1 die Kräfte einschließen, die konsequent ent· 
schlossen sind gegen die duvalieristil che Regierung zu kämpfen und 
muB auch jene Gruppen erreichen, die sich aus ~·ers<:hiedenen 

Gründen bei diesem Treffen nicht einfanden. ( ... ) 

(QueUe: Comision de Asuntos Politkos de la Conferencia Conti­
neOlal eon el Pueblo Haitiano, Resolueiones, Panama·Stadt, 19. 
September 1981 , 5.1-4) 
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Brasilien 
Peter Garcia 

Das neue Gesicht Brasiliens 
Nach wie vor äußerst bbil sind die .. Offnunguendenu:n" 
des brasilianischen Regimes hin '11,1 einer von den Militärs 
"kontrollierten Demokratie", wie sie ab Konzept während 
der Amtncit Präsident Emesto Geisels cntwicltclt worden 
war (sic he AIR 9/1980, S. 10-11 ). Schlagartig d,~utlich wur· 
de dies Anrang August d.j., als General Golbcry do Couto e 
Silva von seinem Posten als Leiter des brasilianischen Zivil­
kabinetts zurücktrat. Golbcry p lt als wichtigster Exponent 
dei ö Hnungskurscs und hatte in de n drei Monaten zuvor 
eine Reihe politischer Niederlag"n gegenüber de:n Ultrarech­
ten innerhalb des Mi li tärregimes (den sog. Medicistas) hin­
nehmen müssen. 
GoJbery konnte weder eine Hestrafung der rur ein Bomben­
attentat in Rio dc Janeiro verantwortlichen Orri:tiere noch 
seine Rdormvorschläge rur die Gouverneurs-, Parlaments­
und Gemeindewahlen im NO~'ember 1982 clurchsetten_ 
Auch vermochte er eine von Wirtschaftsrninister Ddrim 
Neto betriebene Änderung des SO'lwversicherungssyskms, 
die einseitig tu Lasten der Arbeiterschah gehen ,soll, nicht 
abtuwenden. Golbery. Rücktritt bringt den wohl einschnei· 
dendsten Rechtsruck innerhalb des Militärregimes turn Aus· 
druck, seit der Offnungsprouß mit dem Amt-untritt von 
General Figueiredo ohnehin ins Stocken geraten ist. 
Der nachstehende Bericht, den unser Mitarbeiter Peter Gar­
da im Anschluß an einen kürdichen Brasilienaufenthalt ab­
gefaßt hat, beleul"htet die ökonomisch·,so'lialen Hintergrün­
de der aktue llen Entwicklung. 

In Brasilien hat sich ein iges geändert. Wendepu:nkt war der 
Amuantritt des Präsidenten Figueiredo im März 19 79_ Die 
Demokratisierung "auf Befehl" ist rur die Militärs e in bit­
teres Eingeständnis: Sie sind unfahig, einen Weg aus der 
schweren wirtschaftlichen und soziakn Krise ihres Landes 
zu finden. Das brasilianische Wirtschaftswunder ist tot. 
Die von oben verordnete Demokratisierung ist aber gkich­
zeitig auch von umen enwungen. Alle Unterdrückungsmaß. 
nahmen haben den Protest der Massen nichtt erstieken 
können. 1978 traten in den Großbetrieben der Region Sao 
Paulo, wo 55% der brasilianischen Industriekapa;.:itäten kon­
zentriert sind, eine 1/2 Mio Metallarbeiter in den Ausstand. 
Seitdem ist die Welle der Streiks in den untersch ied.lichsten 
Wiruchaftszweigen nicht mehr einzudämmen. 

1982 - Wahljahr mit neuen Parteien 

Für das Jahr 1982 lind Kommunalwahlen geplant. Die er­
sten "freien" Wahlen nach 17 Jahren Militärherrschaft -
unter Aufsicht eines Prä.tidenten im Generalsrang! Aber 
auch deshalb nicht ganz so frei, weil die Brasilianische Kom­
munistische Partei (BCP) weiterhin verboten bldbt. Im Ge­
gensatz zu rroher ist die Mitgliedschaft in der BCP jedoch 
nicht mehr mit Gefängnishaft und F'oher bedroht. 
In den Massenmedien, besonders in den ZeilUngen, hai der 
Wahlkampr schon vor Monaten mit aller In ten:iität begon­
nen. Nach Auflösung der beiden offiziellen Parteien im No­
vember 1979 auf Anordnung des Präsident(~n - traten 
fUnf neue Parteien aur den Plan. Die Demokrati!oche Soziale 
Pariei, die Partei der Brasilianischen Demokratischen Bewe. 
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gung und die Brasilianische Volkspartei vertreten die In­
teressen der Wirtschaft und des Großbürgertums. Die .Brasi· 
Iianische Arbeiterpartei ist so:tialdemokratischer Tendenz. 
Nur die Partei der Arbeiter hat eine gewisse Basis in der 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiterklasse. Gegenwärtig 
werden zwischen den zwei zuletzt genannten Parteien Ver· 
einigungsgespräche gefUhrt, wobei die Impulse dazu von den 
Sozialdemokraten ausgingen. 
Präsic\tnt wird bis 1984 weiterhin General Figueiredo blei· 
ben. '1964 hatte er am Militärputsch teilgenommen, dt!r die 
Militärdiktatur einleitete. Unter Geisel war er Chef des Ge· 
heimdienstes. Trotz seiner Vergangenheit zählt er zu den 
gemäßigteren Militärs, die eine Rückkehr zu bürgerlic-h-de­
mokratischen Verhältnissen befUrworten ~ ohne Kommuni· 
sten und vorerst als kontrolliertes Experiment. 
Nicht nur die Opposition der rechten Militärs erschwert die 
Durchsetzung des vorsichtigen Reformkurses. Wirtschaftlich 
ist Brasilien in einer prekären Lage. Die Auslandsschl.1lden 
betragen ca. 150 Mrd DM ~ die höchsten der ganzen Welt. 
Davon müssen in diesem Jahr etwa 43 Mrd DM zurückge· 
zahlt werden, zusammen mit 18 r-.lrd DM Zinsen. Bei einer 
Inflation von 110% pro Jahr und einer defizitären lIandels­
bilanz ist Brasilien genötigt, weitere Kredite aufzuneh,men, 
um Rückzahlungen und Zinsen zu decken. Somit wird die 
Auslandsverschuldung Ende des jahres auf 175 Mrd DM an­
steigen. 
Landwirtschaftliche Produkte machen immer noch einen 
wesentlichen Teil der Exporte aus: Kaffee, Soja, Zu,cker, 
Kakao und Baumwolle. Aus Profitsucht wird die Leberumit­
telproduktion für den Inlandsbedarf vernaChlässigt. Dadurch 
ist Brasilien gezwungen, Lebensminel zu imponieren, u.a. 
Reis, Weizen und Fleisch im Gesamtwert von ca. 2 Mrdl DM. 
Die soziale Situation ist ähnlich trostlos. überall fehlen 
menschenwürdige Wohnungen. Allein in den Elendsvierteln 
Rios leben 2 Mio Menschen, dazu weitere 3 Mio in den be­
nachbarten "Schlaf-Städten" Nova Iguazu, Nilopolis, Duque 
de Caxias und Säo joao do Meriti. 
In Nova Iguazu, der größten dieser Satelliten-Städte. woh­
nen 1,5 Mio Menschen in 290.000 Häusern, viele davon mit 
nicht mehr als 9 qm Wohn fläche. Weniger als 30% der Häu­
ser haben fließendes Wasser und nur 8% sind an die Kanali· 
sation angeschlossen. Für 150.000 Kinder Nova Iguazus ist 
in den wenigen Schulen kein Platz. 
Auf dem Land sieht das Bild noch hoffnungsloser aus. 80% 
der in der Landwirtschaft Beschäftigten verfUgen nichit über 
das kleinste Stück eigenes Land. Brasilien exportiert be· 
kanntlich Kaffee. Aber die Kaffeepflücker verdienen so we· 
nig. daß dieser Artikel für sie unerschwinglich ist. 

Die "Gegeißelten" 

Im März und April dieses Jahres drangen die "Flagehdos" 
zu Tausenden in Lebensmittellager und Märkte ein., um 
ihren Hunger zu stillen. Die "Gegeißelten", das sind die 
Landarbeiterfamilien aus den von der Trockenheit heim­
gesuchlen Gebieten im Nordosten Brasiliens. Aber die wirk­
liche Geißel ist dort nicht die Trockenheit. Viel schli:mmer 
ist der Feudalismus, der ungebrochen weiterexistierl. 
Zugegeben. die Verhältnisse im ~ordosten sind am krasse­
sten. Aber die Landbevölkerung leidet auch im entwickelten 
Süden. Die Milch ist so teuer geworden, daß nur noch we· 
nige Kinder in den Genuß dieses Nahrungsmittels kommen. 
Im Staat Rio Grande do Sul besetzten 250 Landarbeit,~ r das 
brachliegende Land eines Großgrundbesitzers. Ihre Forde­
rung: ,.Gebt uns dieses Land zur Bearbeitung!" Die 8ehör· 
den stellen sich taub. bieten Alternativen im Ama,:onas­
Dschungel an. 
Millionen Landarbeiter ziehen in die Städte. nehmen jede 

noch so schwere und schmutzige Arbeit an. Wie Ariseu 
Lemos, Müllmann in Porto Alegre. Nach 18jahren härtester 
Nachtarbeit verdient er gerade 200 DM im Monat, 1/3 mehr 
als den Mindestlohn. Bei einem Arbeitsunfall wurde ihm fast 
ein Bein abgequetscht. Rente konnte er dafür nicht beantra­
gen. Hauptsache: Er behielt den Arbeitsplatz. Er gibt sein 
Bestes. will nicht daran denken, daß er erst 39 Jahre alt ist 
und wie 65 nur deshalb aussieht, weil er verbraucht und 
abgehännt ist. Welche Pläne er rur seine Kinder hat? Sie 
sollen nur nicht Müllmänner werden. 
Auf den ersten Blick scheint Brasilien wenigstens hinsicht­
lich der ärztlichen Versorgung gar nicht so schlecht abzu· 
schneiden: 102.000 Ärzte auf 120 Mio Einwohner, was sich 
noch gerade in den von der Weltgesundheits·Organisation 
empfohlenen Grenzen hält. Aber Statistiken verbergen oft 
die Realitäten. Denn 20.000 dieser Ärzte sind arbeitslos, 
weitere 35.000 haben nur gelegentlich eine Beschäftigung 
oder sind teilzeitbeSChäftigt. 
Falsch wäre die Annahme, daß es aUen Är..:ten mit festem 
Arbeitsplatz gut geht. Den Arzt-Millionären mit eigener 
Praxis in den mondänen Vierteln von Rio und Sio Paulo 
stehen 33.000 Änte im Dienst der staatlichen Gesundheits­
fUrsorge (INAMPS) gegenüber, die zum Teil 2-3 Arbeits· 
plätze ausfUlJen müssen und im Schnitt monatlich nicht ein­
mal 1.400 DM erhalten. Es kam deshalb nicht überraschend, 
als im juni 1981 in Rio und Säo Paulo über 20.000 Ärzte 
rur bessere Lebensbedingungen in den Streik traten. 
Während auf der einen Seite 1/5 der brasilianischen Ärzte 
arbeitslos ist, kennt 1/3 der Bevölkerung Brasiliens, also 40 
Mio, keinerlei är.-:tliche Versorgung. In vielen ländlichen 
Gebieten gibt es nicht einen Arzt. jährlich slerben 350.000 
Brasilianer an Krankheiten. die man durch Vorsorge vennei· 
den oder durch Behandlung leicht heilen könnte. Bis zum 
5. Lebensjahr stirbt auf dem Land jedes 2. Kind. 
Fährt man im Nordosten in das Landesinnere, so sieht man 
kur..: vor oder hilller den abgelegenen Ansiedlungen kleine, 
halbrunde Erdhligel. Sie sind dicht nebeneinander gedrängt, 
manchmal über 100 Stück, jeder einzelne von ihnen mit 
provisorisch aus Stoff oder Papierfetzen hergestellten bun­
ten Fähnchen geschmückt. Sie sind einfach im Freien auf­
geschüttet, von keinem Zaun geschützt. Fragt man im Dorf, 
was die Hügel und die Fähnchen bedeuten, so erhält man als 
Antwort: "Das sind Engel.Gräber." "Engel? " ,Ja, so nennt 
man die kleinen Kinder, die sterben, bevor sie gesündigt 
haben .. , 
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In den Zeitungen findet man Anzeigen, die Schaudern ver­
ursachen: " Habe keine Arbeit und verkaufe Auge an Meist­
bietenden_" Oder: "Bielt' t'ine Niere zum Verkauf an, weil 
ich in finanziellen Schwierigkeiten bin." Aus einem wirkli­
chen Horrorfilm scheint die folgende Nachricht zu nam­
men: "Die 19jährige Fatima Oliveira aus Sao Paulo [ag we­
gen einer Magengeschichte im Krankenhaus. Eines Morgens 
erwachte sie - ohne ihre Augen!. Die Krankenhausleitung 
erklärte den schockierten Verwandten. daß e in Irrer dem 
Mädchen die Augen ht'rausgerissen habe. Nur, daß sie davon 
nichts gemerkt hat und sonst keinerlei Verletzungen auf­
wies." Augenkrankheiten sind in Brasilien überdurchschnitt­
lich häufig und Netzhäute ein gefragter Artikel - rur die, dic 
eine Netzhaut-Transplantation bezahlen können. In einigen 
Fällen seien auch vorher schon Augen auf unerklärliche Wei­
se in Krankenhäusern Sao Paulos "abhanden" gekommen . 
Unmenschlichkeit , die nicht zu überbieten ist. 
Brasilien ist das größte katholische Land der Welt. Aber bis 
jetzt ha t sich die Kirche ab 1;iemlich unwirksamer SChulz 
gegen Elend, Hunger und Ungerechtigkeit erwiesen (ohne 
die positive Rolle vieler brasilianischer Kirchenvertreter ge­
ringschätzen zu wollen). Auf das Glück im Leben nach dem 
Tod zu warten, ist tur viele katholisch getaufte Brasi lianer 
kein Ausweg in einer Situation der Verzweinung und Ho ff­
nungslosigkeit. Daraus ist die zunehmende Popularität der 
Wahrsager, Beschwörer, Hellseher usw. sowie der Naturre­
ligionen afrikanischen Ursprungs 1;U erklären, die auch bei 
den vorwiegend aus Europa stammenden Südbrasilianern 
immer mehr Anhänger gewinnen. 

Mehr Eigenständigkeit gegenüber den USA 

Während der Aberglaube und die Naturreligionen dort Tra­
dition haben, sind gewisse Änderungen in der brasilianischen 
Außenpolitik neueren Datums. 
Auf seiner Reise im juni 1981 nach Lima stellte sich Figuei­
redo den Fragen peruanischer Journalisten. Dabei wurde e r 
nach seiner Meinung 1;U Richard Nixons Ausspruch gefragt, 
Brasilien hälle sich in eine Art Gendarm der USA in Süd­
amerika verwandelt. Figueiredo wies diesen Ausspruch mit 
allem Nachdruck zurück: " ... Brasilien mischt sich nicht ein, 
und darf und wird sich nicht in die inneren Angelegenheiten 
der befreundeten Länder einmischen. Noch weniger wird es 
als Gendarm tät ig werden, rur wen auch immer ... Der An­
denpakt hat sich in ein mächtiges pOli tisches Instrument in 
Lateinamerika verwandelt. Das ist der Grund rur die An­
näherung Brasiliens an den Andenpakt..., damit die Länder 
des Andenpakts und Brasilien zusammen auf den inter­
nationalen Foren die gleiche Sprache zur Verteidigung der 
südamerikanischen Interessen sprechen ... Brasilien lehnt jede 
Art von militä rischer Achse, Vertr", oder Pakt ab, mit wem 
es auch sei . Brasilien weist jede Art von Machtdiplomatie 
oder -politik von sich ... " 
Zur bevorstehenden "Nord-Süd"-Konferen1; in Mexiko sagte 
er (Brasilien wird teilnehmen): "Wir verteidigen eine gerech­
tere Politik, und gleichzeit ig versuchen wir deutlich heraus­
zustellen, daß diese Gerechtigkeit weniger ein Akt von Güte 
gegenüber den (Entwick lungs-)Ländern darstellt, sondern 
ganz und gar auch im Interesse eben der hochentwickelten 
Länder ist. " (0 Estado de S. Paulo, 28.6. 198 1) 
Die immer stärker werdende brasilianische Bourgeoisie 
möchte von den USA als gleichberechtigter Partner behan­
delt werden. Sie ist nicht mehr bereit, die Bevormundung 
aus den USA widerspruchslos hinzunehmen. Außerdem sind 
die USA ein ernsthafte r Konkurrent im Exportgeschäft. Aus 
diesen Faktoren erklären sich gewisse anti-US-amerikanische 
Akzente in der brasilianischen Außenpolitik. Allerdings hat 
die Konfrontation mit den USA ihre Grenzen _ die Diffe-
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renzen zwischen beiden Ländern sind nicht prin1;ipieller Art. 
Es ist kein endgült iger Bruch mit den USA beabsichtigt. 
Das Bestreben Brasiliens nach mehr Eigenständigkeit in po­
li t ischer und wirtschaftlicher Hinsicht ist durchaus ernst 1;U 
nehmen. In der letzten Zeit hat Brasilien den USA mehr a ls 
einmal einen Schuß vor den Bug gesetzt. So, als dieses Land 
Anfang 1980 das US-Embargo gegen die Sowjet union ab­
lehme. Und nicht zu vergessen ist auch die Teilnahme Brasi· 
liens an den Olympischen Spielen 1980 in Moskau. Eine 
weitere Demonstration der Unabhängigkeit war der Kauf 
von Atomkraftwerken in der BRD - gegen massiven Druck 
aus den USA. Und ein neueres Beispiel ist die Ab lehnung 
der Einmischungspolitik Washingtons in die inneren Angele­
genheiten EI Salvadors. 
Brasilien ist an guten Beziehungen zu den Ländern Latein­
amerikas aus zweierlei Gründen interessiert: Einmal möchte 
es sein eigenes pO litisches Gewicht in der internationalen 
Arena durch das der anderen la teinamerikansichen Länder 
vergrößern, um die Erweiterung des e igenen Spielraums 
schnelle r erreichen zu können. Zweitens ist die brasiliani­
sche Bourgeoisie rur ihre exportorientierte Industrie auf of­
fe ne Märkte angewiesen. 
Hin ter der friedlichen Nutzung der Atomkraft steht ein 
drohender Schatten: die Möglichkeit einer zukünftigen bra­
silianischen Atombombe. Immer deutlicher bildet sich in 
Brasilien ein militärisch-industrieller Komplex heraus, der 
etwa 300.000 Arbeiter. Angestellte und Techniker beschäf­
t ig t und dem jährlich (umgerechnet) Hunderte von Mio DM 
rur Forschungszwecke zur Verftigung stehen. Der Gesamt­
wert der Produktion lag im letzten Jahr bei etwa 12 Mrd 
DM. Im l' rodukLionsprogramm sind fast a lle modemen Waf­
fensysteme enthalten: Die Palette reicht von der Maschinen­
pistole über 50·t-Pan1;er und Raketen-Geschütze bis hin zu 
Flug-l.eugen. Ein eigenes U·Boot-Modell ist in Planung. 

Die Nachbarstaaten verfo lgen mit Unbehagen das s tetige 
Anwachsen der Produktionskapazitäten in der brasiliani­
schen Rüstungsindustrie. Die Tatsache, daß der brasiliani­
sche Rüstungsetat in den letzten 15 j ahren um das Vierfa­
ehe gestiegen ist, scheint Figueiredos Verurte ilung der 
Machtpolitik Hohn zu sprechen. 
(Literatur u.a.: juni-Ausgaben (1981) der Zeitungen 0 ESla­
do de S. Paulo und Folha da Tatde, Porto Alegre: Verschie­
dene Ausgaben der Granma, Havanna; Länder der Erde, 
Köln 1981, S. 84-92) 
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Frankreich 
Rainer Falk 

Mitterrands Wahlsieg - Chance tür ein 
neues Verhältnis zur Dritten Welt (2) 

Die künftige Oritte-Wdt-Politik Frankreichs wird nicht zu· 
Jetzt daran zu messen sein, inwieweit die neue Regierung 
willens und in der Lage ist. sich der Wahrnehmung von Stell­
vc:nreleraufgaben im Rahmen der imperialist ischen Global­
strategie zu versagen. 
In diesem Zusammenhang geht es nicht nur um bloße Eigen­
ständigkeit in der Außenpolitik, sondern vor allem darum, 
daß Frankreich in der weltweiten Auseinandersetzung zwi· 
sehen den Kräften des Neokolonialismus und der Befreiung 
eindeutig Partei ergreift. Mit dem SolidaritäUprinzip in den 
Beziehungcn zu den Entwicklungsländern Ernst zu machen, 
müßte auch heißen, d ie aus der eigenen kolonialen Vergan­
genheit herrührenden Bindungen auf eine neue, demokra­
t ische Grundlage zu stellen, überkommene neo koloniale 
Abhängigkeitsverhältnisse zu beseitigen und den aus der 
Konkursmasse des französischen Kolonialreichs noch ver­
bliebenen "Uberseebesitzungen" die Unabhängigkeit zu ge­
währen. Ein weiterer Prüfstein für den neuen Kurs ist 
schließlich Frankreichs Verhalten in den anstehenden Aus· 
einandersetzungen um die Verwirklichung einer Neuen Welt­
wir tschaftsordnung. 

Solidarität der Dritten Welt als Selbsthil fe 

"Die Solidarität Hir die Entwicklung mit der gesamten Drit· 
ten Welt scheint mir insgesamt als ein Schlüssel unserer ge­
meinsamen Zukunft und als eine Notwendigkeit rur uns. Der 
Dritten Welt zu helfen, das heißt: sich selbst aus der Krise 
zu helfen",8 formulierte Fran"ois i\litterrand in seiner Er­
öffnungsrede vor der UN·Konferenz Uber die am wenigsten 
entwickelten Länder (LLDC) Anfang September 1981 in 
Paris. 

Dam it liegt die neue Regierung einerseits durchaus auf der 
Linie des Brandt·Berichts, der im Sinne eines weltweit ange­
wandten Neokeynesianismus unter der Losung der " Inter­
dependenz" und der "gemeinsamen Interessen" eine be­
trächtliche Ausweitung des Ressourcentransfers in die Dritte 
Welt fordert 9. AndC'rerseits gibt es in den Organisationen 
der französischen Linken, von der Sozialistischen Partei (SP) 
bis zur Französischen Kommunistischen Partei (FKP), in 
den beiden Gewerkschartsverbänden CfDT und CGT sowie 
in verschiedenen Solidaritätsorganisationen 10, durchaus ein 
Bewußtsein darüber, daß ein progressiver Ausweg aus der 
strukturellen Krise der französischen Wirtschaft ohne dir 
Verstärkung der Solidarität mit der Dritten Welt nicht 
möglich ist. 

Politiker wie der neue i\linister für Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Jean.Pierre COI, der eher dem linken PS-Flügel 
zugeordnet wird, sehen deshalb, ohne in die platte Formel 
"die Drine Welt als Krisenanker der Industriestaaten" zu 
verfallen, einen engen Zusammenhang zwischen dem einge­
schlagenen Kurs der Veränderungen und der Verwirklichung 
einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung: "Was wir 

60 

unseren Partnern wie unserer eigenen öffentlichen i\lrinung 
vermitteln müssen, ist die unermüdliche Demonstration, daß 
die Entwicklung der Dritten Welt sich mit unseren Interes­
sen trifft und daß wir unsere wirtschaftlichen Probleme nur 
durch die Verwirklichung einer neuen internationalen Ord­
nung lösen können ... Parallel dazu müssen wir unsere Ideen 
davon präldsirren, was eine effiziente Entwicklungsstrategie 
sein kann, d.h. eine auf die Befriedigung der GrundbedUrf· 
nisse orientierte Strategie, die sich abrr ihrerseits noch ein­
fUg t in die Suche nach einer neuen internationalen Wirt­
schaftsordnung. Der Kampf daftir ist zugleich ein Kampf rur 
die neue nationale Ordnung. "11 

Die konzeptionellen Vorstellungen zur neuen französischen 
Dritte-Welt-Politik sind - wie auch die Innrnpolitik der 
französischen Sozialislrn - nicht frei von der sozialdemo­
kratischen Idee eines "Dritten Weges". von i\lichcl Rocard, 
dem Exponenten der rechten Strömung der SP, kUnlich auf 
den Begriff gebracht als "Mittelweg zwischen imperialisti. 
scht"m Kapitalismus und bürokatischrm Kommunismus, ein 
Weg, der Entwicklung organisiert und plant, während er 
gleichzeitig die frrir Initiative und freie Konkurrenz sichert, 
ohne die rs im Endeffekt keine lebt"ndige Gesellschaft 
gibt"12. 

Bri seiner Mittelamrrika·Reise in der ersten August-Hälfte 
1981 ermuntertr Claude Cheysson, der neut" französische 
Außenministt"r, die sandinistisch,- Führung Nikaraguas in 
folgendl>r Weise: "Das sozia listische Frankreich verfolgt.mit 
großer Sympathie die beispielhaften Bemühungen Ihrer Be­
wegung nach einem dritten politischen Weg. "13 

Anerkennung der Befreiungsbewegung EI Salvadors 

Trotz dieser und anderer Ungereimtheiten hat die neue fran­
zösische Rrgierung in einer verhältnismäßig kurzen Zrit in 
zahlreichen, die Dritte Welt betreffenden Eim:elfragen Posi­
tion bezogen und konkrete Maßnahmrn angt"kündigt. Sie 
sind dem aktuellen Kurs der Reagan-Administration (Spar­
und Ilochlinspolitik, konterrevolutionärer Interventionis­
mus) lC'ilweise deutlich entgegengesetzt und bedeuten im 
Kontext der aktuellen internationalen Lage de facto eine 
Unterstützung der Dritten Welt an wichtigeIl Abschnitten 
der Auseinandersetzung: 
• Hir die Auseinandersetzung unI eine Neue Welt wir t­
sehafuordnung ist es nicht brdeutungslos, daß Paris neuer­
dings die Souveränitätsrechte der EntwicklungsHinder be­
tont und ihnen ein "Recht auf Entwicklung" zubilligt. Fi­
nanzministtr Jaques Delors führte dazu vor der Pariser 
LLDC-Konferenz aus: "Es gebUhrt ihnen, ihnen allein, den 
Sinn und das Ziel der Entwicklung, die sie anstreben. und 
den Typ der Gesellschaft, die sie in ihren Ländern ent­
wickeln wollen, zu definieren. Die Geberländer mÜSsen auf­
hören, ihnen in dieser IIinsicht ihre eigene Wahl und ihre 
eigenen Prioritäten auf'l:udrängen." Es gehe um die "strikte 



AchlUng der Souveränität" der Entwicklungsländer durch 
die Geberländer . 14 

• In dem projektierten Fünfjahrplan will Paris seine Ent· 

wicklungshilfe bis 1988 auf 0,7% des Bruttosozialprodukts 

erhöhen. Auf der LLDC·Konferenz sagte F. Millerrand ver· 

bindlich zu, bis 1985 die öffentl iche Hilfe für diese Länder· 

gruppe auf 0, 15% des französischen BSP anzuheben. Dar· 
über hinaus sollen die Bedingungen bei der Vergabe von 

Geldern verbessert werden. 
• Frankreich will künftig die Bemühungen der Entwick­

lungsländer zur Stabilisierung der Exporterlöse unterstützen. 

Es hat sich deshalb HiT d ie Bemühungen im Rahmen der 
Welthandelskonferenz UNCTAD um einen Gemeinsamen 

Fonds und internationale Ausgleichslager (Buffer Stocks) 

ausgesprochen und eine Ausweitung des Stabex.Systems aus 
dem Lome·Abkommen der EG mit den AKP·Staaten auf 

alle Entwicklungsländer vorgeschlagen. 

• Frankreich plädiert schließlich dafUr , den Nord·Süd· 

Gipfel von Cancun (Oktober 1981) mit dem Ziel einer bai· 

digen Aufnahme der globalen Verhandlungsrunde in der 

UNO durchzufUhren. 

Kurz nach dem Amtsantritt hat die neue französische Regie· 

rung eine rege diplomatische Aktivität entfaltet, d ie in der 

regionalen Schwerpunktsetzung einige neue Akzente setzt 

und möglicherweise in der Zukunft die einseitige Konzentra­

tion auf Afrika aufgeben könnte: 
• Im August 198 1 brachte C laude Cheysson zum Ausdruck, 

daß Aigerien, wohin Präsident Mitterrand im November dJ. 

Fran~ois Mitterrand Rede vor der UN-Konferenz der LLDCs 

( ... ) Darum kommen wir wieder darauf zurück, Bedingungen zu 
,chaffen, die es erlauben, die notwendigen Enucheidungen zu tref· 
fen. Wir mÜ$$Cn ihnen (den am schwächsten entwickelten Ländern 
- LLDCs; d. Red.) die Hilfe von außen bringen, die ihnen die 
Mittel venchafft, nicht nur 7.U übe rleben, sondern auch sich weiter­
zuentwickeln, d.h. die Mittel der Hoffnung. ( ... ) 
Frankreich ist sich diese r dringenden Notwendigkeit bewußt. Aber 
Frankreich weiß auch, daß die Frage der Entwicklung offen bleibt, 
auch wenn die unmittelbare Not beseitigt wird. Man muß hier und 
heute in Paris gemeinsam die Hilfeleistungen in Angt"iff nehmen, 
die wir den am wenigsten entwickelten Ländern geben können -
im Rahmen einer allgemeinen Perspektive, mit der die Herausfome· 
run'l der Unte~ntwicklung beantwortet werden muß und nicht mit 
irgendeiner Absicht, der Spaltung, der Alibi· oder Ersatzbeschaf· 
fung. 

fünf Bereiche des lIande lns rur Frankreich 

Frankreich beabsichtigt, in fünf Hauptbereichen tätig zu werden: 
I. Es wünscht, daß in den Nord·Süd·Beziehungen ein Geist der 
geteilten Verantwortung das Mißtrauen und die I ndiffe~nz ersetzt. 
Ein neuer WiUe des gegenseitigen Verständnisses und Handelns muß 
sich manifestieren. Die Gespräche auf der Ebene der Staatschefs, 
die im Oktober (1981; d. Red.) in Cancun stattfinden werden, 
werden dazu beitragen, diesen Willen zu festigen. Das Engagement 
in globalen Verhandlungen wird es erlauben, ihn in konkretes Han· 
dein umzusetzen, entsp~chend den beiderseitigen Inte~ssen. Ge· 
meinsam mit seinen Partnern wird Frank~ich sein möglichstes tun, 
damit dieser Wille sich kur-tfrinig niederschlagen wird. 
2. Frank~ich unterstreicht die Wichtigkeit, den Ländern des 
Südens konk~t dabei zu helfen, die harten Schwierigkeiten zu 
iiberwinden, die dUl'Ch die Erhöhung ihrer Energie~chnung hervor· 
gerufen wurden. Es hat in Nairobi vo rgeschlagen, eine Liste der 
neuen und erncuerba~n Energien aufzustellen. Es untCntülZt voll 
und ganz das Vorhaben, eine "Energieflliale" der Weltbank zu 
schaffen, die bei gleicher Verantwortlichkeit der Länder des Nor· 
dens und des Südens die Entwicklung der Energie der Dritten Welt 
zur gemeinsamen Sache machen würde. 

3. Frankreich anerkennt, daß jeder Entwicklungsprozeß, besonders 
wenn sein Rhythmus schnell ist, umfassend verfügbarer FinalU-en 
bedarf. Ohne sie blieben die Vorhaben ohne Zukunft. Die Ver· 
pflichtungen, die die internationale Gemeinschaft übernommen 
hat, sind in den Jahren des starken Wachstums und Wohluandes 
nicht eingehalten worden. Es ist nötig, daß sie dennoch eingehalten 
werden, auch wenn die Umstände heute weniger günstiger sind. 
Frankreich hat sich entschlossen, seinen eigenen Rückstand bis 
1988 einzuholen, im Rahmen seines nächsten wirtschaftlichen Ent· 
wieklungsplans, mit dem Ziel von 0,7% des Bruttosozialprodukts, 
das die Vereinten Nationen ~erabschiedeten. 
In dieser Hinsicht verlangt die Lage der am wenigsten entwickelten 
Länder eine besondere Anstrengung. Die Idee, für die am wenigsten 
entwickelten Länder einen wiehtigen Teil der Gesamtsumme der 
öffentlichen Hilfe zu reservieren, erscheint uns vollkommen ange· 
messen. 
4. Es er!leheint um unerläßlich, den Entwicklungsländern in ihrer 
Gesamtheit, und besonden den am wenigsten entwickelten Län· 

dem, mehr Stabilität und Kontinuität bezüglich ihrer Einnahmen 
zu verschaffen. Das Gleichge ..... icht zahlreicher Volkswiruchaften 
hängt von den EJ<porterlösen eines einzigen Produktes ab. Diese 
Einnahmen voraussehen zu können, ist die unerläßliche Bedingung 
der Entwicklung. 
Aus diesem Grunde zeigt sich Frankreich der Stabilisierung der 
Einnahmen der Dritten Welt, die sich aus dem Export der Roh· 
stoffe ergehen, günstig gesinnt. Es handelt sich dabei einerseits um 
Verträge über bestimmte Produkte, und wir begrußen bei dieser 
Gelegenheit die Anstrengungen der UNCTAD auf diesem Gebiet 
und erneuern unseren Beitritt zum gemeinsamen Fonds. Es handelt 
sich auch um rmanziellc Mechanismen, die die Schwankungen der 
Einnahmen ausgleichen, wie im Fall der Stabex (Kurzformel fur das 
System der Stabilisierung der Exporterlöse; d. Red.) de r EWG. 
Folglich sollte die Gesamtheit der am wenigsten entwickelten 
Länder über die Voneile verfUgen können, über die einige von 
ihnen schon verfugen. Frankreich hat im Rahmen der Euro!)äischen 
Gemeinschaft venchiedene Vonchläge dieser An vorgebracht. 
.s. Schließlich muß die Suche nach Besserung begleitet werden von 
der Anstrengung, die Identität der Völker zu wahren und ihre 
Kommunikation untereinander zu fördern. ( ... ) 
Wie soll man die Technologie daran hindern, ein Faktor der Vor· 
herrschaft rur die einen und der Entfremdung rur die anderen zu 
werden, sich der Kultur aufzusti,ilpen. Erinnern wir um daran, 
wenn wir die Kulturen vernachlässigen und die Traditionen verach· 
ten, zwingen wir sie dazu, sich zu verhärten, zu entarren, von sich 
selbst das Bild einer armseligen Karikatur abzugeben, ganz einfach, 
um nicht untergehen zu müssen. ( ... ) 
(Quelle: Le Monde, Paris, 2.9.1981) 
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reisen will, neben Mexiko und Indien zu jenen drei Ländern 
der Dritten Welt gehör<:, zu denen Frankrekh be$onders 
enge und möglichst dauerhafte Beziehungen wiinscht. 1S 

e In einem gemeinsamen Kommunique zw ischen Mexiko 
und Frankreich wW'de am 28.8.1981 die Demokratisch­
Revolutionäre Front EI Salvadors als "repräsen tative politi. 
sehe Kran" anerkannt , ein Schritt , d en Fidel Castro als 
"sehr posit iv, gut und gerecht" einschätzte, der "Fran kreich 
wie Mexiko zur Ehre gereicht".16 
e Auf der Anti-Apartheid-Konferenz der UNO im Mai dJ. 
in Paris signalisierte Claude Cheysson, daß Frankrekh sich 
künft ig im UN-Sicherheitsrat bindenden Wirtschaftssanktio­
nen gegen das rassistische Südafrika nich t mehr in den Weg 
ste llen würde. 
e Anläßlich einer Nahost-Reise Anfang Sep tember 1981 
traf C. Cheysson in Beirut mit Yassir Arafat, dem Vorsitzen­
den der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO), zu­
sammen, wobei jedoch nicht m ehr als eine Bestätigung der 
bereits vorher ausgesprochenen Anerkennung des Rechtes 
des palästinensischen Volkes auf einen eigenen Staat, bei 
gleichzeitiger Anerkennung des israelischen Rechts auf einen 
Staat in garantierten Grenzen he rauskam. Die Anerkennung 
der PLO als e inzig legitime Vertretung des palästinensischen 
Volkes steht freilich noch immer aus. 17 

Die neue Dynamik der französischen Diplomatie in der Drit­
ten Welt darf indessen nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
wirklich entscheidende Veränderungen bislang noch aus­
blieben. Dies betrifft vor allem den Rückzug des französi­
schen Militärs aus Afri ka und die Auflösung von Frankreichs 
neo kolonialistischen, die Souveränität vieler afrikanischen 
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Staaten einschränkenden Vertragsverhältnisscn. Fran~ois 

Mitterrand hat hier mit dem fragwürdigen Verweis auf die 
libyschen Aktivitäten auf dem Kontinent bisher lediglich die 
Bereitschaft zur " Reduktion" der französischen Militär­
präsenz angekündigt, und sowohl in der Regie rungserklärung 
als auch in diversen Verlautbarungen Außenminister Cheys­
son hieB es sibyllinisch. Frankreich stehe zu seinen vertrag­
lichen "Verpflichtungen". 
Gleichfalls gibt es bislang keine konkreten Vorstellungen 
über die Zukunft der Uberseedepartements Guade1oupe, 
Guyana, Martinique und Reunion. Ob Paris bereit ist, diesen 
die volle Unabhängigkeit zu gewähren, ist eine der zahlrei· 
chen Nagelproben auf das Bekenntnis zur Solidarität, die: die 
französische Dritte-Welt-Politik zukünftig noch zu bestehen 
haben wird. 

Anmerkungen: 
8) Lc Monde, Pari~ , 2.9. 198 1 
9) Vgl. dazu: R. Falk/D. Boris/H. Maytr. "Das IJb.cfleben sichern". 

Fortschritte und Grenzen im Bericht der Nord,Siid·Kommission, 
in: Blätter ruf dcut~che und internationale Politik, Nr. 6{1980, 
S.667·684 

10) Repräsentative Positionen dieser Organisationen sind abgedruckt 
in: La France et k tiers·monde, Grenobk 1979, passim 

11) Lc Monde, 1.9.1981 
12) M. Rocard, How to spread the power in the world, in: Socialist 

Affairs. Socialist International Infonnation, London, NT. 
2/ 1981, S.73 

13) Die Welt, 6.8.1981 
14) LeMonde,5.9.1981 
15) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26.8.1981 
16) Le Monde, 1.9.1981 
17) Vgl. dazu: Le Monde, 1.9,1981 und 2,9.198 1 

MDie Dichtung Erne,to Cardenob ist ein Gong durch die Geschichte ,eines 
Kontinenu, (rlnnerung on leiden und Hoffnung der Völker und wortgewollige 

Mohnung :tur liebe ols dem eln~igen Element der Veränderung. 
Sein Werk ist gegründet auf die Hoffnung an die noch nicht e"tfol!e!en 

Möglichke(ten eines Menschen. 
Cardenol hat die Kraft eines Poeten, deuen Wellerfahrung Wort wird. 

Er schreibt eine sinnhafte, onuhauliche Dichtung, reich an Realität, 
keinem Dogmo verpflichtet und christiich im Sinne einer Humanität, in der 

gesellschaftliches (ngogement und Individuoli,mus einonder nicht 
ouuchUeßen. Ab Dichter und Priester Ist er Teil der Gesellschaft der 

Zukunft, die _ nach seinen eigenen Worten­
im Keim IChon überall ouf der Erde e"'stiert. M 

Pe.er 
HalDlDer 
Verlad 

Seine Bücher im Peter Hammer Verlag 
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Kultur 
"Aus tidster Überzeugung, fUr die Millionen Männer und Frauen, die immer noch ohne Zugang ~ur Kultur sind, ihr Fleisch und 
Blut geopfert haben, verurteilen wir entschieden den schrecklichen Rüstungswettlauf, der wahnsinnige Ausmaße annimmt. 
Diese Ablehnung haben wir gemeinsam mit aUen Völkern der Welt, auch mit dem der USA, das so viel bewundernswerten Mut 
und Solidarität gezeigt hat, als es sich der kriminellen Aggression seiner Regierung gegen Vietnam entgegenstellte." So heißt es 
in der Abschlußerklärung eines Kongresses lateinamerikanischer Intellektueller, an dem über 300 KultufSchaffende des Halb­
kontinents teilnahmen. Er stand unter dem Motto "Intellektuelk: (Ur die Souveränität der Völker Lateinamerikas" und tagte 
vom 4.-7. September 1981 in Havanna. 
Unter den Rednern waren der kubanis<:he Kulturminister Annando Hart (wir dokumentieren Teile aus seiner Eröffnungsrede) 
sowie die prominenten Schriftsteller Gabriel Garda Marquez. Ernesto Cardenal (Wortlaut seiner Rede folgt in AlB 1/1982) und 
julio Cortizu. Im Mittelpunkt der Debatten standen die Aufgaben der Intellektuellen im b.teinamerikanischen Befreiungs. 
kampf und die Konsequenzen des Wettrüstens. In Havanna verabschiedet wurden u.a. Resolutionen gegen den Bau der Neutro­
nenbombe durch die Reagan-Administration, zur Solidarität mit den kämpfenden Völkern Mittelamerikas (Guatemala. EI 
Salvador) sowie für die Garantierung der Souveränität Belizes. Der Kongreß würdigte die Verdienste des kürzlich verstorbenen 
panamesischen Expräsidenten Torrijos im Kampf gegen die US.Hegemonialpolitik und fdr soziale Gerechtigkeit. 
Einen Höhepunkt revolutionärer Kultur mukierte der griechische Komponist Mikis Theodorakis. der unmittelbar zuvor mit 
seinem .. Canto General" (mit Texten von Pablo Neruda) eine Tournee durch Kuba und Nikaragua unternahm. M. Theodorakis 
verstand dies - wie das nachstehende Gespräch illustriert - als einen spezifischen Beitrag zur Unterstützung der revolutionären 
Regierungen in Nikaragua und Kuba und zum Kampf gegen die Diktatur in Chile. 

Rede Armando Harts 
auf dem Kongreß 

lateinamerikanischer Intellektueller 

Unsere kulturelle 
Identität verteidigen! 

( ... ) Wenn wir die Dominierung Lateinamerikas durch die 
Imperialisten angreifen, dann verteidigen wir eine gesamte 
Kultur für die ganze Welt. Diese Anklage ist nicht die private 
Überlegung eines einzelnen ehrlichen und klar denkenden 
Menschen. Sie beruht auf den dramatischen Berichten, die 
man in der Presse liest, oder auf den Untersuchungen, die 
unsere Intellektuellen durchgefUhrt haben zu dem Völker· 
mord und der Gewalt, unter der die Mehrheit der Länder 
dieses Kontinents leiden, oder zu den miserablen Bedingun· 
gen, unter denen die Bewohner der sog. "villas miserias" 
(Elendsviertel) ihr Leben fristen müssen, oder zu dem lIun· 
ger, dem ungesunden Leben und der Unwissenheit Hunder· 
ter Millionen Menschen auf dem Land, die der grausamsten 
Ausbeutung ausgeliefert sind, oder zu den Bedingungen, 
unter denen in weiten Teilen des Kontinents Menschen am 
Rande der Zivilisation leben. 

Lateinamerikas soziales Drama verpflichtet 

Und zur selben Zeit gibt dieses imperialistische Land Milliar· 
den Dollar rur einen Rüstungswettlauf aus, der zu einem 
nuklearen Holocaust führen kann, wenn es der Menschheit 
nicht gelingt, ihn aufzuhalten. ( ... ) 
In Lateinamerika beträgt die Zahl der Analphabeten über 15 
jahren 40 Mio. Das sind offizielle Zahlen, die Wirklichkeit 
ist noch schlimmer. Wenn man die Ziffern für einzdne 
Länder konkretisiert, wird das Problem angsterregend. Die 
offizielle Analphabetenquote liegt in BoILven bei 37%, in 
Guatemala bei 54% und in Haiti bei 77%. Bei sehr optimisti­
scher Schätzung kann man sagen, daß jeder Vierte kein 
Buch lesen oder die Überschriften einer Zeitung entziffern, 

keinen Brief schreiben und kein Dokument unterzeichnen 
kann. 
Den Hintergrund bilden enorme Beschränkungen des Bil· 
dungswesens, das zur Versorgung der riesigen Bevölkerung 
nicht ausreicht und eine hohe Zahl von frühzeitigen Schul· 
abgängen. Und das in einem Kontinent, in dem 41% der 
Bevölkerung unter 14 jahren sind, d.h. wo es 150 Mio Kin­
der und Heranwachsende gibt. ( ... ) 

Unsere Intellektuellen tragen das Banner einer humanisti­
sehen und wirklich volksverbundenen, d.h. schöpferischen 
Kultur und verpflichten sich, sie zu verteidigen. Diese Ver· 
pflichtung ist rur sie etwa Natürliches. Sie erleben das soziale 
Drama Lateinamerikas und sind bereit, Anklage zu erheben. 
Diese Anklage ist die wichtigste Gemeinsamkeit zwischen 
den kulturschaffenden Männem und Frauen dieses Konti· 
nents. Der Versuch, die Einheit der Künstler auszuweiten 
und zu vertiefen, muß dazu fUhren, daß wir darüber nach· 
denken, weiche Themen wir analysieren müssen und wer 
unsere Feinde sind. ( ... ) 

Im Mittelpunkt des Einflusses, den die imperialistischen 
Kreise auf die Kultur unserer Völker haben, steht ein Pro· 
blem, das rur die modeme Wellkultur lebenswichtig ist. Dt'r 
Generalst'kretär der UNESCO, Amadou ~.oJahtar M'Bow, hat 
erklärt, daß der Zusammenhang zwischen Kommunikations· 
mitteln und Kultur ein Dreh· und Angelpunkt im Kampf um 
kulturelle Unabhängigkeit und freiheitlichl' Kultur ist. Diese 
Beziehung wird bei der Kontrolle der Imperialisten über das 
Verlagswesen, Kino, Fernsehen, Rundfunk, Presse, Werbung 
und den allgemeinen Informationsfluß deutlich. 

Die internationale Kommission der UNESCO zur Unter· 
suchung dl.""r Probleml."" dl.""r Kommunikation weist in ihrem 
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vorläufigen Bericht darauf hin, daß das Reeht auf Kullur 
untrennbar verbunden ist mit dem Recht auf das Nachrich­
tenwesen. Sie hebt hervor, daß die Kommunikationsmittel 
insgesamt dabei sind, zu den wichtigsten In$trumenten der 
kulturellen Entwicklung zu werden. Die Bombardierung mit 
falschen und verdrehten Informationen, die die Imperia· 
listen durchführen, hat zur Folge, daß Hunderte Mio Men· 
sehen umgeben von Lügen leben. 
Die USA kontrollieren 75 % der internationalen Fernseh­
programme und 50% aller Filme der Welt. In Lateinamerika 
kommen 60·70% der Fernsehprogramme aus den USA. Vor 
einigen Jahren machte der Anteil der USA an den Gesamt· 
ausgaben der Welt fur Publikationen 62% aus. Die 10 Unter­
nehmen, die im Publikationswesen dominieren, sind ameri· 
kanische. Die USA kontrollieren 60·70% des Verlagswesens 
der kapitalistischen Welt. Das Monopol, das die großen 
Unternehmen der USA auf den Buchmarkt ausüben, erleich· 
tert es ihnen, unseren Völkern ihre pseudokulturellen 
Schemata einzuimpfen. Wir können das Schulsystem und 
die Finanzierung von Forschung und Entwicklung auf den 
verschiedensten Gebieten hinzu fUgen, die von den USA in 
den letzten Jahrzehnten durchgeftihrt wurden. Bis 1940 gab 
es mehr als 300 Stiftungen zu diestm Ziel, 1968 25.000. In 
den letzten Jahren ist ihre Zahl so sehr gewachsen, daß man 
heute die genaue Zahl nicht mehr weiß. Diese Stiftungen 
werden dazu benutzt, sich einzumischen und die "Gehirn· 
wäsche" zu fördern. ( ... ) 

"Gehirnwäsche" - Domäne der USA 

Die USA kontrollieren fast 30% aller Massenmedien. Mittler· 
weile haben in Lateinamerika und in der Karibik nur 60% 
aller Menschen Zugang zu einem Radio, nur 6% zu Druck· 
erzeugnissen. In Lateinamerika haben 40% keinen Zugang 
zu Nachrichtenmitteln und Informationsmedien. (. .. ) 
Genossen, die Fakten und Zahlen, die wir weiter oben er­
wähnt haben, und die anderen, die ihr selbst schon kennt, 
bestätigen die grausame Wahrheit: die hegemonistische Kon· 
trolle des US. lmperialismus hat zu einer solchen Internatio· 
nalisierung der technischen Belange von Infonnation und 
KommW1ikation geführt, daß keine Nation Lateinamerikas 
sich dem allein entgegenstellen kann. Aber gemeinsam 
können wir uns ihr nicht nur entgegenstellen, sondern sie 
überwinden. ( ... ) 
Die USA sind eine Gesellschaft, in der rassische Minderhei· 
ten brutal unterdrückt werden, unter ihnen viele latein· 
amerikanischer oder karibischer Herkunft. Inmitten grofkn 
materiellen und technOlogischen Reichtums herrschen noeh 
immer die schamerfiillendsten, schockierendsten und inhu· 
mansten Systeme rassischer und somit sozialer Unterdrük· 
kung der MenschheiLsgeschichte. Eine solche Gesellschaft 
kann kein Modell der Demokratie sein. ( ... ) 
Die Völker Latcinamcrikas und der Karibik haben keine 
Verwendung rur eine solche Demokratie. Das ist nicht die 
Art von Demokratie, die im 20. Jahrhundert gefragt ist. Die 
Vereinigten Staalen haben vor langer Zeit aufgehört, ein 
Beispiel eines demokratischen Systems "LU sein. Sie haben 
einmal das Banner der Menschenrechte erhoben, aber ihre 
Ignoranz und Arroganz haben verhindert, daß sie diesen 
Slogan auch auf sich selbst angewendet haben. Sie sind vom 
Dogma der US· Freiheit vergiftet und verstehen die Wirklich· 
keit einer Welt nicht, die die Freiheit erobern will, welche 
von den Imperialisten hinweggcfegt wurde. 
Nun erheben sie das Banner gegen den internationalen Ter­
rorismus, während sie selbst den internationalen Terror aus­
üben und vorantreiben. Sie wenden die Taktik des Diebes 
an, der nach dem Verbrechen laut ruft "Haltet den Dieb!" 
Was Si mon Bolivar ein Jahr vor seinem Tod prophezeit hat, 
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ist nun wahr geworden: "Oie USA scheinen dazu bestimmt 
zu sein, Amerika im Namen der Freiheit ins Unglück zu 
stürzen." Während sie behaupten, daß wir undemokratisch 
seien, praktizieren sie selbst eine nicht zu tolerierende Ein· 
mischung. ( ... ) 
Die Verteidigung W1serer kulturellen Identität ist nicht nur 
ein intellektuelles Prinzip. Schöpferische Freiheit in Kunst 
W1d Kultur geht einher mit dtr Tatsache, daß wir freie und 
unabhängige Staaten werden. 
Aus diesen Grünen ist es wichtig, daß unsere Völker und 
ihre Intellektuellen sich eng zusammenschließen, um eine 
internationale Kampagne gegen die monopolistische Kon­
trolle über die Teehnologie zu starten, die zur Verbreitung 
von Informationen und Kultur verwendet wird. Wie in den 
Zeiten Bolivars, San Martins, Q'lIiggins', Juarez' und Marus 
müssen wir zuerst die Ketten ausländischer Ausbeutung zer­
brechen, um Ignoranz und geistige Sklaverei "LU zerschlagen. 
Es gibt keine ältere, humanere und weltweit besser veranker· 
te Idee als die des Friedens. Seit lIiroshima und Nagasaki 
haben die bedeutendsten Wissenschaftler die Wichtigkeit 
dieses Punktes im Atomzeitalter herausgehoben. Die Exi· 
stenz der Menschheit steht auf dem Spiel. Die AtOmbombe, 
die 1945 auf Hiroshima fiel z.eutörte eine Stadt von 
100.000 Menschen, und immer noch leiden Menschen unter 
den Auswirkungen dieses Verbrechens. 
Heute lagern in den MilitätaJ"senalen Tausende von Wasser· 
stoffbomben, die die ganze Menschheit auslöschen könnten. 
Verantworlungsbewußte Kenner der Situation sind auf der 
Hut. Es genügt zu untersuchen, was viele von ihnen geschrie. 
ben und gesagt haben. Niemand kann sich vorstellen, wie die 
Welt nach einem thermonuklearen Krieg aussehen würde. 

Alle Auffassungen über Kunst W1d Kultur würden jeglichen 
Sinn verlieren. Es ist gespenstisch, sich vorzustellen, wie die 
Welt nach einer Kette von Atomexplosionen aussehen 
würde. Picasso zeigt in seinem Bi[d Guemica die Schrecken 
des Krieges, aber die Realität übertrifft wie immer die VOr· 
stellungskraft des Künstlers. Kein Künstler wird diese Welt 
mehr abbilden können, kein Mensch wird sie betrachten 
können, es wird keine Kunst mehr geben, da Kunst nur für 
Menschen existiert. ( ... ) 

Es wurde ein mächtiges System von ideologischen und kul­
turellen Be~iehungen geschaffen, das alle Völker der Erde 
zusammenbringt, unter ihnen talentierte und gebildete Leu· 
te. Das System der internationalen kulturellen Be~iehungen, 
das Eueh untereinander und mit den Intellektuellen der 
USA, Europas, der sozialistischen Staaten, Afrikas und 
Asiens verbindet, kann und muß ein Mittel im dauernden 
Kampf rur Frieden und für die Ideale sozialen W1d kulturel­
len Fortschritts werden. ( ... ) 
(Quelle: Granma Weekly, Havanna, 13.9.1981) 



Gespräch mit Mikis Theodorakis 

Lateinamerikas VölkE~r brauchen 
eine alternative Volkskunst 

Während eines Gesprächs zwischen dem berühmten griechischen 
Musiker Mikis Theodorakis und dem kubanischen Diduer Niootas 
GuiUcn, bei dem sich heide sofon verstanden, sagte Guillen: ,,[kr 
modemen Poesie kann alles fehlen: Versmaß, regelmäßige Heime. 
aber nie der Rhythmus, denn Poesie ist Rhythmu&." 

Der Komponist stimmt dem zu: "Natürlich, am Anfang war der 
Rhythmus." Und mit dieser Variation der biblischen Schöpfungs· 
geschichte gibt uns M. Theodorakis Aufschluß über einen Teil sei­
ner Persönlichkeit. Denn sein Körper und Geist strahLen iuändig 
Rhythmus aus, und zwar nicht im Sinne von oberflächlidu,r Be­
wegung, sondern von äußerst lebhafter Energie und DynarnJk, die 
ihn dazu befiihigen, ständig kreativ und aktiv zu $l!'in. ( ... ) 

Aber diese Dynamik, die ihn dazu befähigt, eine Musik zu kompo­
nieren, die jedes Publikum der Welt hf:geistert, kommt nicht nur in 
seinem künstlerischen Werk ~um Ausdrock, J.Ondem hat auch dazu 
geruhrt, daß er an den Kämpfen seines Volkes rur freiheit und 
so~iale Gerechtigkeit aktiv teilgenommen hat. ( ... ) 

In seinem musikalischen Werk wird das Eigene, Nationale, mit dem 
Kampf der Völker der Welt verbunden. So venuchen seine Lieder, 
die Ventändigung mit anderen Völkem:w ermöglichen, obwohl sie 
gleichzeitig sehr griechisch sind, das authentischst~ musiblische 
Erbe scines Landes, dessen wirklich volksverlmndener, modemer 
Ausdruck sind. So enutanden sein wunderbarer "Canto General", 
mit Tu;!en von Pablo Neroda, oder seine Musik tu film.:n wie 
"ESladio de sitio" oder "Actas de Marusia". Und er beschäftigt sich 
mit dem Kampf der Völker für Freiheit, Frieden und So~ialis:mus in 
anderen Teilen der Welt, will selbst auf seine Art daran teilnehmen. 
Daher wollte er auch nach Kuba und Nikaragua kommen: er woUte 
seinen "Canto General" als Würdigung und Zeichen dafür, däß er 
die revolutionären Bestrebungen dieser Länder untersttittt, IILuffiih­
ren. Er lagt dazu; 
"Ent vor ein paar Monaten kam ich nach Kuba, um an der Tagung 
des Weltfriedensrats teilzunehmen. Dabei hatte ich das Glüd; und 
die Ehre, den Volksfiihrer Fidel Canro zu treffen. Er lud mi·ch ein, 
wiedenukommen, um den 'Canw General' hier aubufiihrcn und 
riel mir, damit auch nach Nikaragua und in andere lateinamerika­
nische Staaten tU gehen, um den Versuchen der USA, diese Region 
kulturell zu beherrschen, entgegenzuwirken und diesen Vemuchen 
eine Art revolutionäre Volhkunst entgegenzusetzen und zu :Ieigen, 
daß wirkliche Kunst auf Seiten derer steht, die für Freiheit und 
Sozialismus kämpfen. 

Mein Traum: den "Canto General" in Chile spie len 

Ich habe Kuba kurz nach der Revolution besucht. Damals traf ich 
ein bewaffnetes, glückliches Volk, das $I01z war auf das, was es 
vollbracht hatte und ein Land, das dabei war, das Dunkel der Uno 
terdrückung zu verla.w:n. Und heute, bei der Wiederkehr, I:ast 20 
Jahre später, treffe ich dasselbe Volk, aber noch jünger und glück· 
licher, sehr viel stolzer, reifer, und entschlossener, ein Land mit 
allen Anzeichen des unaufhaltsamen wirtschaftlichen, kulb~rellen 
und sozialen Wachstums. ( ... ) 

Zur Zeit geschieht in Kuba, was immer geschieht, wenn di,c USA 
sehen, daß ein Volk auf einem Entwicklungsweg erfolgreich ist, der 
ihren imperialistischen Intere$SCn entgegengesetzt i$l! Es wird ver­
sucht, dieses Volk mit allen Mitteln anzugreifcn. Zur Zeit gndft der 
CIA zu einem der kriminellsten Mittel der ZerSlörung, dem bakte· 
riologischen Krieg, wie Fidel in seiner Rede am 26. Juli enthüll!e. 
Aber ich habe gesehen, daß das kubanische Volk deswegen seine 

Fröhlichkeit nicht verliert oder in Panik ,"erfällt. Es ist standhaft, 
sicher mit einer ehrlichen Regierong und auf dem Weg, einen wirk­
lich proletarischen Staat zu schaffen." 
Mikis Theodoraki, geht dann auf die Aggressionen ein, unter denen 
Nikaragua gegenwärtig zu koilkn hat, weil es beschlos$(n hat, st:in 
Schicksal selbst in die lIand zu nehmen und eine revolutionäre 
Haltung einzunehmen. 

"Aber das schüchtert die Völker nicht ein, und sogar genau das 
Gegenteil scheint zu geschehen. D<::nn gegenwärtig scheint es mit 
den Befreiungsbewegungen in Lateinamerika aufwärts zu gehen, 
wie wir in EI Salvador, aber auch in Chile sehen, wo der Widerstand 
sich neu oriemien und stärker wird. Ich habe mir selhn das Ver· 
sprechen gegeben, den 'Canto General' am Grab Pablo Nerodas zu 
spielen, sobald das chilenische Volk die Junta besiegt hat. Und ich 
glaube, an dem Tag, an dem du erreicht ist, wird das mein bester 
Beitrag dazu sein, den Traum Wirklichkeit werden zu lassen, den 
glaube ich jeder politisch ehrenhafte Mensch hat; Die Befreiung der 
Völker Lateinamerikas ... 
Er erklärt um dann, wie der "Canto General" enmand ... Als ich 
dieses volkstumliehe Oratorium nach dem großartigen Buch von 
Pablo Neruda plante, haben mir er selb$l und Salvarlor Allende 
dabei geholfen, die Texte auszusuchen, die darin enthalten sein 
sollten. In diesem Augenblick dachte ich eigentlich daran, es in 

Chile aufzumhren, um mein Volk im Kampf gegen die Militarjunta 
zu unterstützen. Aber als ich futig war, haue sich Griechenland 
schon befreit, in D>ile dagegen hauen die Putschisten Allende ge­
nünt und ermordet. AIJ.O mußte ich das Gegenteil machen: Ich 
fuhrte den 'Canto General' 1974 in Gricchenland auf, als Zeichen 
der Solidarität mit dem von neuem unterdrückten chilenischen 
Volk." 

Auf die Frage, warum er den Text eincs chilenischen Dichters ge­
wählt habe, antwortet er: "Weil der 'Canto General" das Lied dd 
Entstehens. der Blüte, des Kampfes und der Opfer aller Völker 
Lateinamerikas ist. So erml1cn wir durch den 'Canto General' eine 
heilige Pnicht: niemals zu vergenen, daß die Gewalt auf diesem 
Kontinent immer noch dominiert und das seine Völker um brau· 
chen. Man kann den Faschismus ohne intemationa!c Solidaritat 
nicht bc:siegen. Ich versuche immer, in meine Musik die Tcxte be­
deutender Dichter miteinzubeziehen, das erleichtert die Verständi· 
gung mit dem Publikum. Es ,"erSIeht dann leichur, was ich mit 
meiner Musik sagen will. Außerdem war das schon immer typisch 
flir die Musik meines Landes; ihre Verbindung mit der bestcn Poc· 
sie. Das heiß! bei mir; Viele: meiner Werke enthalten Texte '"on 
Ritsos, Seferis, Elitis ..... 
"Wodurch ,"ersuchen Sie sie (die '"on den USA bz .. ·. Multis be­
herrschte Schallplauenproduklion und deren Verbreitung über die 
Massenmedien; d. Red.) zu ,"erdrängen, was bieten sie !ilandessen 
an? ", fragten wir ihn. 
"Sie überschwemmen uns mit ihrer kün$1lichcn Musik, mit dieser 
leichten Musik, die tU erreichen ,"crsucht. daß dk Menschtn sich in 
hohle. entfremdende Unterhaltung flüchten, daß sie ihre Probleme 
vergessen und nicht mchr für eine besserc Welt kdmpfw. Dit grie­
chische ,\fu~ik hat die gegenteilige Wirkung: Sie fuhrt dazu, daß 
man sich erinnert, und sich zu erinnern ist gut. nicht schlecht. Sie 
führt dazu, daß das Volk im Gedächtnis behält, was war (Wider· 
stand gegen die 1961 installierte Militärjunta; d. Red.) und ver· 
SIeht, was kommcn muß. Und das gefallt natürlich dem Imperia· 
lismus nicht, der versucht, in unserem Land in allen Bereichen zu 
dominieren. Aher das Volk widersteht seinen AnSlurm und ,"er· 
teidig! seine eigene Musik." 
(Quelle: Granma Weekly, H~\·"nna, 16.8.1981) 
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Rückblick 
Das Vt~rmächtnis Frantz Fanons 

F 1'.""" (I-) 0,,1 der AlI.l"k.nlSCh~n Völk~,konl.uJll. 19~8 ,n Aa;n 

Sein Hauptwerk "Die- Verdammten diCJer Erde" gilt ilis "Klassiker" 
der Dritte-Welt-Literatur und ist eines der einflußreichsten Werke 
über Probleme des amikolonialtn BefrtiungskampfclI, E, f;md bis 
hinein in die Studentenbewegung der späten 60er Jahre in der BRD 
Resonanz. 1918 ehrte der UN·Sonderausschuß ge~;en Apartheid 
neben Persönlichkeiten des Befreiungskampfes der schwarzen Völker 
wie r.tartin Luther King, \\'.E.B. DuBoil und Paul Robes<)n Fraßlz 
Fanon mit einer Veranstaltung und beschloß sein l.ebenswerk zu 
propagieren. F. t'anons in einem unerhört ausdrucksuarken Stil gc­
schric~nc Veröffentlichungen spiegeln vor allem die Intensität 
widu, mit du er ilC inc persönlichen Erfahrungen vcnrbcilclC und 
sich im Befreiungskampf rur di .. kolonial unterdriickto~n Völker ein­
setzte_ 
Am 20. Juli 1925 wurde Frantz Fanon als Sohn etnes schwan .. n 
ZollLnspektors auf Maniniqu .. geboren. 1939 kam er in das Lycee 
Schoelcher, wo er Aime C(S/lire zu seinen Lehrern zähhe, n .. ben 
Leopold Scnghor und uon Darnas d .. r B .. gründ .. r de i Konzepu der 
Negritude - der Rückbesinnung auf die gesamten kulturellen Wene 
der schwaTZen Weh_ Nach dem 2. Weltkrieg beteiligte er sich an des­
$Cn Wahlkampagne zur französischen Nationalversammlung, die A. 
CC'saire ab kommunistischer Abgeordneter rur Martinique gewann. 
Seit 1943 war Frantz Fanon F~iwilliger der Freien Französischen 
St~itkräfte in der Karibik gewesen, nach Beendigung seiner 
Lyzeumszeit nahm er 1947 in Lyon ein Medizinstudiurn auf. 
In dies .. r Zeit verstärkten sich seine be~iu bei den Truppen ge­
machten Erfahrungen. Konfrontiert mit der rassistischen Feindselig· 
keit und Oberheblichkeit sowie dem Pat .. rnalismus der kolonialen 
Metropole, versuchte er in seinem ersten Buch eine Antwort zu ge· 
ben auf die Problematik d .. s Lebens Schwaner in ellner "weiBen" 
Umwelt. 
"Schwane Haut, weiße Masken", enehien .. n 1952,bcschäftigte sich 
vor allem mit zwei Aspekten; Zum einen setzte er skh mit der Er· 
ziehung von Schwanen in der Karibik und in Frankreich - durch 
Sprache und Verhaltensnonnen - zu "Weilkn", "weilB" Denkenden 
und Handelnden auseinander. Zum ande~n analysierte er dieses 
Phänomen, indem er sein Funktionieren auf folgenden hozeß zu· 
riickruhrte; Di .. in der westlichen Welt praktizierte Identifizierung 
von "schwan" mit Niedrigkeit, Dürftigkeit und Bösem, dagegen von 
"weiß" mit gut, edel, ventandesmäßig und übe rlege,n führt - da 
"w .. iß zu sein" für "den Schwanen" unernichbar ist -- b<:i ihm zum 
Selbsthaß, zur Unterwerfung, zur Zementi .. rung von Runismus. 

1953 üb .. rnahm Frantz Fanon eine leitende Stellung i~n Hospital von 
Blida in der Nähe Algi .. rs und praktizierte im Bereich der psychiatri­
schen Medizin. Die don gemachten Erfahrungen mit d':r psychisch .. n 
Verelendung algerischer Patienten, zugleich aber mit dem Rassismus 
der französischen Kolonisten brachten ihn auf die Seite der 1954 
begonnenen algerischen Revolution. 

1957 verl.icß er Algerien, um der Verhaftung zu entge hen, und ging 
nach TUßls. Dort arbeitet .. er im Gesundheitsdienst d~'r FLN lehrte 
an der Universität und wurde Mitglied der Redaktion des EI'Moud. 
jahid (Der Freiheitskämpfer), der Zeitung der Befrei~lngsbewegung. 
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1959 erschien sein nächstes Buch, "Soziologie einer Revolution", das 
erneut wesentlich die psychischen Aspekte der Kolonisierung zum 
Inhalt hatte, jedoch auch auf die Entwicklung des Befreiungskampfes 
einging. 
Es markiert .. damit auch inhaltlich den Ob<:rgang von der Beschäfti· 
gung mit psychiauischen Problemen zum eig.:nen direkten Engage· 
ment im Befreiungskampf. Dies äußerte sich auch in den diplomati­
schen Missionen, die er rur die FLN unte rnahm, darunter die Teil· 
nahm .. an den Albfrikanischen Völkerkonferenzen von 1958 und 
1960 sowie als Botschafter in Ghana (1960), wo er neben Kwame 
Nkrumah die bald darauf ermordeten Patritt Lumumba und Feli" 
Moum;e, den Führer der Karnerunesischen Volksunion UPC, traf. 
Am 6, Dezemb<:r 1961 $larb Frantz Fanon nach kuner Erkrankung 
an einem Krebs1eiden. 
Zwei Werke wurden posthum veröffentlicht: 1964 "Für die afrikani· 
sche Revolution", eine Sammlung seiner Artikel im EI Moudjahid, 
die seinen Internationalismus dokumentiert. Fast gleichzeitig mit 
seinem Tod erschien "Die Verdammten dieser Erde". 
In diesem Werk faßte F. Fanon in emphatischer und teils blillant 
präz.ierender Sprache seine bisherige Thematik zus.ammen und be· 
schäftigte sich mit weite~n Aspekten des Befreiungskampfes. Dabei 
kam er oft zu weitsichtigen Einschätzungen, z.B. über die negative 
Roll .. der jungen bourgeoisen Herncher der unabhängig gewordenen 
Länder od .. , über den Niedergang der alten nationalistischen Par­
teien. 
Frantz Fanon legte ein klares Bekenntnis für eine IK>ziaiistische Ge­
sellichaft ab und ging ausrtihrlich auf die Rolle der Gewalt im Frei· 
heitskampf ein, die er aus dem Gcwaltcharakter kolonialer Unter­
drückung ableitete. Indes zeichn .. t seine Darstellung hier Mißver· 
ständlichkeit aus, indem sie dazu tendiert, die revolutionäre Gewalt 
als Prinzip naU als Mittel des Kampfes danustellen. 

Parteiisch fUr die "Verdammten dieser Erde" 

F. Fanon kommt das große Verdienst zu, die Frage nach der Rolle 
der Klassen beim Befreiungskampf in Afrika gestellt zu haben. J e­
doch gelangt er hierbei zu fragwürdigen Folgerungen, die meist das 
Ergebnis vorschneller Verallgemeinerungen begr .. nzter Erfahrungen 
auf alle afrikanisch .. n Länder sind, und di .. selten durch Fakten be· 
stätigt werden, Unter Widerspruchen - z.B. die Einordnung der "aus­
gebeuteten" Bauernschaft als "auBerhalb des Klassensystem s" - be­
zeichnet F. Fanon z.B. die Bauernschaft als einzige revolutionäre 
Klasse, die zudem zur Führung des Kampfes b<:fahigt sei, während er 
der afrikanischen Arbeiterklasse vorwirft, sei sei - als "privilegiert" 
- politisch nicht verläßlich, ähnlich auch die Intelligenz. Ergänzt 
wird Frantz Fanons Beurtei lung der Bauernschaft durch die des 
"Lumpenproletariats" aus gestrandeten und verelendeten Landflüch· 
tigen in den Slums de r Städte. Diese, als noch nicht mit dem Kolo­
nialsystem verbundene Fraktion der Bauernschaft konstituiere eine 
der spontanst .. n und am radikalsten revolutionären Kräfte des Volkes 
und sei damit stärkster Verbündete r der Bauern. 
Frantz Fanons Thesen bewegen sich im Widerspruch etwa zu Theo­
retik .. m wie Amilcar Cabral und zu den historischen Erfahrungen. 
Ihre Schwäche ist , daß der Autor sie ohne umfassende Kenntnis der 
afrikanischen Realität zu entwickeln versuchte, daß sie daher vielfach 
Verallgemeinerungen aufgrund einzelner Phänomene darstellen. An· 
dererseits hat das vielfach Zwingende se iner Beobachtungen und sei­
ner Darstellungen zur verbreiteten Obernahme seiner Annahmen 
beigetragen. Theoretisch ist sein Beitrag letztlich begrenzt und sind 
viele Positionen inzwis.chen z.B. durch die Revolutionen in Angola 
oder MO,<lIrnbique in Kinen Teilen zur Klassenfrage usw. "wider­
legt". 
Aktualität besitzt F. Fanon dennoch - nicht zuletzt dadurch, daB in 
d .. n iranischen Moscheen vor der Revolution von 1979 die persische 
Ausgabe von "Die Verdammten dieser Erde" kursierte, 

J.Oltrow$ky 

Berichtigung 

Im vorletzten Rückbl ick zur PAIGC·Gründung in AlB 9/198 1, S. 
38 ist uns leider ein technischer Fehler b<:im Umbruch unterlaufen, 
für den wir uns entKhuldigen: 
Der 5. Absatz, rechte Spalte ("Schon 1920 wurde ein Zirkel ... 
Forderungen diskutiert und formuliert.") gehört in die linke Spal· 
te, vor den 5. Absatz. 



Rezensionen I Filme 
Von Banya, Pedro und Manuel 

Man kann nicht bchaupt~n, daß die Drille Weh - oder die Länder 
und Völker, die man heute unter diesem Begriff subsumiert - jemals 
ein weißer Fleck in der Kinderouchlandschaft gewesen wäR:. Schon 
die sich cmanl.ipicn:ndc Bourgeoisie des 17. und 18. jahmundcru 
schrieb ihre Träume von EXOIik, Reichrum und Macht feme r Länder 
für ihre Sprö61in~ auf - man denke nur an die zahlreichen "Robin­
sonaden". Mit dem aufkommenden Imperialismus schwappte eine 
Flut ebenso abenteuerlicher wie aggressiver "Koloniakrzählungen" 
in die Kinderstuben und noch heute ste ll t man bei einer Obersicht 
über Kinderbücher mit historisch-geographischer Thematik feit, daß 
die europäischen Entdecker und Eroberer Asiens, Afrikas und La­
teinamerikas den bedeutendsten Anteil des Buchangebots in d ieser 
Sparte steUen. 

Wenn si<:h in der BRD seit Beginn der 70cr Jahre die Bemühungen 
um eine authentische und an den Interessen der unterdruckten 
Völker der Drillen Welt orientierte Literatur verstärkt und teilweise 
durchgesetzt haben 50 kann doch dieser Prozeß längst nicht alt abge­
schlossen gelten_ Die hier vorgestellten Bücher dokumentieren neuere 
Tendenzen der Suche nach ansprechenden und originellen Formen in 
progTess iv-parteilicher Intention und sind an jeweils unterschiedliche 
Leseaher g.:richtet: 
Gcrd Simoo, Banya aUI Thailand schreibt Briefe an d ie Kinder in 
Deutschland. Zeichnungen von Theo Scherling, Verlag Gerd Simon & 
Claudia Magiera, München 1980 (2. verbe~~rte AuflaJe), 32 S., 
9,60 DM 
Fredrilr. Vahk, Ich erzahle von Pcdro. Gcschichten, Liedcr und 
Märchen aus Mexiko, Fotos von Annemarie Salm, Middclhauvc Vcr­
lag, Köln 1980,76 S., 14 DM 
Fredrilr. Vahle, Manucl oder die RciK zum AnfaJli der Welt. c.-,­
K hichtcnroman in vie r Tcikn, mit Foto-Crafiken von Anncmarie 
Salm, Lam uv Vnlag, Bomheim·Mcrten 198 1, 126 S., 9,80 DM. 

Manuel 

cd" 
Die Reise zum 
Anfang der Welt 

Gcrd Simon hat mit " Banya aus Thailand" eine Gestahungsweisc 
gewählt, die geeignet crscheint, beim Leser persönliches Angespro­
chensein und Verbundenheit mit denjenigen, über dic berichtet wird, 
hervonurufcn. Er läßt einen thailändischcn Bauemj\lllgl"n in vie r 
Briefen über sich und das Leben seiner Familie berichten. Im indivi­
duellen Schicksal wcrden typische soziale Situationen deutlich go:­
macht. 
Die Bauern am Fluß "Mutter des Wassers" müssen hart arbeiten, um 
ihre nackte Existenz sichern zu könncn. Unglücksfa.lle \lnd Mißernten 
fuhren unweigerlich Z\l Verschuldung, zu Abhängigkeit von wucheri­
schen Händlern, zum Verl\lst der einfachen Produktionsmittel. Die 
Auswanderung in die große Stadt Bangkok, dic mit Hoffnungen auf 
ein bcsscrcs Leben verbundcn in, wird chcr zum weiteren Abstieg. 
Ein anderes Bild dieses Landc ' ab es von den Illustrierten hienulan­
dc verbreitet wird, mit Sirikit und goldencn Tempekhen, idyllischcm 
Landbau und tropischer Urlaubsatmosphäre. 
Es wäre aber falsch, diescs Buch schlicht als "Information", als Sach­
buch zu begreifen. Mit den ebenso una\lfdringlich wie cinfUhlsam 
SCschilderten Gedanken und Emotionen des Jungen Banya stellt sich 
nicht nur mehr Wissen, sondern auch NacherIebbares ein. 
Es gibt nicht wenigc Bücher mit ahnlicher Thematik, die alles daran­
sc{zcn, ~\l zeigen, daß vieJc Menschcn dcr Dritten Weil in Armut und 
Elend \cben - etwas, was dic meisten Kindn bci uns im Grundc 
wissen. Gerd Simon dago:gen veu\lcht Z\l zeigen, welche Bedingungen 

Kinderbücher zur Dritten Welt 
hier eine RolJc spielen; er uigt gcscUschaftliche Widenpriiche und 
die Prozessc der Pauperisierung auf und n:gt zu weiten:n "-ragcn nach 
dem "warum? " an. Was man allerdings vermißt, sind Oberlegungen 
zu Alternativen. Etwas bemüht heißt es am Schwß: "Banya, du m\lßt 
groß und "atk werden; dann wirst du dafUr kämpfcn könncn, daß 
aUe Kinder gleich viel zu esscn haben \lnd alk Kinder zur Schule 
gehen können" (S.3 1). Doch was hat schon e inc solchc Andcurung 
zu sagen, wenn das Aulbegehren zuvor niemals im Augc gefaSt oder 
auch nur crwogen w\lrde. 
Gerade in $Ciner einfachen Ausstattung ist das Buch hervorragend 
und zweckmäßig gemacht. Mit dem knappen Text in Schreibschrift, 
den gut integricrten Fotos und Zeichnungen eignet es sich fUr das 
friiheste Lesealter sowie zum Vorlesen und Besprechcn. 
Geschichten, Lieder \lnd Märchen allS Mexiko s teUt Fredrik Vahle in 
dem Bändchen "Ich en:ahle ~on Pedro" vor. Das crste Kinderb\lch 
des seit langcm als Licdermacher rur Kinder ("Die Rübe", ne\l : "Der 
Elefant") bekannten Autors berichtet in einer Rahmcnen:ähl\lng 
übcr Ereignisse großer und kkiner Art im Leben cincs sechsjährigen 
mexikanischen Jungen. Es entsteht ein Bild vom Leben Pedros und 
seiner Leute, das nicht nur deren unmittelbare Lebenstätigkeit um­
faßt, sondern in dazwischen manticrten Mythcn, Märchcn, Licdern 
und Spielen das spezifische Dcnken und Fühlen, die Geschichte \lnd 
die indianischen Traditionen des Landes vor Augen fUhrt. 
Diese Konzeption gibt insofern ne\le Wege vor, als sie die herkömm· 
liehe Dritte-Wclt·Kinderliteratur, die meistcns auf das Dokumentari­
sche fixiert ist, mit der Einbeziehung des Geschichllich·Kult\lrcllen 
um cint: wesentliche Dimension erweitert. So wird cinencits der heu· 
tige Zustand als eine gemachtc, d.h. geschichtliche Sit\lation erfahr­
bar, andereocits das Interesse an Sagen und "Geschichten aus der 
Gcschich te" nicht isolie rt, sondern auf dic Gegenwart der arbeiten­
dcn Menschen dieses Landes \lnd ihrer Kinder gerichtet. 
Die Erzähl\lng über die "seluamen Götter", die Weißen, die Tod und 
Vcrnichtung über du Volk der Azteken bringen, stcht neben der 
Beschreibung der Hiittenstadt Pe<!ros, vcrmillelte Kritik am Habitus 
borniertcr Touristcn neben de r mittclamcrikanischcn "Blindekuh"­
Variante, Alltagsberichle neben den Märchen, die die Großmutter 
Uraka erzählt. 
Die häufigen Schnittc und Wechsel in der Erzähl\lng werden durch· 
aus nicht als chaotisch empfunden, erfordern jedo.;h eine größere 
Aufmerksamkeit und Ausdauer bei dcr eigcnständigen Lektüre a ls 
etwa Banyu d\lrchgängig genaltete Kinderkorrcspondenz. Als e in· 
zeine Geschichten eignen sich viele Stückc jedoch schon zum Vor­
lesen rur jüngo:rc Kinder. 

Während "Ich erzähle von Pcdro" dic aktuclle·politische Situation 
ka\lm tangicrt \lnd gesellschaftliche Widerspruche eher in ausgespro­
chen individ\lellen Ersche inungsfonncn 3ufspürt, bi lden d icse Kom­
pJcxe in Fredrik VahJcs ncuestem Buch den u.nmittelbaren Anlaß 
zum ErdihJcn wie auch den dynamischen HinteJgJ\lnd der Handl\lng. 
Der vierteilige sog. Geschichtsroman "Man\lel oder die Reise zum 
Anfang der Welt" bcrichtet übe r dcn großen "Fddz\lg gegen die 
Unwissenheit" in Nikata.g\la nach dem Sieg der Sandinistischen Be­
freiungsfront über Somm:a und seine Garde. 
Im Mittelpunkt stcht der Jungc Manucl, der \lntcr dic Alphabetisa· 
torcn aufg.:nommcn w\lrde, obgkich er eigentlich noch zu jung ist. 
Es wird davon berichlet , wie dieser Sohn aus einer wohlhabenden 
familie in Managtla überhaupt dazu kam, zu Sicherung und zum 
kulturellen Ausbau der Revolution bcitragcn zu woUen; seine Reise 
an den "Anfang der Welt", dic Insel Solentiname im großen Nikara· 
guasee - wo schon Ernesto eardenal gewirkt hatte bis zur Vertrei­
bung durch die Somou-Schergcn -, um dort zum Einsatz zu kom­
men; sein Leben in der Rolle eines "Lehrers und Lerners" unter ihm 
völlig ungewohnten Bedingungen, seine Schwierigkeiten u.nd seine 
Erfolge. 
Die sensible und zahlreiche Episoden umfassendc Schilderung von 
Manuels Weg, der auch rur ihn imofcrn eincn "Anfang der Weil" 
bedcutet als cr cine sinnvolle \lnd wichtige Arbei t leistet, ist wie 
schon in dem früheren B\lch verbunden mit historischen, kulturellen 
u.ä. Exkuoen. Fredrik VahJc hat dabei durchgängig Erlebnisse, 
Recherchcn, Eindruckc seiner eigo:ncn Reise nach und durch Nikara-
8\la im Sommcr 1980 vera.rbc ite t, dic cr zusammen mit Annemarie 
Salm, deren Foto-Graphiken den Band illustrieren, unternahm, \lm 
dem Ministcr rur K\llt\lr eine Solidaritäuspende von 40.000 DM zu 
überreichen, die bei Auftritten gesammelt wurdc. 
So hat mit dem Buch von Manuel jene Solidari tätsbckundung mit 
dem ncuen Nikarag\la eine wcite re hervorgebracht, die ebenso gelun­
gen wie aktucH ist. 8emd Dolle 
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Info dienst 
Theater zu EI Salvador 

Im Zeitraum 18. Oktober bis 30. November 
dJ. geht die älteste uitgenössische US­
Straßcntheater-Gruppe San FranciJo:o Mime 
Troupc auf Toumu quer durch die Bundes· 
republik. 

Die Szenerie des LchrslLickcs "Der letzle 
Tango in Huahuatcnango" cnspricht der al­
tuellen Situation in EI Salvador und macht 
sich an realen Per$()ßcn und Ereignissen fest. 
Die Rolle der US-Militärhilfe rur die Junta, 
deren angeschlagenes Prestige, die Massaker­
politik ihrer Kommandos, der Widerstand der 
Bauern und Guerilla - alt dies wird vorgc­
fUhrt. Musiknummcm und Tanuinlagcn sor­
gen ror Abwechslung. 

Aktivitäten für Angola/Namibia 

Die Vereinigung von Mitarb<:itcm des Deut­
schen Entwicklungsdienstes und das Organi­
sationskomitee du Afrikasolidaritätsgruppen 
wandten sich in einem Offenen Brief vom 
17.9.1981 an dil: Bundesn:gicnmg und die 
Sundestagsfraktionen, um sie angeskhts der 
$Üdafrikanischen Angolainv3.Sion an das UN­
Waffenembargo gegen Südafrika zu erinnern_ 
U_a. würden in den letzten jahren gelieferte 
bundesdeutsche Unimogs von der Rauisten­
armee rur Operationen in Namibia und An­
gola eingesetzt. Oie Verfasser fordern daher 
die Bonner Instanzen auf, "den verfassungs­
widrigen Export von militärischen Ausril­
stungsgegenuänden nach Südafrika zu unter­
binden und das UN-Waffenembargo voll zur 
Anwendung zu bringen." 
Eine Angola·Dokumentation mit Hinter­
grundmaterialien zur Invasion Südafrikas hat 
am 14.9.1981 die Anti-Apartheid·Bewegung 
(AAB) herausgebracht. Neben einer Zwi­
schenbilanz des Kriegszuges enthält das 
14seitige Papier eine ClHonologie südafrikani­
scher Aggression.sakte gegen die Frontstaa­
ten, die Beschreibung des SWAPO-Zentrums 
"Cuanza" in Angola und einen Spendenauf­
ruf für die Südwestafrikanische Volksorgani­
sation Namibias (SWAPO). Das Material ist 
zum Stückpreis VOll 0,50 DM zu beziehen bei 
der AAS, Blücherstr. 14,5300 Bonn 1. 
Oie Beratung von Unterstützungsmaßnahmen 
rur die SWAPO und den Afrikanischen Natio­
nalkongreß (ANC) ist angesichu des ver­
größerten Flüchtlingsstroms und der jetzt 
kritischen Versorgungslage in Angola dring­
licher denn je geworden. Sie wird im Mittel· 
punkt des 2. Internationalen Workshops der 
ICSA (lntemationales Komitee gegen Apart­
heid, Rassismus und Kolonialismus im Süd· 
lichen Afrika, gegt. 1977) stehen, der vom 
6.-8. No\"Cmber 1981 in Frankfurt angesetzt 
iu. Anmeldungen bei: ICSA, elo medico in­
ternational, Homburger Landstr. 455, 6000 
Frankfurt, Tel.: 06 11 _ 232229. 
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Ausländerwoche der Freundschaft 

Zu einer "Woche der Freundschaft gegen die 
Ausländerfeindlichkei!" vom 14.-20. Dezem­
ber 1981 hat die Födernlion der Arbeiter­
vereine der Türkei in der BRD (FIOEF) auf­
gerufen. 
Damit will sie die Versuche neonazistischer 
Kräfte, Ausländerfeindlichkeit zu schüren, 
das J.Oziale Klima in der Bundesrepublik zu 
vergiften und die Menschen hier in zwei ge­
geneinander Haß emprmdende Latl:er zu spal­
ten mit Freundschaft zwi5chen Deutschen 
und Ausländern kontern. 
Vorschläge und Informationen: FlDEF, 
Lichtstr. 31, 4000 Düsseldorf I. 

Boykott gegen Vietnam beenden! 

Die Mi tgliederversammlung der Freund­
schafugesdlschaft BRD-Vietnam vom 
4. 10.1981 in DÜlIseldorf hat die Bundes­
regierung ·in einer politischen Erklärung auf­
gefordert, auf d ie USA und Oiina einzuwir· 
ken, um die von ihnen "angeheizten Span­
nungen in Südosta,ien abzubauen". 
In der Erklärung wird auf die "hinonsche 
Mitschuld" Bonns an den U5-Kriegwc:rbre­
chen in Viemam verwiesen, die von der Bun­
desregierung mit abgetragen werden müßten, 
und zwar U.a. durch die endliche Auszahlung 

der bewilligten Aufbauhilfe von 89 Mio DM, 
die Aufnahme der SR Vietnam in das .:nt­
wicklungshilreprogramm der BRD, die Unter­
stützung humanitärer Vietnam-llilfJ.Organisa· 
lionen und das Entgegenwirken gegen divenc 
antivlctnamesische Kampagnen hienulande. 

Medienhandbuch Dritte Welt 

Das im jugenddienst Verlag erschienene 
"Medienhandbuch Drine Welt. Filme und 
Tonbildreihen" (hrsg. vom Gemeinschafu· 
werk der Evangelischen Publizistik e.V., 
Wuppertal 1981,9,80 DM) bietet auf 282 S. 
eine übersichtliche Zusammenstellung von 
Medien zum Thema Dritte Welt, die bei 
nichtkommeniellen Verleihern erhältlich 
lind. Sie können bei Solidarititsveranstaltun­
gen, in der schulischen und außeT5chulischen 
Bildungsarbeit eingesetzt werden. 
Vorangestellt sind dem überblick über teils 
mit Kunrezensionen versehene Filme und 
Tonbildrcihen eine kritische Erönerung ent· 
wicklungspolitischer Begriffe und Erfah­
rungsberichte über den Einsatz audiovisueller 
Medien. Ein alphabetisches Sach- und Un­
derregister und ein Verleiherverzeichnis run­
den das Handbuch ab, das als wichtiges Nach­
schlagewerk für Dritte-Wdt-Initiativc:n, Leh­
rer und Filmdubs zu empfehlen ist. 

Aktuelle Platten- und Buchtips: Südafrika, Nikaragua 

Ccntre Agairut Apartheid der Vereinten 

l :f~~~~f;ih~'~'~~in~Zu~,~ammenatbeit mit dem Solidaritiukomitee 
.. Konzert ru r Soweto" 
Bezug auf ein gleich-

Konzert, das im jahr 1980 in Diissel­
''',Hlr~,d, werden einige der dort aufge-

Kilnstier (allerdings nicht im Life­
IMIi""h""") vorgestellt: Auf den enten 2 Sei­
ten präsentieren james Madhlope Phillips 
und der Brcmer Chor " Die Zeitgenossen" 

Freiheitslieder (identisch mit 
Es folgen 5 

i . Ma.kcb'l 
Seiten 3 und 4. 

ist zum Prcis von 22 DM beim 
Landstr. 15, 6000 Frankfurt 

der Befreiung von der Somoz'l·Diktatur 
macht Nikaragua auch literarisch yon sich 
reden, wie drei attraktive neue Buchtitel aus 
und über Nik'lTagua zeigen. 

e rste, "Unser Land mit den Menschen , 
wir lieben " ist ein Gediehtband vOn Er· 

C'lTdenal mit Bildern, die die Bauern 

1:;:~~;::;~':~~'N~~:.~~h::aben und mit Pho· I' Bei diesem Buch 
das Anschauen als auch das 

I;;;;i,,;';;;;,;, ist im Peter Hammer Verlag 
I' kostet 19,80 DM 

jmr erschienen ist der Gedicht· 

''';';ill,:,,;;feuerlinie '' der nikaraguanischen 
I' Gi.aconda Selli, die sehr e indrucks­

Alltag im Befreiungskampf der San-
der Sicht einer kimpfenden Frau 

1~;~~'~;:~';,~E:'"':st: ebenfalls im Peler Hammer I: und kostet 12,80 DM. 
"Vom Vergn.n des Prisi­
Band mit Erzählungen des 

Gtoconda Selli 
FEUERLINlf 

Gedichte auS 
Nicaragua 

Peter Ilammer VerlJg 

nikaraguani5chen Schriftstellers und 
rungsmitglieds Sergio Ramiru. In 
Teilen des Buches nimmt er in """,mh'.,d· I 
lichen Slilformen die Dekadenz der 
geoisie aufs Kom. Im ersten Tei l. mit 

schen Fabeln übertitdt, Wird'.~d:",'~;:~;::~;~:; I kraft der märchenartigen ~ 

noch durch Holzschnitte ergänzt. 
ist ebenfalls im Peler Hammer Verlag ,n.h',· I 
nen und kostet 16,80 DM. 



Südafrika·USA 

Im September dJ. hat eine Studienkommis­
sion der Rockefeller-Stiftung einen !iOO-Sei· 
ten·Bericht mit dem Titel "Südafrika: Die 
Uhr läuft ab" vorgelegt. Die u.a. von 11. Kis· 
si~r und dem liberalen Euu6cnminiUer C. 
Vance beratene Kommission artikuliert darin 
die Sorgen eines Teiles der US·Bourgcoisie 
gegenüber dem Konfrontationskurs der Rea· 
gan·Administl'lltion. 
Deren bedingungslose Unterstüttung der kon· 
zessionslosen, aggressiven Politik des süd· 
afrikanischen Rassistenregimes könne, so be· 
fürchten die Verfusc:r,langfrinig den Interes· 
sen des US·Kapitals eher schädlirh ab dien· 
lich sein. Die Unterdrückung der "Schwar· 
zen" und ihrer Organisationen in Südafrika 
biete nicht die Gewähr damr, die benehen· 
den Verhältnisse zu sichern. Sie radikalisiere 
diese vielmehr und mUssc zwangsläufIg zu 
einer gewaltsamen Revolution führen. Das 
Beispiel anderer afrikanischer Staaten zeige, 
daß CI ~um Zwecke der "Eindämmung $0. 

wjetischen Einflusses" eher sinnvoll sei, sich 
rechtzeitig mit den "Krähen dei Wandels'· zu 
arrangieren. 
Soviel richtige Einsichten diese Einlchättung 
enthalten mag, sowenig Neue! vermag die 
Studie an praktischen Koru.cquenzen anzu· 
bieten: Sie kommt nicht der UN·forderong 
nach allgemeinem Wahlrecht nach, sondern 
favomiert ein für Afrikaner eingeschränktes 
Wahlrecht. Die Verfasser votieren nicht für 
ein WirtschafUl· und Waffenembargo, wie es 
die UNO verlangt, JOndem sie plädieren für 
ein tei]weises Technologie·(!)Embargo und 
für die Nichtausweitung bestehender Investi· 
tionen. In dem von den Verfassern vorgr:· 
schlagencn "dezentralisierten, födel'llliJli· 
schen" System lind Bantustans vorgesehen. 
Schließlich gehl u den Autoren ganz im Sin· 
ne des Botha·Regimcs darum, daß nicht eine 
afrikanische Mehrheit die Wei8c:n dominiere. 

Naher Osten 

Während des Besuches Menachim Begins in 
Washington kamen u und Ronald Reagan am 
10.9.1981 überein, die miliUruch·stl'lltc"gische 
Zun.mmcnarbeit der USA und luaels in der 
Nahostrcgion auszubauen. Laut Alexander 
Haig denkt man dabei an eine "vereinte Pla· 
nung, gemeinsame Studien und AnJlren· 
gu~n, die äulkren Bedrohungen der Region 
begegnen" sollen (International Herald 
Tribune, 11.9.1981), an koordinierte Ober· 
wachungsmaßnahmen (Sa telliten, AWACS) 
oder an gemeinsame S~kricg:smanöver in 
nächster Zukunft. 
Die Arabische front der Standhaftiguit und 
Konfrontation (gegr. 19 77 von Syrien, 
Libyen, AJ.gerien, dem Siidjemen und der 
PLO) wertete dieses Abkommen und die vor· 
ausgega~ne US·Anacke gegen Libyen (Ab· 
!lChuß zweier libyscher Flu~eugc am 
19.8.198 1) als Übergang Washingtons zur 
"direkten Konfrontation" gegen die gesamte 
atabische Nation. Auf ihrem 5. Gipfeltreffen 
vom 11./18. September dJ. in Bengasi riefen 
die Fllhrer der Standhaftigkeitsfront und der 
anwesende iranische Aulknminister M.II. 
Musawi die Regierungen der arabischen Welt 
zum Einsatz oliier Druckmittel, einschließl ich 
der Ö]waffe .md der Petrodollarguthaben, ge· 
gen die amerikanisch·israelische Bedrohung 
auf. Sie sicherten ,nsbesondere Libyen und 
der PLOfSyrien ihre Unterstützung, darunter 
militärische Hilfe, zu. 

Palästina 

Einem neueJl"i Plan der Begin·Regierung zu· 
folge soll am 1.12.1981 die Militärverwaltung 
in den besenten Gebieten abgeschafft und 
durch einen israelischen Zivil-Gouvemcur e r· 
setzt werden, der dem MiliUrgouverneur uno 
tersteht. Da.!: Militär soll weiterhin für Ruhe 
und Ordnu"i: sorgen. 

Gleichzeitig bekundete die israelische Regie­
rung ihre Absicht, zum einen die Zah[ der 
israelischen Siedler im Wcstjordangebiet bis 
1985 um 110.000 zu erhöhen. Zum anderen 
sucht sie zielst rebig die arabischen Städte im 
Westjordango:biet finanziell auszutrocknen, 
indem ihnen, fortan die Annahme vOll Spen· 
den aus arabischen Ländern verboten wird, 
während kollahorlcrende Bürgermeister aus 
kleinen Dörfern großtiigig unterslü~t wer· 
den. 
Der Plan lfür die Zivil verwaltung wurde 
prompt von Ägypten ah ein vertrauensbil· 
dender Schritt bezeichnet. 
Karim Khah.f, der Bürgermeister von Ramal· 
]ah erklärte,. daß es für ihn keinen Unter· 
schied zwischen einem Besatzer-Gouverneur 
in Uniform oder im Anwg gäbe. Und Bassam 
Shakaa, der Bürgermeiller von Nablus, stellte 
fest: "Lctzh:nd]ich wo[len sie die Westbank 
annektieren." (Time, Wa.shington, 5.10. 
198 1) 

, 
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Sudan 

Die nach d<:m Ableben Sadats ruT die USA 
nicht abwägbaren Entwicklungen in Ägyptcn 
und der R.:gion haben die Bedeutung des 
sudanesische:n Numeiri·Regimes angehoben. 
Ghaafar a1·Numeiri war am 25. Mai dJ. als 
erstcs arabis,:hes Staatsoberhaupt offiziell auf 
Sadats Kapitulationspolitik von Camp David 
eingeschwenkt, was ihn im 1rUlem wie: im ara· 
bischen Raum isolierte. Immerhin ließ es sich 
die Reagan·Administration 100 Mio Dollar 
Militär· und 115 Mio Dollar Winschaftshilfc 
konen, de., in Bedrängnis geratenen G. 
Numciri zu mützen. 
Die sich rapide venchlechterndc ökonomi· 
sche Situati'f)n im Sudan hatte seit Mai dJ. 
zu zahlreid.en Streiks geruhrt, auf die das 
Regime mit eill<'r Verhaftungswelle und der 
Schli.:ßung d.:r Universitäten antwortete. 
Mitte Septe,mber dJ. begann mit der Verhaf· 
tung von 17.000 I'ersooen als "Herumtreiber 
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Wld Illegale Einwanderer"" der umfassendste 
Schlag gegen die sich formierende: Opposi· 
tion. Schließlich wurden am 5.10. 1981 die 
Nationalversammlung und die Volksver· 
sammlung der autonomen Süd region aufge· 
löst. 
Seit Anfang Oktober dJ. versuchte Numeiri, 
von A. Sadat [autstark unterstützt, mit MeI· 
dungen über angebliche libysche Angriffe auf 
den Westsudan von seinen innenpolitischen 
Querelen abzuLenken. So erklärte denn auch 
US·Aulknminister Alexander Haig, Numeiri 
drohe eher ein Putsch als eine libysche Inva· 
sion (International Herald Tribune, Zürich, 
9.10.1981). Am 12.10.1981 Ktzte A. Haig 
hinzu, daß die USA bereit seien, dem Numei· 
ri·Regime im falle .:incr Bedrohung jede er· 
denkliche militärische Hilfe zu gewähren. 

Türkei-BRD 

Mit einem Jubiläumsgcschenk von 590 Mio 
D~1 prämierten die Bonner Regierungspar· 
teien das einjährige Benehen der Militärdik­
tatur in der Türkei. Die am 15.9.1981 unter· 
zeichneten bilateralen Verträge sehen 460 
Mio DM Wirtschafts· und 130 Mio DM Mili· 
tärhi]fe vor. Letztere hat eine Laufzeit bis 
Ende 1982, wobo:i das Lieferverhältnis von 
Neu· zu Oberschußmaterial aus Bundeswehr· 
beständen bei 80:20 geblieben ist. 
Die demokratischen Kräfte nutztc:n den Jah· 
renag allerdings zum vielfachen I'rote~t gegen 
das Militänegime. Die sozialistische Fraktion 
des Europa-Parlaments zog $ich aus dem EG· 
TÜrkei·Ausschuß >;urllck, "solange die p;ula· 
mentarische Demokratie in der Türkei nicht 
wiederhergestellt I.\t und die Menschenrechte 
nicht respckti.:rt werden". HDie Gewerk· 
schaftsfunktionäre", so der DGB in einer 
Stellungnahme am ]0.9.1981, "die willkür­
lich aus politischen Motiven in Haft gehalten 
werden, sind unven:üglich freizulassen." 
In zahlreichen Orten wurden Mahnwachen 
abgehalten. Am [2. September 1981 forder· 
ten 8.000 Demonstranten in Dortmund: 
Freiheit für die Gewerkschafter und Demo­
kraten in der Türkei! Schluß mit der Unter· 
drückung d.:, kurdischen Volkes! Weg mit 
der Militärdiktatur! 

Panama 

Zunehmend verstärk.:n sich die Verdachu· 
momente e iner CIA·Betciligung beim tragi· 
schen Tod des Generals Om3l" Torrijos Hn· 
rcra. Chef dcr Nationalgarde Panama$. O. 
Torrijos war am :U. Juli dJ. bei dnem flug· 
zcugabsturz ums Lebc:n gekommen. Die 
mexikanische Zeitung Exoclsior vermeldete 
" Informationcn aus diplomatischen und Ge· 
heimdienstkreiscn·' Wa.o;hingtons, darunt('r 
Äulkrung.:n d.:s ehemaligen CIA·Abteilungs­
chefs M. Buge], dcnenzufolg.: die lIaltung 
Torrijos ein g.:fahrliches Hindernis fl.ir die 
neue Minelamerikapolitik der R('agan· 
Administration dargestcllt habe (vgl. Afrique 
Asie, Paris, ]4.9.198 1). 
Der Tod des Gcnerals bcdeutcl in der Tat 
einen schweren Verlust mrdio: demokratis.ch· 
anliimpocrialistischen Knifte Lateinamerikas. 
Wichtigstes Verdienst O. Torrijos, der vOn 
1968·18 da. Präsidentenamt innehatte, war 
die nach sechsjährigcn Verhandlungl."n 1917 
erfolgte Rat ifIzierung cinc~ new·n Panamll" 
kanal·Vertr.lg<:s mit der Cartcr· Rcgie"",,,,,. 
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Auch g~lange5 dem S2jährigen Politiker, eine 
weitgehende Nationalisierung der United 
Fruit Company in Panama ducchzuJel%cn. 
O. Torrijos leistete ferner einen her.!.usragen­
den Beitrag bei der Unterstützung der Befrei­
ungsbewegung Nikaraguas (siehe Torrijos­
Interview in AlB 7-8/1981, S. 52·55) und 
teilte die antiintclVcntionistische Position 
Mexikos zu EI Salvador. Unter seiner Füh­
rung hatte sich Panama zugleich zu einem ak­
tiven Mitglied der Bewegung der Nichtpakt· 
gcbund.mcn entwickelt. 

Nikaragua 

Angesichts zunehmender ökonumischer 
Schwierigkeiten, in die Nikaragua durch das 
Ausbleiben der US-Wirucnaftshilfe und 
dUll:h Boykonmaßnahmen einiger einheimi­
scher Unternehmer geraten ist, rief die Regie­
rungsjunta am 9 .9 .1981 ftir ein Jahr den wirt­
schaftlichen und sozialen Notstand aus. 
Gleiehuitig verkündete sie eine Reihe von 
Gesetzen, die Wirts.::haftsdelikte wie Devisen­
schmu~l, Sabotage usw. künftig unter 
Strafe $leUen. Ebenso gilt die Verbreitung 
von Fallchmeldungen, d ie zu Hamsterkäufen 
von Lebensmitteln oder Sabotagemaßnah· 
men fuhrell, fortan als Delikt. Nach Abspra· 
che mit den Gewerkschaftszentralen wurden 
auch das Strcikrccht für die Dauer dei Not­
stands außer Kraft gesetzt und weite re Land· 
besetzungen verboten. Eine Künung des 
Staatshaushalts um 5% und eine geSlaffclte 
Erhöhung der ImportzöUe sollen weitere Ein­
sparongen ermöglichen. 
Wegen der wachsenden Bedrohung durch USo 
Manöver in der Karibik und die zentralameri­
kanischen Annct:n wurde zudem ru r einen 
Monat zur Generalmobilmachung aufgerufen. 
Verteidigung und Produktion sind mehr denn 
je die wichtigsten Aufgaben der Revolu tion. 

BeJize 

Am 21. September 1981 wurde Bclizc, ehe· 
mals britische Kolonie, in die Unabhängigkeit 
en tlassen. Am Tag darauf beantragte Premier­
minister George Pricc die Aufnahme in die 
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UNO und erklärte den Beitritt zur Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen. 
Die Aufnahme in die UNO wurde von dem 
guatemaltekischen Diluator Romeo Lucas 
Garcia scharf verurteilt, da sein Land An­
spruch auf das TerrilOrium Bcliza erhebt. 
Obwohl seinem Land weitgehende Zuge­
ständnisse gemacht wurden (siehe AlB 
5/1981 und 2/1980), gab er sich nicht zufrie­
den und verweigerte Belize die Anerkennung. 
Schon am 17.9.1981 hatte Mario Sandoval 
Alcaron, Präsidentschaftskandidat der guate­
maltekischen Bewegung der Nationalen Be­
freiung (MLN) von der Regierung wcas ge­
fordert, Bdize den Krieg zu erklärcn. 
Zu ersten Zwischen fallen zwischen guatemal­
tekischen Truppen und der britischen 
Schutzmacht, die noch 1.600 Manll in Belize 
statiolliert hat, kam es schon am Tag der Un­
abhängigkeitserklärung, als 47 guatemalteki· 
sche FlugZeuge demonsu ativ die belizische 
Grell2.e überflogen und ebenso demonSlrativ 
von britischen Kampfflugzeugen bewacht 
wurden. 

Argentinien 

Die argcntinischen Militärs kündigten im Sep­
tember dJ. an, sie woUten bis 1987 an der 
Macht bleiben. Währcnd der noch drcijähri­
gen Amtszeit Präsident Violas soUen keine 
Wahlen stattfinden und auch das Verbot der 
parteipolilischen Aktivität weiter bestehen 
bleiben. Von Teilen der Annct: und dem op­
positionellen Parteienbündnis Multipartida· 
ria, das sich aus Radikalen, Peronisten und 
Christdemokraten zusammensetzt, wird da· 
gegen die Forderung erhoben, 1984 Ptiisi­
dentschafuwahlen abzuhalten. 
Auch in Fragen der Wirtschaftspolitik ist die 
Annee urstritten, nachdem der ehemalige 
Wiruchaftsminister der Regierung Vidcla 
Ende September dJ . potentiellen US·lnve· 
storen ein neues Privatisierungskonzept rur 
staatliche Firmen, darunter des Mcdiennel­
zes, unterbreitete. 
Laut Latin America Weekly vom 2. 10.1981 
haben sich kürzlich oppositionelle nationali­
stische Militärs, die den forcierten Wirt­
schaftsliberalismus der junta kritisieren, zur 
Gruppe Nationalistischer Offiziere zusam­
mengeschlossen. 

Kolumbien 

Die Auseinandersetzungen zwischen Gueril· 
leros und Militärs in Kolumbien nehmen im· 
mer mehr den Charakter eines Krieges :In, an 
dem sich allein 10.000 Soldaten beteiligen. 
Die Bewaffneten Revolutionären Kräfte 
Kolumbiens (FARC), eine GueriUaorganisa· 
tion, die bereits in den 5(kr Jahren entstan· 
den ill und Verbindungen zur KolumtJiani· 
Ichen Kommunistischen Partei (PCC) unter­
hält, konnten in diesem j:lhr, die Zahl ihrer 
Fronten von 10 auf 12 erbÖhen. Eine andere 
Guerillabewegung, die populistische M·19, 
die besonden durch spektakuläre Aktionen 
wie die Besetzung der dominikanis.::hen Bot· 
schaft im letzten Jahr von sich reden machte, 
konnte ihre Operationen ebenso ausweiten. 
Dies gelangt ihr, obgleich bis Zur jahresmitle 
1981 mehrere M-19·Kommandos aufgerieben 
und sie von der Armeeftihrung rur liquidien 
erklärt worden war. 
Das Regime j.C. Turuay Ayalas (siehe AlB 
10/1980, S. 27-30), da' sich immer mehr zu 
einer Militärdiluatur unter der Regie des 
Kriegsministers General Camacho Lcyva ent­
wickelt, reagierte mit einem Amncstieange­
bot, das allerdings nur 8 Guerilleros nutzten. 
Die M-19 erklärte sich bereit die Waffen nie­
derzulegen, falls der seit 30 jahrcn andauem­
de Ausnahmezustand sowie das Gesetz über 
die nationale Sicherheit aufgehoben und alle 
politischen Gefangenen freigelassen würden. 
Die Antwort: Das Militär verstärkte die Ver­
treibung und Inhaftierung von Bauem, die ;11 
GueriUagebictcn leben. Oppositionspolitiker 
wurden festgenommen und gefoltert. Zwi· 
schen November 1980 und juli 1981 wurdell 
mindestem 62 von ihnen ennordeL 

Die Revolution der Hoffuungen 
ist """,,"C 

Wirtache.ftlicher Druck 
'"' 1IBshington. 

milltä.ri9che Bedrohung 
aus den Nachbarländern. 

Boykott der Getreideliefbrungen. 
Sperrwig wn Krediten 

und Kapitalflucht gefährden die 
erreichten Ziele; 

Soziale Gerechtigkeit 
A_ng 

und Bildung für alle. 

Ges~ 
Damit Nicaragua. seinen ~ 

wertenrehen kann, 
damit Freiheit rr&glich bleibt, 
braucht es WlSeI'e &llidaritAt. 

Gen<le ,;.tzt. 



Bolivien 

Von der nach dem Rüo;l.:rriu Garei" I\lezas an 
die Macht gekomlßcncn Junta wurde Anfang 
5<:ptembtr dJ. General CellO Torrdio Villa 
zum neuen Prilsidc:nlcn Bolivicn5 gekürt. 
Er signalisiutc ik'rtit5chaft, in Ein1.Clfragen 
Zuge5ländnisse gcgenuber der Volksbc:we­
guns zu machen. So vt:rfUgtc er die AuOö­
sung deI von G. Mcu gebilMten paramilitä­
rischen Sicherheitsdienstcs. Obwohl die poli­
tischen Partden und Gewerkschaften ver­
boten bleiben SQ Ucn, tx:fUrwortete e r einen 
"sozialen Waffenstillstand", du mittels eines 
Dialogs der Junta mit der Gewerkschaflszen­
Irale C06 bcwerhttlligt werden solhe. 
Laut AfP vom 14.9.198] hauen rlinfftihrcn­
de COB·RepTäsentanten in einem Manifest 
ru. einen solchen Dialog auf der Basis einer 
"Minimalplaufonn" plädiert, die fordert: 
"uneingeschränkte Generalamnestie, Ach­
tung der gewerkschaftlichen und demokr;ui­
sehen Rechte , Achtung der Menschenrechte, 
Aufhebung aller restriktiven Maßnahmen, 
Lösung der wirtschaftlichen Probleme der 
Arbeiler, Maßnahmen gegen Ameiulosigkeit, 
Wiedere instellung der aus politischen oder gc­
werk~chaftlichen Grunden entlassc~n Arbei­
ter, Achtung de r Autonomie de r Universitä­
ten, Schutz der Bodenschätze des Landes, 
Einhallung der Verfassung_" 
In einer Erklärung der Minenarbeiter der 
größten Kupfermine des Landes vom Sep­
tember dJ. fordern die.u: die Anerkennung 
der Gewerkschaften, die freilassung der in­
haftierten GewerksehafuHihrer und Amne­
lit ie für jene Gewerhchafter, die im Ausland 
leben_ Außerdem verlangen sie eine regel­
mäßige Anpassung ihrer Löhne an die Le­
benshaltungskosten, was angesichts einer der­
uitigen Inflationsrate von 40% (Internatio­
nal l1erald Tribune, 24.!:I.198 1) ül>erleben5-
notwendig erscheim. 

Lateinamerika-Menschenrechte 

Auf Anregung der Lateinamerikanischen Or­
ganisation für Menschenrechte, de r Men­
schenrechtskommission Panamas (CON­
DESOPAZ) und des Weltfriedensrates fand 
am 21.-23. September dJ. in Panama·Stadt 
eine internationale Konferenz über Mi:n­
schenrechte und frieden stau. Drei große 
Themenkomplexe standen auf der Tagesord· 
nung: Erstens du Weurusten in der Wclt und 
seine Auswirkungen auf die Menschenrechte , 
wol>ei vor allem die wachsende MiJitarisie­
rung im mittelamerikanischen und karibi· 
schen Raum durch die Reagan-Administ ra· 
tion verurteilt wurde. Weiter wurden S01.iale 
Mißstände (wie das Analphabctemum) und 
deren Bedeutung für die Menschenrechte un­
teT$ucht. Das drille Arbeiuthema I>efaßte 
sich mit Terror und Reprenion seitens reak­
tionärer, rassist ischer und faschistischer Re· 
gimes und der daraus resultie renden Bedro­
hung für den Frieden. 
Die Konferenz erstellte ein Aktionsp~ 

gramm, da!! U.a. die Griindung von Unter­
suchungskommissionen zu den Verbrechen 
de r Diktaturen in Chile, Mittelamerika und 
der Karibik, Untersuchungen übu .wmOl.iui­
sche Aktivitäten in Honduras sowie die Er­
öffnung einer weltweiten SolidaritäUkam· 
pagne für die Opfer de r Repression in Staaten 
Südamerikas wie Paraquay, Uruquay, Kolum· 
bien usw. vorsieht. 

Iran 

Aus den drillen Priisidenuchafuwahlen der 
blamischen Republik Iran ging am 2.10.1981 
AJi Khameini als Sieger helVor. Er vereinigte 
95'10 der insgesamt 16,8 Mio abgegebenen 
Stimmen auf sich, über 2 Mio Stimmen mehr 
als sein im August dJ. ermanleter Vorgänger 
Ali Raja;' Der Teheraner Freitags·lmam A. 
Khameini (42) ist amtie render Generalsekre· 
tär der Islamisch· Republikanischen Partei, ge· 
höne dem 1979 gebildeten geheimen Revolu· 
tionsrat an und war am 28. juni dJ. l>ei ci· 
nem SprengSloffanschlag lel>ensgefiihrlich 
verletzt worden. 
Angesich ts dieses überwältigenden Votums 
zugunHen eines engen Vertrauten Ayatollah 
Khomeinis werden selbst in den USA Zweifel 
am Einschätzungsvermögen de r Exilopponen· 
ten A. Ban;·Sadr und M. Radjavi laut, die der 
islamischen Führung völlige Isolierung atte­
stierten und einen baldigen Sturz voraussag' 
ten. "Trotz der anste igenden Gewaltanwen· 
dung im Iran", so d ie Time vom 12. 10.198 I, 
"Hihlt man in Washington, daß das Kho­
meini_Regime nicht in e rnster Gefahr ist: 'Ei 
gibt keine Beweise dafUr, daß es an Volks· 
unterstützung oder Kontrolle über die Regie­
runl;smcchani5mcn verloren hat'." 

Dies ist offenbar so, obgleich die islamische 
führung 3m 30. September dJ. einen weite­
ren schweren Schlag (siehe auch AlB 
10/198 1, S. 28-3 1) hatte hinnehmen müssen. 
Bei einem flugzeugabsturz nahe Teheran war 
die komplette mili täriJdle Spitze des I ran, 
von Verteidigungsminister Musa Namdschu 
bis zum Kommandierenden der Revolution5-
garden Mohsen Kohiados, töd lich verun· 
glückt. Sie waren soeben von einer Sieges­
feierli chkeit aus der Olprovinz Khuzistan zu· 
riickgekommen, wo tags zuvor der irakische 
Belagerungsring um Abadan nach elfmonati­
gem Kampf gesprengt worden war. 

China 

Am 30. September dJ. bestätigte das Staau­
oberhaupt der VR China (VRCh), Marschall 
j eh Tschien-jing, offiziell die von den Mas· 
senmedien gemeldeten Angebote Pekings zur 
Wiedervereinigung mit Taiwan. In dem Neun­
Punk te· Vorschlag wird U.a. offe riert: 
• de r "Provinz Taiwan" soll ein Sondenta· 
tus innerhalb de r VRCh eingeräumt werden; 
• sie soll ihr wirtschaftliches und soziales 
System sowie ihre eigene Armee l>eil>ehalten; 

Kurzinformationen 

• taiwanesische Regierungsvertrete r könnten 
in den "nationalen politischen Gremien" 
GesamtchinaJ .·ührungspositionen überneh· 
men; 
• Unternehmern aus Taiwan würden bei In· 
vestitionen in der VRCh Profite garantie rt 
und taiwanesischen Wirtschartsfachieuten 
Schlüsselpositionen zur Lenkung des industri· 
ellen ModernisierungsprOl.esses in der VRO! 
angeboten. 
Trotz eines neuerlichen Vorstoßes Pekings 
zur Ingangsetzung von Wiedervereinigungs­
verhandlungen 3m 10. Okwl>er dJ. verhär· 
tete sich die ablehnende Haltung der taiwa­
~sischen Regierung, die das Angebot ledig· 
lich als "Propagandatrick" wertete. Die Wie· 
dervc: reinigungsangebote fielen zeitlich mit 
der Nachricht aus Washington zusammen, 
daß Präsident R. Reagan bereit sei, zwischen 
der VRCh und Taiwan zu vermitteln. 

Weltbank-Weltwährungsfonds 

Vom 29.9.-2.10. dJ. war in Washington die 
jahrestagung der beiden internationalen 
Währungsinstitutionen Weltbank und Intel' 
nationaler Währungsfonds (IMf). A. Claussen 
(Bank of America), neuer Olef der Weltbank, 
propagierte voll den Kurs der Reagan­
Adminis tration: eindämmen der Inflation 
durch eine restriktive Fiskalpolitik. Sein 
Lösungsvorschlag heißt "Freie Marktwirt· 
schaft", gekoppelt mit "angemessenen poli· 
ti schen Richtlinien". Nur die wirl:lchaftlich 
schwächsten Drittländcr erhalten noch Di­
rektkredite, während alle ande~n "auf pri­
Yate, Auslandskapital vertrauen" sollen. 
Seit wann fließt Privatkapital immer zu den 
Ärmsten? Die Beftirchtung liegt nahe, daß 
sich d ie in Weitbank /IM f tonangel>enden 
kapitalistischen Indu$trie länder ihren Ver­
pflichtungen zu entziehen trachten und die 
Dritte Welt der Mißwirtschaft beschuldigen. 
Die Forde rungen der Drittländer nach Auf· 
stocken des KredilVolumens von 4 Mrd auf 
12 Mrd Dollar nach besseren Konditionen 
(derzeit 13,99'10 Zinsen), nach Änderung der 
Stimmrechte und damit zu einer echten Ent­
wicklungsbank wurden von den Repräsentan­
ten der Weltbank und des IMf verein t abge­
wiesen. 

Olympische Bewegung 

Die südkoreanische Hauptstadt Seoul soll 
Austragungsort der Olympischen Sommer· 
spiele im jahre 1988 sein. So enl:lchied das 
In ternationale Olympische Komitee (IOC) 
mit 52:27 Stimmen auf seiner 84. Vollver­
sammlung in Baden Baden Ende Septeml>er 
1981. 
In te rnational aufgewertet wurde damit eine 
von den USA ausgehaltene Militärdiktatur 
unter Chou Du IIwan (siehe AlB I und 
11- 12/ 1980), die für die Repression und dall 
Massenelend in Südkorea ver.mtwortl ich 
zeichnet. Andererseits bieten die Spiele Ge­
legenhei t, die Boykotteure der Moskauer 
Olympiade 1980 (Vorwand: sowjetische 
Afghanistanpräsenz) in Sachen Demokratie 
und Menschenrechte in Südkorea (US·Trup­
penprä$Cnz und Kwangju·Massaker von 
1980) in die Pflicht zu nehmen. 
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Gensehers Rendezvous mit Peking 
Einige Regierungen des "freien Westens" scheinen, je mehr sie dem 
Konfronta tionskurs der j.Carter/R. Reagan anhängen, wieder eine 
umso größere Vorliebe ror Glücksspiele, genauer Kartenspiele, '!'u 
ent .... ickeln. Als Glu.:ksspie ler prä'lentierte sich Anfang Oktober dJ. 
der bundesdeutsche Außenminister Ham·Dietrich Gerucher, als er 
in Peking bei Deng Xiaoping und anderen chinesischen Führungs· 
persönlichkeiten vorsteLLig wurde. 
Im juni d.]. haue US·Außenm inister Alcxander Haig zum Ab· 
schluB seines Chinabesuches "ein hohes Maß an übereinstimmung" 
zwischen den USA und China, gerade auch in globalstratcgischen 
Fragen feMste LLen können. Der Nationale Sicherheitsrat in Washing· 
IOn hatte die VR China aus der Liste kommunistischer Lander 
gestrichen und damit den Grundstein ror direkte US·Waffenlide· 
rungen an Peking gelegt. Folgerichtig stieg prompt auch in 80nn 
wieder das Interesse an einer verHärtten Zusamme'narbeit mit 
China. 
Fast deckungsgleich lautete das Verhandlungsergcbnis, das 11.0. 
Genscher aus dem "Reich der Mitte" mitbrachte. Von ,.großer 
übereinstimmung in weltpolitischen Fragen" '!'willchen Peking und 
Bonn war da die Rede. In Peking hatte der BundesauBenminister 
die Sowjetunion aufgefordert, "die Rüstung in Europa nicht weiter 
auszubauen", eine "demokrati5Che Alternative" fü r Kampuchea ge. 
fordert (an der die Pol·Pot·Banden Deteiligt wären) sowie den Um· 
stand gewürdigt, daß die VR China in diesem Fall Ibe reit wäre, 
Kampuchea als "blockfrei" zu akzeptieren. 
Apropos "blockfrei··. China und der NA TQ·Block stützen nach wie 
vor das im januar 1979 verjagte "blockfreie" Massenm.ord·Regime 
der Pol Pot/Yeng Sary/Khieu Samphan ("Rote Khmer"" ), das 'leine 
Truppenreite auf diese Weise auf thailandischem Boden am LcDen 
erhalt. Die'le Unterstiit'!'ung umfaHt Waffen· und "·imuu hilfe ebenso 
wie politische Einigungsversuche zwiseh~n d~r Pol·Pot·Clique, dem 
ebenfalls in Peking protegierten Prinz Sihanouk und dC'n ultrarech· 
teo "WeiBen Khmer"". Und sie umfaßt massiven Dl'\lck im Rahmen 
der UNO und speziell auf die südOSIasiatischen ASf.AN·Staaten 
(siehe Beitrage in diesem Heft). 

"A lternative" fiir Kampuchea? 

Isl die.sc POlitik "demokratisch-alternativ"" nur, weil sie die Desta· 
bihsierung der vom Krieg der USA bzw. Chinas auHgepowaten 
Ländt'r Kampuchn, Vietnam und Laos betreibt? Oder ist si(, nicht 
eher menschenvernchtend? Ist sie dies nicht schon allein deshalb, 
weil si.: durch die Stützung jener Kräfte, die 1975·79 in Kam· 
puchca rund 3 Mio Mens.:hcn abschJachtt'ten, das kampueheanische 
Volk erneut mit Vernichtung bedroht? Was sonst könnte dieses 
Volk erwarten, sollten die "Roten Khmer" mit ihren ab8<'wrackten 
"neuen'· Verbündeten je wieder in Phnom Penh .:inzieh,:n? 
Außerdem, China und die Westmächte tun auf diese Wei.c alles. um 
eine reale Demokratisierung in Kampuchea wieder zuriickzurollen, 
die in den 1981 abgehaltenen ersten freien Wahlen zum Ausdruck 
kam. Mi t dem Votum von 9!>% des kampueheanischen Volkes im 
Mai 1981 fo.ir die Regierung Heng Samrin ist dit'se im übrigen deu t· 
lich legitimiert worden. 

Oder sollte 11.0. Genscher mit sein.:r "demokratischen Allernative·· 
fo.ir Kampuchea doch noch etwas anderes im Aug ... gehabt haben? 
Vielleicht hängt es zusammen mit dem, .... as er ,.humanitäre Hilfe"" 
rur China nannte? Aber auch die fortgesetzten Aggressionsakte 
Chinas gegen Vietnam kann man wohl ebens.o wenig als "humani· 
tär" auswdsen wk die Favorisienmg dner "demokratischen Alter· 
native" in Kampuchca mit Pol POl und Co. 
Schließlich, Abskhten zur "Frit'denshilfe" kann man H.O. G.:n· 
... hc,~ ""U"&",, nu" a u.h ,..;.-<1.,.. .. 1.:h, "n'..., .. 'c\!"". 0.:-,,,, '" dic""m 
Fall hätte er im Februar{Män: 1979 zumindest cin Sterbenswört· 
chen gegen den chinesischen Kriegszug gen Vietnam einwenden 
oder im Oktober 1981 vorort in Peking die chinesische Führung zur 

Wiederaufnahme der einseitig aufgekündigten Verhandlungen mit 
Vietnam drängen müssen. 

Doch nichts dergleichen geschah, nur Gegoenteiliges: Die von Bonn 
einn b.:willigten 89 Mio D~I Aulbauhilfe rur Vietnam sind formal 
zurtickgehalten, faktisch gestrichen worden. Stattdes.en verhandel­
te 1-1.0. Genscher lieber über Wirtschafts· und Enlwicklungshilfe rur 
die VR China, was de facto auch den "eileren Ausbau der bundes­
deutschen Militarhilfe rur China einschließt. Womit die Bundes· 
regierung einmal mehr klargestellt haben dürfte, wie ernst es ihr mit 
einem aktiven Beitrag zur Entspannungsrorderung in Ostdsicn in 
Wirklichkeit ist. 

Und ... as 1St mit der "chin~sischen KaTle"? Sie auszuspielen, d.h. 
d~n Antisowjeti~mU!) Pekings rur ei8<'ne Ipteressen auszunutzen, 
hatte 1966 FJ. Strauß als erster deutseht:r Politiker reforden. Er 
griff damals Ob~rlegungcn von US·Strategen auf, di~ Anfang du 
6<k'r j ahre aufgrund des zu erwartentkn Scheiterns de.~ Kalten 
Kri~ges eine Neuorientierung de r US·Außenpolitik anstrebten. 
1969 schloß US·Präsident R. Ni:<on mil China die sog. Anti· llege· 
monie·Klau'leI, in der beide S~iten u.a. eine ,.Eindämmungspolitik" 
gegcnuber der Sowjctunion vertraten. 
Die Aufnahme en8""rer Ik'!'iehungen zwischen de r Bundnrcpubhk 
und China ließ d~nnoeh bis in die 70er j ahre (Ende des US·Vict· 
namkrieges) auf sieh warlen. Damals lehnte die so'!'ialliberalc Hun· 
desregieru"l!! allerdings ein gegen den Ost·Wesr·t::ntspannungsprozeß 
ausgerichtetes Ausreizen der "chinesischen Karlt'· ab - im Unter· 
schied zu den zuhauf nach China pilgernden Unionspolitikern, die 
ganz nebenbei die Zusammenamcit bundcs<t.-ulScher Rüstungs· 
konzerne wie Mes'lerschmiu·ßölko ... ·ßlohm mit chinesischen SIel· 
len einfäddten. 
Gegen Ende d.,. 7<k'r jahre schwdgten dann die Bonner Regie· 
rungs· und Oppositionsparll."itn gleichermaßen in ilbcrgro6cn Er· 
wartungen von Mrd·Aufträgen fiir die bundesdcutsche Industrie. 
welche man sich aus dem Einstieg in Do:ng Xiaopings Modernisi~ .. 
rungsprogramm a hoffte. 1980/81 folgte eine allgemeine hnüch· 
terung, wurden doch zahlreiche da industriellen Großaufu '.igc stor· 
nieTt. 
11.0. Genscher versicherte man nUn bei ..,i"em Rn ,dczvou. in ",,­
king, dcn eingegangenen wirhchaftlichen Verpniehtungcn nachzu­
komm~"Il. Und in Honn plädiert man flir die dicsbezuglidl<' Geduld. 
ist man doch _ in Anlehnung an die glohale Konfrontationspolitik 
Washingtons _ den Pekingcr Standpunkten in internationalen 
Kernfragen näher geruckt. !i.D. Gensehers Griff n;\dl d,·r "chi",·.i· 
schen Karte" ist ,ogesehen ein Spiel mil hohem Risiko. 
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Klaus Eder Franz Xaver Kroetz Prof. Renate Riemeek Peter Welss 
Dr. EUsabeth Endres Prof. H.-J. Krysmanskl Erika Runge Gaby Zipfel 
Analol Feld O. P. Prol. Relnhard Kühnl Prof. H . .J. SandkOhler ". L 
Pastor Peler S. Gerlsch Steffen Lehndorf Pfarrer Werner SanS 

RedaktIonskollegium: 
Helmut Bausch (Vorsitz) : Peter 8aumOller; Waller Bloch : Dr. Hans Brender: Alexander 
Goeb: Helmut Haensch: Or. Agnes Hüfner; Dr. Mathlas Jung: Emml Kuhlmey: Wlnfrled 
Uerenleld: Bernd Mansei: Erlch Rudoll: Reiner TaudIen: Frltz Wolf: Bemhard Wortmaf1n. 
Ständige Beratung : Fritz Hollslein 
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